
 

 
Geschäftsstelle im Bürgerzentrum Oestrich-Winkel . Paul-Gerhardt-Weg 1 . 65375 Oestrich-Winkel 
Telefon 06723 992115 . Telefax 06723 992169 . E-Mail nadja.riedel@oestrich-winkel.de 
 

 

Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
 

 
OESTRICH-WINKEL 

IM RHEINGAU 
 

 
 

Bekanntmachung Nr 078/2022 
 
zur 19. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 
am Donnerstag, 08.09.2022 um 19:00 Uhr 
im Bürgerzentrum, Paul-Gerhardt-Weg 1, Raum 222 - Magistratszimmer  
 
 
Tagesordnung 
 

TOP Betreff 
Vorlagen-Nr. 

Öffentliche Sitzung 
 

1. Situation Freibad Hallgarten 
 

2. Regiomaten Sperrvermerk 
 

3. Neufassung der Hauptsatzung 
BV-71/2022 

 

4. Neufassung der Geschäftsordnung für die Stadtverordnetenversammlung und die Ausschüsse 
BV-89/2022 

 

5. Prüfoption Netzgesellschaft 
BV-148/2022 

 

6. Erhöhung der Mitgliedsanteile bei der Rheingauer Volksbank 
BV-164/2022 

 

7. Förderung von Stecker-Solaranlagen für Privatpersonen 
BV-171/2022 

 

8. Landesprogramm „Zukunft Innenstadt I“ 
Ausschreibung 2021: Denken und beleben Sie Ihre Innenstadt neu 
Hier: Beantragung des Innenstadtbudgets 
BV-177/2022 

 

9. Jahresabschluss 2021 Eigenbetrieb Kultur und Freizeit 
BV-82/2022 

 

10. Feststellung des Jahresabschlusses 2021 Eigenbetrieb Stadtwerke und Gewinnverwendung 
BV-131/2022 

 



Einladung zur 19. Sitzung des Haupt- und Finanzausschusses 2 von 2 

11. Kath. Kindertagesstätte Rabanus-Maurus / Beseitigung Brandschutzmängel und Instandsetzung 
Inv. Nr. 3651-1810 – hier Aufhebung Sperrvermerk 
BV-191/2022 

 

12. Antrag FDP: Genossenschaftliches Wohnen und Bauen 
AT-183/2022 

 

13. Antrag FDP: Stream Übertragung der Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung 
AT-185/2022 

 

14. Mitteilungen 
 

14.1 Kennzahlen und Leistungsziele für den Haushaltsplan 2023 ff 
MI-163/2022 

 

15. Verschiedenes 
 

 
 
 
 
Oestrich-Winkel, 31.08.2022 
 
 
 
Thomas Wieczorek 
Ausschussvorsitzender 
 



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-71/2022 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Zentrales  

Vorlagenerstellung Nadja Riedel 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 20.06.2022 

Haupt- und Finanzausschuss 04.07.2022 

Stadtverordnetenversammlung 11.07.2022 

Haupt- und Finanzausschuss 08.09.2022 

Stadtverordnetenversammlung 19.09.2022 

Haupt- und Finanzausschuss 20.10.2022 

Stadtverordnetenversammlung 31.10.2022 

Haupt- und Finanzausschuss 24.11.2022 

Stadtverordnetenversammlung 05.12.2022 
 
 
 
Neufassung der Hauptsatzung 
 
 
 
Beschlussvorschlag 

Die Neufassung der Hauptsatzung wird wie vorgelegt beschlossen. 
 
 

Sachverhalt  

Die vorliegende Hauptsatzung wurde entsprechend des Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung 
2021/118 vom 13.09.2021 sowie gemäß der aktuellen Mustersatzung des HSGB rechtskonform angepasst. 

Die Änderungen gegenüber der bisher aktuellen Satzung sind rot markiert. 

§ 1 Zuständigkeitsabgrenzung und Übertragung von Aufgaben an den Magistrat  
Abs. 3 Punkt 10 Satz 2 
Intern werden Beträge unter 5.000 Euro zwar schon ohne Beteiligung des Magistrats niedergeschlagen 
(gem. Verfügung), eine offizielle Verankerung in der Hauptsatzung (analog zu den anderen IKZ Kommunen) 
ist wünschenswert. 
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§ 1 Zuständigkeitsabgrenzung und Übertragung von Aufgaben an den Magistrat  
Abs. 4 
Die Beträge von 5.000 Euro sind äußerst gering, eine Anhebung auf 15.000 Euro (analog zu den anderen 
IKZ-Kommunen) ist effizienter. 

§ 2 Ausschüsse 
War bisher in der Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung enthalten und wird nun gem. HSGB 
Mustersatzung in der Hauptsatzung verankert. 

§ 9 Öffentliche Bekanntmachungen 
Gem. Beschluss SV 2021/118 vom 13.09.2021 war eine Veröffentlichung der Bekanntmachungen auf der 
Homepage der Stadt Oestrich-Winkel gewünscht. 

Dies wurde rechtskonform nach der HSGB Mustersatzung berücksichtigt. 

 
 

Finanzielle Auswirkungen 

keine 
 
 
Anlage(n) 

 
1. § 2 Ausschüsse Hauptsatzung; Stellungnahme HSGB 
2. Entwurf Neufassung Hauptsatzung 2022 Stand 10-2022 
3. Entwurf Neufassung Hauptsatzung 2022 
 
 
Oestrich – Winkel, 02.05.2022 
 
 
Dezernatsleiter  
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Hauptsatzung 
der Stadt Oestrich-Winkel 
 
 
Rechtsgrundlagen 
§ 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl I S. 
142), zuletzt geändert durch Art. 2 u. 3 des Gesetzes vom 11.12.2020 (GVBl S. 915) 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oestrich-Winkel vom  
 
 
 
§ 1 Zuständigkeitsabgrenzung und Übertragung von Aufgaben an den Magistrat 
(1) Die von den Bürgerinnen und Bürgern gewählte Stadtverordnetenversammlung ist das oberste Organ 

der Stadt. Sie trifft die wichtigen Entscheidungen und überwacht die gesamte Verwaltung. 
 
(2) Der Magistrat besorgt die laufende Verwaltung. Der Haushaltsplan ermächtigt ihn, Ausgaben zu leisten 

und Verpflichtungen einzugehen. Hiervon unberührt bleiben die Regelungen über die Zuständigkeiten 
der gemeindlichen Organe. 

 
(3) Die Stadtverordnetenversammlung überträgt dem Magistrat gemäß § 50 Abs. 1 HGO die Entscheidung 

über folgende Angelegenheiten: 
1. Verfahren zur vereinfachten Umlegung nach §§ 80 ff. Baugesetzbuch (BauGB) 
2. Abschnittsbildung und Zusammenfassung mehrerer Erschließungsanlagen nach § 130 Abs. 2 

BauGB 
3. Erwerb, Tausch, Veräußerung oder Belastung von Grundstücken bzw. die Rückabwicklung von 

Grundstückskaufverträgen 
a) bei landwirtschaftlichen Grundstücken bis zu einem Betrag von 30 TEURO im Einzelfall, 
b) im Übrigen bis 100 TEURO im Einzelfall, 

4. Entscheidung über die Nicht-Ausübung eines bestehenden gesetzlichen Vorkaufsrechtes, 
5. Entscheidungen über den Abschluss sowie die Rückabwicklung von Erbbaurechtsverträgen bis zu 

einem Gesamterbbaurechtszins von 100 TEURO (Höhe des jährlichen Erbbauzinses x 
Gesamtlaufzeit des Vertrages) im Einzelfall, 

6. Veräußerung und Belastung von Erbbaurechten bis zu einem Betrag von 100 TEURO im Einzelfall, 
7. Vergabe von Planungsaufträgen an Architekten und Ingenieure, soweit die betreffenden 

Maßnahmen im Haushalt bereits vorgesehen sind und ausreichend Mittel bereitstehen, ansonsten 
bis zu einem Betrag von 10 TEURO im Einzelfall, 

8. Entscheidungen über den Abschluss von Werkverträgen und über gemeindliche Baumaßnahmen, 
soweit die betreffenden Maßnahmen im Haushalt bereits vorgesehen sind und ausreichend Mittel 
bereitstehen, ansonsten bis zu einem Betrag von 50 TEURO im Einzelfall, 

9. Entscheidungen über den Abschluss von sonstigen schuldrechtlichen Verträgen soweit die 
betreffenden Maßnahmen im Haushalt bereits vorgesehen sind und ausreichend Mittel 
bereitstehen, ansonsten bis zu einer Gesamtvertragssumme von 50 TEURO (jährliche 
Vertragssumme x Vertragslaufzeit) im Einzelfall, 

10. Entscheidungen über Stundung, Niederschlagung, Zahlungsaufschub, Ratenzahlung und Erlass von 
Ansprüchen im Einzelfall. Der Bürgermeister wird ermächtigt, Entscheidungen über Stundung, 
Niederschlagung, Zahlungsaufschub, Ratenzahlung und Erlass von Ansprüchen im Einzelfall bis zu 
einem Betrag von 5 TEURO zu treffen. 
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11. Entscheidungen über die Annahme von Schenkungen, Spenden und die Durchführung von 
Sponsoringmaßnahmen bis zu einem Wert der Zuwendung von 50 TEURO im Einzelfall. 

 
(4) Überplanmäßige Ausgaben gemäß § 100 HGO gelten als unerheblich, wenn der Ansatz um nicht mehr 

als 15 v.H., maximal 5 TEURO je Konto, überschritten wird. 
 Außerplanmäßige Ausgaben im Sinne des § 100 HGO gelten als unerheblich, wenn ein Betrag von 5 

TEURO je neu zu bildendem Konto nicht überschritten wird. 
 
(5) Das Recht der Stadtverordnetenversammlung gemäß § 50 Abs. 1 HGO die Entscheidung über weitere 

Angelegenheiten durch Satzung oder Beschluss auf den Magistrat zu übertragen bleibt von den 
Bestimmungen in Absatz 3 unberührt. 

 
(6) Die Verwaltung wird ermächtigt, zur Steuerung und Optimierung der bestehenden Kredite Zinsverträge 

zur Zinssicherung und Kostensenkung (Finanzinstrumente) einzusetzen. Die eingesetzten 
Finanzinstrumente müssen stets in Zusammenhang mit den Grundgeschäften (Grundgeschäftsbezug) 
stehen. Dem Haupt- und Finanzausschuss ist hierüber jeweils zum Halbjahresschluss zu berichten. 

 
 
§ 2 Ausschüsse 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung bildet zur Vorbereitung ihrer Beschlüsse folgende Ausschüsse: 
 1. Haupt- und Finanzausschuss (HFA) 
 2. Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales und Kultur (JSSK) 
 3. Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen (UPB) 
 
(2) Die Ausschüsse haben 9 Mitglieder und setzen sich nach dem Stärkeverhältnis der Fraktionen 

(Benennungsverfahren gem. § 62 Abs. 2 HGO) zusammen. 
 
 
§ 3 Stadtverordnetenversammlung 
(1) Die Zahl der Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung wird auf 31 festgelegt. 
 
(2) Die Stadtverordnetenversammlung wählt in der ersten Sitzung nach der Wahl aus ihrer Mitte eine 

Stadtverordnetenvorsteherin oder einen Stadtverordnetenvorsteher und ihre oder seine 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter. Die Zahl der Stellvertreterinnen und/oder Stellvertreter wird auf 
3 festgelegt. 

 
 
§ 4 Magistrat 
(1) Der Magistrat besteht aus der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder dem hauptamtlichen 

Bürgermeister und den Stadträtinnen und Stadträten. 
 
(2) Die Zahl der ehrenamtlichen Stadträtinnen und Stadträte beträgt 8. 
 
 
§ 5 Ortsbeiräte 
(1) Für die Stadtteile Hallgarten, Oestrich, Mittelheim und Winkel wird ein Ortsbezirk nach Maßgabe der §§ 

81 und 82 HGO und des Kommunalwahlgesetzes in der jeweils gültigen Fassung eingerichtet. 
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(2) Die Ortsbezirke sind wie folgt abgegrenzt: 
 Der Ortsbezirk Hallgarten umfasst das Gebiet der ehemaligen Gemeinde Hallgarten. 
 Der Ortsbezirk Oestrich umfasst das Gebiet der ehemaligen Gemeinde Oestrich. 
 Der Ortsbezirk Mittelheim umfasst das Gebiet der ehemaligen Gemeinde Mittelheim. 
 Der Ortsbezirk Winkel umfasst das Gebiet der ehemaligen Gemeinde Winkel. 
 
(3) Die Ortsbeiräte bestehen jeweils aus 5 Mitgliedern. 
 
 
§ 6 Ausländerbeirat 
(1) Es wird ein Ausländerbeirat nur dann gebildet, wenn höherrangiges Recht dies der Stadt zwingend 

vorschreibt. 
 
(2) Die Zahl der Mitglieder des Ausländerbeirats beträgt in diesem Fall 5 Mitglieder. 
 
(3) Bei der Wahl zum Ausländerbeirat findet keine Briefwahl statt. 
 
 
§ 7 Kinder- und Jugendfreundlichkeit 
Die Stadt Oestrich-Winkel ist eine kinder- und jugendfreundliche Stadt. Sie wirkt im Rahmen ihrer Befugnisse 
auf die Berücksichtigung von Kindern und Jugendlichen hin. Das Leitbild im Vorhaben „Kinderfreundliche 
Kommunen“ ist handlungsweisend. 
 
 
§ 8 Foto-, Film- und Tonaufnahmen 
In öffentlichen Sitzungen städtischer Gremien sind Foto-, Film- und Tonaufnahmen durch die Medien mit 
dem Ziel der Veröffentlichung oder Übertragung zulässig. Die Foto-, Film- und Tonaufnahmen sind der oder 
dem Vorsitzenden vor Beginn der Sitzung anzuzeigen, wobei die Medienvertreter auf Verlangen ihre 
Presseberechtigung nachzuweisen haben. 
 
 
§ 9 Öffentliche Bekanntmachungen 
(1) Satzungen, Verordnungen, öffentliche Bekanntmachungen nach dem Kommunalwahlgesetz und den 

aufgrund des Kommunalwahlgesetzes ergangenen Rechtsverordnungen sowie anderer Gegenstände 
deren öffentliche Bekanntmachung erforderlich ist, werden durch Bereitstellung auf der Internetseite 
im Sinne von § 5a BekanntmachungsVO der Stadt Oestrich-Winkel unter www.oestrich-winkel.de unter 
Angabe des Bereitstellungstages öffentlich bekannt gemacht. Zudem hat die Stadt im Wiesbadener 
Kurier (Rheingau-Ausgabe) und im Rheingau-Echo im Sinne von § 1 Abs. 1 BekanntmachungsVO auf die 
Bekanntmachung im Internet und die einschlägige Internetadresse nachrichtlich hinzuweisen. In der 
Hinweisbekanntmachung ist, sofern es sich um die Bekanntmachung einer Satzung oder Verordnung der 
Stadt handelt, auf das Recht aufmerksam zu machen, diese während der öffentlichen Sprechzeiten der 
Verwaltung in Papierform einzusehen und sich gegen Kostenerstattung entsprechende Ausdrucke 
fertigen zu lassen. Sofern es sich um Bekanntmachungen nach dem Kommunalwahlgesetz und den 
aufgrund des Kommunalwahlgesetzes ergangenen Rechtsverordnungen handelt, ist die Stelle bzw. sind 

http://www.oestrich-winkel.de/
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die Stellen in der Stadtverwaltung zu benennen, an der oder denen die öffentliche Bekanntmachung zu 
jedermanns Einsicht während der Dienststunden aushängt. 

 
Die Möglichkeit der öffentlichen Bekanntmachung auf der Internetseite gilt nicht im 
Bauleitplanverfahren. Hier erfolgt eine öffentliche Bekanntmachung mit Abdruck im Wiesbadener Kurier 
(Rheingau-Ausgabe) sowie nachrichtlich im Rheingau-Echo im Sinne von § 1 Abs. 1 
BekanntmachungsVO. 

 
 Satzungen sind mit ihrem vollen Wortlaut bekannt zu machen. Gesetzlich vorgeschriebene 

Genehmigungen sind zugleich mit der Satzung öffentlich bekannt zu machen. Die Bekanntmachung ist 
mit Ablauf des Bereitstellungstages im Internet vollendet. 

 
(2) Satzungen, Verordnungen und sonstige öffentliche Bekanntmachungen treten am Tage nach Vollendung 

der Bekanntmachung in Kraft, sofern sie selbst keinen anderen Zeitpunkt bestimmen. 
 
(3) Sind Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte und Erläuterungen bekannt zu 

machen, so werden sie abweichend von Absatz 1 für die Dauer von 7 Arbeitstagen, wenn gesetzlich nicht 
ein anderer Zeitraum vorgeschrieben ist, während der Dienststunden der Stadtverwaltung in Oestrich-
Winkel, Bürgerzentrum, Paul-Gerhardt-Weg 1, zur Einsicht für jede Person ausgelegt. Gegenstand, Ort 
(Gebäude und Raum), Tageszeit und Dauer der Auslegung werden spätestens am Tage vor deren Beginn 
nach Absatz 1 öffentlich bekannt gemacht. Gleiches gilt, wenn eine Rechtsvorschrift öffentliche 
Auslegung vorschreibt und keine besonderen Bestimmungen enthält. Die öffentliche Bekanntmachung 
ist mit Ablauf des Tages vollendet, an dem der Auslegungszeitraum endet. 

 
(4)  Die öffentliche Auslegung der Entwürfe der Bauleitpläne (Bebauungspläne oder Flächennutzungspläne) 

nach § 3 Abs. 2 BauGB ist unter Angabe von Ort (Gebäude und Raum) und Dauer der Auslegung sowie 
Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, mindestens eine Woche 
vorher öffentlich bekannt zu machen. Diese Bekanntmachung muss darüber hinaus den Gegenstand 
(genaue Bezeichnung des Entwurfs) sowie die Tageszeit der Auslegung benennen. Die Dauer der 
Auslegung bestimmt sich nach § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB. Daneben sind nach Maßgabe des § 4a Abs. 4 BauGB 
der Inhalt dieser Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen zusätzlich in das Interne 
einzustellen und über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich zu machen. 

 
(5) Soll ein Bauleitplan (Bebauungsplan oder Flächennutzungsplan) in Kraft gesetzt werden, macht die Stadt 

nach Absatz 1 bekannt, dass der Bauleitplan beschlossen bzw. die Genehmigung erteilt wurde. Der 
Bauleitplan kann während der Dienststunden der Stadtverwaltung im Bürgerzentrum Oestrich, Paul-
Gerhardt-Weg 1, eingesehen werden, worauf in der öffentlichen Bekanntmachung unter Angabe der 
Dienststunden (Tageszeit) und des Auslegungsortes (Gebäude und Raum) hinzuweisen ist. In der 
Bekanntmachung ist auch darauf hinzuweisen, dass die Dauer der Auslegung zeitlich nicht begrenzt ist. 
Die Stadt hält Bauleitplan, Begründung und die zusammenfassende Erklärung nach § 6a bzw. § 10a 
BauGB mit Wirksamwerden der Bekanntmachung zur Einsicht für jede Person bereit und gibt über ihren 
Inhalt auf Verlangen Auskunft. Mit der Bekanntmachung tritt der Bauleitplan in Kraft. Wirksame 
Bauleitpläne sollen mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung ergänzend auch in das 
Internet eingestellt und über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich gemacht werden. 

 
Gleiches gilt für die Ersatzverkündung von Satzungen, deren Rechtsgrundlage auf § 10 Abs. 3 BauGB 
verweist. 
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(6) Kann die Bekanntmachungsform nach Absatz 1 wegen eines Naturereignisses oder anderer 

abwendbarer Zufälle nicht angewandt werden, so genügt jede andere Art der Bekanntgabe, 
insbesondere durch Anschlag oder öffentlichen Ausruf. In diesen Fällen wird die Bekanntmachung, 
sofern sie nicht durch Zeitablauf gegenstandslos geworden ist, in der Form des Absatzes 1 unverzüglich 
nachgeholt. 

 
 
§ 10 Ehrenbürgerrecht, Ehrenbezeichnung 
(1) Die Stadt kann Personen, die sich um sie besonders verdient gemacht haben, das Ehrenbürgerrecht 

verleihen. 
 
(2) Personen, die als Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung, eines Ortsbeirates, des 

Ausländerbeirates, Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte, hauptamtliche Wahlbeamtinnen oder 
Wahlbeamte insgesamt mindestens 20 Jahre ein Mandat oder Amt in der Stadt ohne Unterbrechung 
ausgeübt haben, können eine Ehrenbezeichnung erhalten. Die Ehrenbezeichnung lautet 
„Stadtälteste/r“. 

 
(3) Das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbezeichnung sollen in feierlicher Form in einer Sitzung der 

Stadtverordnetenversammlung verliehen werden. Den Geehrten ist eine Urkunde über die Verleihung 
des Ehrenbürgerrechts oder der Ehrenbezeichnung sowie die Ehrennadel der Stadt Oestrich-Winkel 
auszuhändigen. 

 
(4) Die Stadt kann das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbezeichnung wegen unwürdigen Verhaltens 

entziehen. 
 
 
§ 11 Inkrafttreten 
Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Die bisherige Hauptsatzung vom 
29.04.2021 tritt mit dem gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 
 
Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der 
Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden 
Verfahrensvorschriften eingehalten wurden. 
 
 
Oestrich-Winkel,  
 
Der Magistrat 
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Hauptsatzung 
der Stadt Oestrich-Winkel 
 
 
Rechtsgrundlagen 
§ 6 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekanntmachung vom 07.03.2005 (GVBl I S. 
142), zuletzt geändert durch Art. 2 u. 3 des Gesetzes vom 11.12.2020 (GVBl S. 915) 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oestrich-Winkel vom  
 
 
 
§ 1 Zuständigkeitsabgrenzung und Übertragung von Aufgaben an den Magistrat 
(1) Die von den Bürgerinnen und Bürgern gewählte Stadtverordnetenversammlung ist das oberste Organ 

der Stadt. Sie trifft die wichtigen Entscheidungen und überwacht die gesamte Verwaltung. 
 
(2) Der Magistrat besorgt die laufende Verwaltung. Der Haushaltsplan ermächtigt ihn, Ausgaben zu leisten 

und Verpflichtungen einzugehen. Hiervon unberührt bleiben die Regelungen über die Zuständigkeiten 
der gemeindlichen Organe. 

 
(3) Die Stadtverordnetenversammlung überträgt dem Magistrat gemäß § 50 Abs. 1 HGO die Entscheidung 

über folgende Angelegenheiten: 
1. Verfahren zur vereinfachten Umlegung nach §§ 80 ff. Baugesetzbuch (BauGB) 
2. Abschnittsbildung und Zusammenfassung mehrerer Erschließungsanlagen nach § 130 Abs. 2 

BauGB 
3. Erwerb, Tausch, Veräußerung oder Belastung von Grundstücken bzw. die Rückabwicklung von 

Grundstückskaufverträgen 
a) bei landwirtschaftlichen Grundstücken bis zu einem Betrag von 30 TEURO im Einzelfall, 
b) im Übrigen bis 100 TEURO im Einzelfall, 

4. Entscheidung über die Nicht-Ausübung eines bestehenden gesetzlichen Vorkaufsrechtes, 
5. Entscheidungen über den Abschluss sowie die Rückabwicklung von Erbbaurechtsverträgen bis zu 

einem Gesamterbbaurechtszins von 100 TEURO (Höhe des jährlichen Erbbauzinses x 
Gesamtlaufzeit des Vertrages) im Einzelfall, 

6. Veräußerung und Belastung von Erbbaurechten bis zu einem Betrag von 100 TEURO im Einzelfall, 
7. Vergabe von Planungsaufträgen an Architekten und Ingenieure, soweit die betreffenden 

Maßnahmen im Haushalt bereits vorgesehen sind und ausreichend Mittel bereitstehen, ansonsten 
bis zu einem Betrag von 10 TEURO im Einzelfall, 

8. Entscheidungen über den Abschluss von Werkverträgen und über gemeindliche Baumaßnahmen, 
soweit die betreffenden Maßnahmen im Haushalt bereits vorgesehen sind und ausreichend Mittel 
bereitstehen, ansonsten bis zu einem Betrag von 50 TEURO im Einzelfall, 

9. Entscheidungen über den Abschluss von sonstigen schuldrechtlichen Verträgen soweit die 
betreffenden Maßnahmen im Haushalt bereits vorgesehen sind und ausreichend Mittel 
bereitstehen, ansonsten bis zu einer Gesamtvertragssumme von 50 TEURO (jährliche 
Vertragssumme x Vertragslaufzeit) im Einzelfall, 

10. Entscheidungen über Stundung, Niederschlagung, Zahlungsaufschub, Ratenzahlung und Erlass von 
Ansprüchen im Einzelfall. Der Bürgermeister wird ermächtigt, Entscheidungen über Stundung, 
Niederschlagung, Zahlungsaufschub, Ratenzahlung und Erlass von Ansprüchen im Einzelfall bis zu 
einem Betrag von 5 TEURO zu treffen. 



 
OESTRICH-WINKEL 

IM RHEINGAU 
 

Hauptsatzung Seite 2 

11. Entscheidungen über die Annahme von Schenkungen, Spenden und die Durchführung von 
Sponsoringmaßnahmen bis zu einem Wert der Zuwendung von 50 TEURO im Einzelfall. 

 
(4) Unerhebliche über- und außerplanmäßige Ausgaben und Aufwendungen im Sinne des § 100 HGO sind 

Beträge bis 15 TEURO (vorher jeweils 5 TEURO). 
 
(5) Das Recht der Stadtverordnetenversammlung gemäß § 50 Abs. 1 HGO die Entscheidung über weitere 

Angelegenheiten durch Satzung oder Beschluss auf den Magistrat zu übertragen bleibt von den 
Bestimmungen in Absatz 3 unberührt. 

 
(6) Die Verwaltung wird ermächtigt, zur Steuerung und Optimierung der bestehenden Kredite Zinsverträge 

zur Zinssicherung und Kostensenkung (Finanzinstrumente) einzusetzen. Die eingesetzten 
Finanzinstrumente müssen stets in Zusammenhang mit den Grundgeschäften (Grundgeschäftsbezug) 
stehen. Dem Haupt- und Finanzausschuss ist hierüber jeweils zum Halbjahresschluss zu berichten. 

 
 
§ 2 Ausschüsse 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung bildet zur Vorbereitung ihrer Beschlüsse folgende Ausschüsse: 
 1. Haupt- und Finanzausschuss (HFA) 
 2. Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales und Kultur (JSSK) 
 3. Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen (UPB) 
 
(2) Die Ausschüsse haben 9 Mitglieder und setzen sich nach dem Stärkeverhältnis der Fraktionen 

(Benennungsverfahren gem. § 62 Abs. 2 HGO) zusammen. 
 
 
§ 3 Stadtverordnetenversammlung 
(1) Die Zahl der Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung wird auf 31 festgelegt. 
 
(2) Die Stadtverordnetenversammlung wählt in der ersten Sitzung nach der Wahl aus ihrer Mitte eine 

Stadtverordnetenvorsteherin oder einen Stadtverordnetenvorsteher und ihre oder seine 
Stellvertreterinnen oder Stellvertreter. Die Zahl der Stellvertreterinnen und/oder Stellvertreter wird auf 
3 festgelegt. 

 
 
§ 4 Magistrat 
(1) Der Magistrat besteht aus der hauptamtlichen Bürgermeisterin oder dem hauptamtlichen 

Bürgermeister und den Stadträtinnen und Stadträten. 
 
(2) Die Zahl der ehrenamtlichen Stadträtinnen und Stadträte beträgt 8. 
 
 
§ 5 Ortsbeiräte 
(1) Für die Stadtteile Hallgarten, Oestrich, Mittelheim und Winkel wird ein Ortsbezirk nach Maßgabe der §§ 

81 und 82 HGO und des Kommunalwahlgesetzes in der jeweils gültigen Fassung eingerichtet. 
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(2) Die Ortsbezirke sind wie folgt abgegrenzt: 
 Der Ortsbezirk Hallgarten umfasst das Gebiet der ehemaligen Gemeinde Hallgarten. 
 Der Ortsbezirk Oestrich umfasst das Gebiet der ehemaligen Gemeinde Oestrich. 
 Der Ortsbezirk Mittelheim umfasst das Gebiet der ehemaligen Gemeinde Mittelheim. 
 Der Ortsbezirk Winkel umfasst das Gebiet der ehemaligen Gemeinde Winkel. 
 
(3) Die Ortsbeiräte bestehen jeweils aus 5 Mitgliedern. 
 
 
§ 6 Ausländerbeirat 
(1) Es wird ein Ausländerbeirat nur dann gebildet, wenn höherrangiges Recht dies der Stadt zwingend 

vorschreibt. 
 
(2) Die Zahl der Mitglieder des Ausländerbeirats beträgt in diesem Fall 5 Mitglieder. 
 
(3) Bei der Wahl zum Ausländerbeirat findet keine Briefwahl statt. 
 
 
§ 7 Kinder- und Jugendfreundlichkeit 
Die Stadt Oestrich-Winkel ist eine kinder- und jugendfreundliche Stadt. Sie wirkt im Rahmen ihrer Befugnisse 
auf die Berücksichtigung von Kindern und Jugendlichen hin. Das Leitbild im Vorhaben „Kinderfreundliche 
Kommunen“ ist handlungsweisend. 
 
 
§ 8 Foto-, Film- und Tonaufnahmen 
In öffentlichen Sitzungen städtischer Gremien sind Foto-, Film- und Tonaufnahmen durch die Medien mit 
dem Ziel der Veröffentlichung oder Übertragung zulässig. Die Foto-, Film- und Tonaufnahmen sind der oder 
dem Vorsitzenden vor Beginn der Sitzung anzuzeigen, wobei die Medienvertreter auf Verlangen ihre 
Presseberechtigung nachzuweisen haben. 
 
 
§ 9 Öffentliche Bekanntmachungen 
(1) Satzungen, Verordnungen, öffentliche Bekanntmachungen nach dem Kommunalwahlgesetz und den 

aufgrund des Kommunalwahlgesetzes ergangenen Rechtsverordnungen sowie anderer Gegenstände 
deren öffentliche Bekanntmachung erforderlich ist, werden durch Bereitstellung auf der Internetseite 
im Sinne von § 5a BekanntmachungsVO der Stadt Oestrich-Winkel unter www.oestrich-winkel.de unter 
Angabe des Bereitstellungstages öffentlich bekannt gemacht. Zudem hat die Stadt im Wiesbadener 
Kurier (Rheingau-Ausgabe) und im Rheingau-Echo im Sinne von § 1 Abs. 1 BekanntmachungsVO auf die 
Bekanntmachung im Internet und die einschlägige Internetadresse nachrichtlich hinzuweisen. In der 
Hinweisbekanntmachung ist, sofern es sich um die Bekanntmachung einer Satzung oder Verordnung der 
Stadt handelt, auf das Recht aufmerksam zu machen, diese während der öffentlichen Sprechzeiten der 
Verwaltung in Papierform einzusehen und sich gegen Kostenerstattung entsprechende Ausdrucke 
fertigen zu lassen. Sofern es sich um Bekanntmachungen nach dem Kommunalwahlgesetz und den 
aufgrund des Kommunalwahlgesetzes ergangenen Rechtsverordnungen handelt, ist die Stelle bzw. sind 
die Stellen in der Stadtverwaltung zu benennen, an der oder denen die öffentliche Bekanntmachung zu 
jedermanns Einsicht während der Dienststunden aushängt. 

 

http://www.oestrich-winkel.de/
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Die Möglichkeit der öffentlichen Bekanntmachung auf der Internetseite gilt nicht im 
Bauleitplanverfahren. Hier erfolgt eine öffentliche Bekanntmachung mit Abdruck im Wiesbadener Kurier 
(Rheingau-Ausgabe) sowie nachrichtlich im Rheingau-Echo im Sinne von § 1 Abs. 1 
BekanntmachungsVO. 

 
 Satzungen sind mit ihrem vollen Wortlaut bekannt zu machen. Gesetzlich vorgeschriebene 

Genehmigungen sind zugleich mit der Satzung öffentlich bekannt zu machen. Die Bekanntmachung ist 
mit Ablauf des Bereitstellungstages im Internet vollendet. 

 
(2) Satzungen, Verordnungen und sonstige öffentliche Bekanntmachungen treten am Tage nach Vollendung 

der Bekanntmachung in Kraft, sofern sie selbst keinen anderen Zeitpunkt bestimmen. 
 
(3) Sind Karten, Pläne oder Zeichnungen und damit verbundene Texte und Erläuterungen bekannt zu 

machen, so werden sie abweichend von Absatz 1 für die Dauer von 7 Arbeitstagen, wenn gesetzlich nicht 
ein anderer Zeitraum vorgeschrieben ist, während der Dienststunden der Stadtverwaltung in Oestrich-
Winkel, Bürgerzentrum, Paul-Gerhardt-Weg 1, zur Einsicht für jede Person ausgelegt. Gegenstand, Ort 
(Gebäude und Raum), Tageszeit und Dauer der Auslegung werden spätestens am Tage vor deren Beginn 
nach Absatz 1 öffentlich bekannt gemacht. Gleiches gilt, wenn eine Rechtsvorschrift öffentliche 
Auslegung vorschreibt und keine besonderen Bestimmungen enthält. Die öffentliche Bekanntmachung 
ist mit Ablauf des Tages vollendet, an dem der Auslegungszeitraum endet. 

 
(4)  Die öffentliche Auslegung der Entwürfe der Bauleitpläne (Bebauungspläne oder Flächennutzungspläne) 

nach § 3 Abs. 2 BauGB ist unter Angabe von Ort (Gebäude und Raum) und Dauer der Auslegung sowie 
Angaben dazu, welche Arten umweltbezogener Informationen verfügbar sind, mindestens eine Woche 
vorher öffentlich bekannt zu machen. Diese Bekanntmachung muss darüber hinaus den Gegenstand 
(genaue Bezeichnung des Entwurfs) sowie die Tageszeit der Auslegung benennen. Die Dauer der 
Auslegung bestimmt sich nach § 3 Abs. 2 S. 1 BauGB. Daneben sind nach Maßgabe des § 4a Abs. 4 BauGB 
der Inhalt dieser Bekanntmachung und die auszulegenden Unterlagen zusätzlich in das Interne 
einzustellen und über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich zu machen. 

 
(5) Soll ein Bauleitplan (Bebauungsplan oder Flächennutzungsplan) in Kraft gesetzt werden, macht die Stadt 

nach Absatz 1 bekannt, dass der Bauleitplan beschlossen bzw. die Genehmigung erteilt wurde. Der 
Bauleitplan kann während der Dienststunden der Stadtverwaltung im Bürgerzentrum Oestrich, Paul-
Gerhardt-Weg 1, eingesehen werden, worauf in der öffentlichen Bekanntmachung unter Angabe der 
Dienststunden (Tageszeit) und des Auslegungsortes (Gebäude und Raum) hinzuweisen ist. In der 
Bekanntmachung ist auch darauf hinzuweisen, dass die Dauer der Auslegung zeitlich nicht begrenzt ist. 
Die Stadt hält Bauleitplan, Begründung und die zusammenfassende Erklärung nach § 6a bzw. § 10a 
BauGB mit Wirksamwerden der Bekanntmachung zur Einsicht für jede Person bereit und gibt über ihren 
Inhalt auf Verlangen Auskunft. Mit der Bekanntmachung tritt der Bauleitplan in Kraft. Wirksame 
Bauleitpläne sollen mit der Begründung und der zusammenfassenden Erklärung ergänzend auch in das 
Internet eingestellt und über das zentrale Internetportal des Landes zugänglich gemacht werden. 

 
Gleiches gilt für die Ersatzverkündung von Satzungen, deren Rechtsgrundlage auf § 10 Abs. 3 BauGB 
verweist. 

 
(6) Kann die Bekanntmachungsform nach Absatz 1 wegen eines Naturereignisses oder anderer 

abwendbarer Zufälle nicht angewandt werden, so genügt jede andere Art der Bekanntgabe, 
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insbesondere durch Anschlag oder öffentlichen Ausruf. In diesen Fällen wird die Bekanntmachung, 
sofern sie nicht durch Zeitablauf gegenstandslos geworden ist, in der Form des Absatzes 1 unverzüglich 
nachgeholt. 

 
 
§ 10 Ehrenbürgerrecht, Ehrenbezeichnung 
(1) Die Stadt kann Personen, die sich um sie besonders verdient gemacht haben, das Ehrenbürgerrecht 

verleihen. 
 
(2) Personen, die als Mitglieder der Stadtverordnetenversammlung, eines Ortsbeirates, des 

Ausländerbeirates, Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte, hauptamtliche Wahlbeamtinnen oder 
Wahlbeamte insgesamt mindestens 20 Jahre ein Mandat oder Amt in der Stadt ohne Unterbrechung 
ausgeübt haben, können eine Ehrenbezeichnung erhalten. Die Ehrenbezeichnung lautet 
„Stadtälteste/r“. 

 
(3) Das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbezeichnung sollen in feierlicher Form in einer Sitzung der 

Stadtverordnetenversammlung verliehen werden. Den Geehrten ist eine Urkunde über die Verleihung 
des Ehrenbürgerrechts oder der Ehrenbezeichnung sowie die Ehrennadel der Stadt Oestrich-Winkel 
auszuhändigen. 

 
(4) Die Stadt kann das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbezeichnung wegen unwürdigen Verhaltens 

entziehen. 
 
 
§ 11 Inkrafttreten 
Diese Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. Die bisherige Hauptsatzung vom 
29.04.2021 tritt mit dem gleichen Zeitpunkt außer Kraft. 
 
Ausfertigungsvermerk 
Es wird bestätigt, dass der Inhalt dieser Satzung mit den hierzu ergangenen Beschlüssen der 
Stadtverordnetenversammlung übereinstimmt und dass die für die Rechtswirksamkeit maßgebenden 
Verfahrensvorschriften eingehalten wurden. 
 
 
Oestrich-Winkel,  
 
Der Magistrat 
 
 
Kay Tenge 
Bürgermeister 
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Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Zentrales  

Vorlagenerstellung Nadja Riedel 
 
Verfahrensgang Termin 

Haupt- und Finanzausschuss 04.07.2022 

Stadtverordnetenversammlung 11.07.2022 

Haupt- und Finanzausschuss 08.09.2022 

Stadtverordnetenversammlung 19.09.2022 

Haupt- und Finanzausschuss 20.10.2022 

Stadtverordnetenversammlung 31.10.2022 

Haupt- und Finanzausschuss 24.11.2022 

Stadtverordnetenversammlung 05.12.2022 
 
 
 
Neufassung der Geschäftsordnung für die Stadtverordnetenversammlung und die Ausschüsse 
 
 
 
Beschlussvorschlag 

Die Neufassung der Geschäftsordnung für die Stadtverordnetenversammlung und der Ausschüsse wird wie 
vorgelegt beschlossen. 
 
 

Sachverhalt  

Die Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung und der Ausschüsse entsprach nicht mehr der 
Mustersatzung des HSGB wurde und musste daher diesbezüglich rechtskonform angepasst werden. 

Die Änderungen zur derzeit noch aktuellen Geschäftsordnung sind rot markiert. 

Soweit nachstehend nicht anders erläutert, sind die Änderungen immer auf die Mustersatzung des HSGB 
zurückzuführen. 

§ 4 Verschwiegenheitspflicht 
Redaktionelle Änderung (es fehlte das Wort „Angelegenheiten“) 
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§ 6 Bildung von Fraktionen 
Abs. 2 
Redaktionelle Änderung (es fehlte das Wort „nicht“) 

§ 16 Anfragen 
Abs. 1 
Hier wurde die Frist angepasst. 

§ 31 Bildung der Ausschüsse, Stellvertretung 
Abs.4 
Wurde gestrichen, dieser Passus befindet sich nun gem. HSGB Mustersatzung in der Hauptsatzung (siehe 
auch BV-71/2022) 

 
 

Finanzielle Auswirkungen 

keine 
 
 
Anlage(n) 

 
1. Änderungsantrag SPD mit Anmerkungen HSGB 
2. Entwurf GO SV 
3. SPD Änderungsantrag GO SV 
 
 
Oestrich – Winkel, 19.05.2022 
 
 
Dezernatsleiter  



SPD-Änderungsantrag zu TOP 8. Neufassung der Geschäftsordnung für die 
Stadtverordnetenversammlung und die Ausschüsse 
 

Rot Änderungen der Verwaltung 
Grün: Änderungen der SPD 
Lila: Anmerkungen der Verwaltung 
Blau: Anmerkungen HSGB; Schreiben vom 19.09.2022 und 17.10.2022 
 
 

Allgemeine Anmerkung des HSGB 
In Bezug auf die geplanten Änderungen in der Geschäftsordnung für die 
Stadtverordnetenversammlung und die Ausschüsse orientieren sich die Änderungen der 
Verwaltung an der Mustergeschäftsordnung des HSGB. Insofern bestehen diesbezüglich keine 
Bedenken. 
 
 
§ 10 Geteilte Tagesordnung 
(1) Die Tagesordnung besteht aus den Teilen A und B. Teil A betrifft Angelegenheiten, über die nach 
Beratung einzeln abgestimmt werden kann; Teil B solche, über die ohne Beratung im Block abgestimmt 
werden kann. Ob über die Verhandlungsgegenstände des Teiles B ohne Beratung im Block abgestimmt 
werden soll, entscheidet die Stadtverordnetenversammlung am Anfang der Sitzung. Auf Verlangen einer 
oder eines Stadtverordneten ist ein Verhandlungsgegenstand unter Teil B getrennt ohne Aussprache 
abzustimmen oder nach Teil A zu überführen. 
 
HSGB: In § 10 sind Regelungen über die geteilte Tagesordnung getroffen. Insofern sollten auch hier keine 
anderen Regelungen vorgesehen werden. Dass bei einem Punkt, der in Teil B untergebracht ist, auf eine 
Aussprache verzichtet werden soll, stellt einen regulären Geschäftsordnungsantrag „Ende der Debatte“ 
dar. Wir würden empfehlen, dies nicht mit der Verschiebung von Tagesordnungspunkten von Teil B nach 
Teil A zu vermischen. 
 
 
§ 12 Anträge 
(1) Jede oder jeder Stadtverordnete, jede Fraktion, der Magistrat und die Bürgermeisterin oder der 
Bürgermeister können Anträge in die Stadtverordnetenversammlung einbringen. Die 
Integrationskommission kann in allen wichtigen Angelegenheiten, die ausländische Einwohnerinnen oder 
Einwohner betreffen Anträge in die Stadtverordnetenversammlung einbringen. 
 
→ Frage: Kann dieses Recht auch für andere Beiräte geschaffen werden? 
 
HSGB: Dies ist zu verneinen. 
Die Stellung der Integrationskommission leitet sich aus der gesetzlichen Regelung in § 89 HGO ab. Danach 
berät gem. § 89 Abs. 3 HGO die Integrationskommission die Organe der Gemeinde in allen 
Angelegenheiten, die ausländische Einwohner betreffen. Aufgrund der entsprechenden Geltung des § 88 
Abs. 2 HGO kann der Ausländerbeirat bzw. die Integrationskommission in allen wichtigen 
Angelegenheiten, die ausländische Einwohner betreffen, Anträge an die Gemeindevertretung richten. 
Dieses Antrags- und Beratungsrecht ist insofern explizit für den Ausländerbeirat bzw. die 
Integrationskommission geregelt. Eine Ausweitung auf andere Beiräte ist tatsächlich nicht möglich. 
 
 
(2) Anträge müssen begründet sein und eine klare für die Verwaltung ausführbare Anweisung enthalten. 
Beschlussvorschlag und Begründung sind voneinander zu trennen. Die Antragstellerin oder der 



Antragsteller muss bestimmen, ob der Antrag vor der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung im 
zuständigen Ausschuss behandelt werden soll. 
 
→ Anmerkung: Hierzu muss ein Verfahren entwickelt werden zwischen Fraktionen, 
Stadtverordnetenvorsteherin und Verwaltung (Formblatt für Anträge mit Ankreuzmöglichkeit etc.) 
 
Anmerkung der Verwaltung: Den Antragstellern ist es sicher möglich bei Übermittlung ihres Antrags 
dazuzuschreiben in welchen Ausschuss der Antrag gehen soll. Teilweise wird es ja bereits so gehandhabt. 
Das bisherige Antragsformblatt, das direkt in das Sitzungsdienstprogramm hochgeladen werden kann, 
mussten wir zunächst wieder einstellen, da leider nicht alle Antragsteller über die aktuellste Word-
Version verfügen. Diese ist hierfür jedoch zwingend erforderlich. 
 
 
(3) Anträge sind schriftlich und von der Antragstellerin oder dem Antragsteller unterzeichnet bei der oder 
dem Vorsitzenden und im Körperschaftsbüro einzureichen. Eine Antragstellung in elektronischer Form per 
E-Mail ist ausreichend. Bei Anträgen von Fraktionen genügt - außer im Falle des § 56 Abs. 1 Satz 2 HGO - die 
Unterschrift der oder des Vorsitzenden oder ihrer oder seiner Stellvertretung. Zwischen dem Zugang der 
Anträge bei der oder dem Vorsitzenden und dem Sitzungstag müssen mindestens 21 volle Kalendertage 
liegen. Anträge des Magistrats und der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters sollen 
spätestens zur Sitzung jeder und jedem Stadtverordneten vorliegen. 
 
→ Frage: Wie erklärt sich die damit Ungleichbehandlung zwischen Magistrat einerseits und 
Stadtverordneten/Fraktionen andererseits? 
 
Die unterschiedliche Regelung zur Antragstellung zwischen Magistrat einerseits und 
Stadtverordneten/Fraktionen andererseits leitet sich ebenfalls aus der gesetzlichen Regelung ab. Insofern 
regelt § 58 Abs. 5 HGO, dass die Tagesordnung von dem/der Vorsitzenden im Benehmen mit dem 
Gemeindevorstand/Magistrat festgesetzt wird. Soweit Anträge einzelner Gemeindevertreter und 
Fraktionen auf die Tagesordnung zu setzen sind, sind diese bis zu einem bestimmten, in der 
Geschäftsordnung festzulegenden Zeitpunkt vor der Sitzung bei dem Vorsitzenden einzugehen. Insofern ist 
es tatsächlich entscheidungserheblich, dass in Bezug auf die Anträge einzelner Vertreter und Fraktionen 
eine Frist in der Geschäftsordnung geregelt ist. 
 
 
(4) Zur Vorbereitung einer Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung verweist die oder der 
Vorsitzende Anträge an den zuständigen Ausschuss, wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller dies 
bestimmt hat. Im Übrigen hat die oder der Vorsitzende rechtzeitig eingegangene Anträge auf die 
Tagesordnung der nächsten Sitzung der Stadtverordnetenversammlung zu nehmen. Dies gilt auch für die 
nach Satz 1 verwiesenen Anträge. 
 
→ Anmerkung zu Satz 1: Hierzu muss ein Verfahren entwickelt werden zwischen Fraktionen, 
Stadtverordnetenvorsteherin und Verwaltung (Formblatt für Anträge mit Ankreuzmöglichkeit etc.) 
 
Anmerkung der Verwaltung: Den Antragstellern ist es sicher möglich bei Übermittlung ihres Antrags 
dazuzuschreiben in welchen Ausschuss der Antrag gehen soll. Teilweise wird es ja bereits so gehandhabt. 
Das bisherige Antragsformblatt, das direkt in das Sitzungsdienstprogramm hochgeladen werden kann, 
mussten wir zunächst wieder einstellen, da leider nicht alle Antragsteller über die aktuellste Word-
Version verfügen. Diese ist hierfür jedoch zwingend erforderlich. 
 
 
(5) Verspätete Anträge nimmt die oder der Vorsitzende auf die Tagesordnung der folgenden Sitzung. 
 
(6) Ist die Anhörung eines Ortsbeirates, der Integrationskommission und/oder des Kinder- und 
Jugendbeirates und/oder des Seniorenbeirats und/oder sonstigen Beirates erforderlich, bevor die 



Stadtverordnetenversammlung entscheidet, so leitet die oder der Vorsitzende diese unverzüglich nach 
Eingang des Antrages ein. Sie oder er setzt dem Ortsbeirat, der Integrationskommission und/oder dem 
Kinder- und Jugendbeirat oder sonstigen Beirat eine Frist zur Stellungnahme. Dabei sind die §§ 34 ff. der 
Geschäftsordnung zu beachten. 
 
Anmerkung der Verwaltung: Seniorenbeirat fällt unter „sonstiger Beirat“, kann aber auch explizit mit 
aufgenommen werden. 
 
 
§ 16 Anfragen 
(1) Stadtverordnete sowie Fraktionen können zum Zwecke der Überwachung der Verwaltung schriftliche 
Anfragen i. S. v. § 50 Abs. 2 HGO an den Magistrat stellen. Hiervon nicht umfasst sind Anfragen zu 
Auftragsangelegenheiten im Sinne des § 4 Abs. 2 HGO. Die Schriftform kann durch die elektronische Form 
ersetzt werden. Die Anfragen sind bei der oder dem Vorsitzenden und dem Magistrat spätestens am 
zehnten Tag am fünften Werktag vor der Stadtverordnetenversammlung einzureichen. Der Magistrat 
beantwortet die Anfragen schriftlich 
oder mündlich in der nächsten Sitzung der Stadtverordnetenversammlung. Eine Erörterung findet nicht 
statt. Der Fragestellerin oder dem Fragesteller sind zwei Zusatzfragen zu gestatten und jeder Fraktion ist 
eine Zusatzfrage zu gestatten. 
 
Anmerkung der Verwaltung: Um Irritationen (Bei welchen Wochentagen handelt es sich um einen 
Werktag?) auszuschließen, sollte die Zeitspanne besser in Tagen angegeben werden und nicht in 
Werktagen. 
 
 
§ 19 Sitzungsordnung, Sitzungsdauer und Film- und Tonbandaufzeichnungen 
(1) Während der Sitzungen ist es untersagt im Sitzungsraum zu rauchen oder alkoholische Getränke zu sich 
zu nehmen oder Tiere mitzubringen. Um den Belangen der Vereinbarkeit von Familie und 
Mandatsausübung Rechnung zu tragen, ist es gestattet minderjährige Kinder bis zu einem Alter von 12 
Monaten Jahren zur Sitzung mitzubringen. 
 
HSGB: Ob tatsächlich Kinder bis zu einem Alter von 12 Jahren mit zur Sitzung gebracht werden können, 
sollte Ihrerseits geprüft werden. Diesseits wird empfohlen, Kinder bis zu einem Alter von bis zu max. 9 
Jahren mitzubringen. 
 
 
§ 22 Beratung 
(7) Falls der Magistrat, die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister nach dem Schluss der Beratung von der 
Möglichkeit Gebrauch macht, das Wort zu ergreifen, ist damit die Aussprache erneut eröffnet. 
 
Anm.: § 22 (7) alt bleibt erhalten. § 22 (7) neu wird zu § 22 (8) neu 
 
HSGB: Da die Sitzungsleitung dem/der Stadtverordnetenvorsteher/in obliegt, sollte diese/r regeln, ob 
eine Aussprache erneut eröffnet wird oder nicht. 
 
 
§ 23 Anträge zur Geschäftsordnung 
(2) Stadtverordnete können sich nach Beginn der Aussprache (§ 22 Abs. 2 dieser GO) jederzeit mit einem 
Antrag zur Geschäftsordnung durch Heben beider Hände melden. Ein Redebeitrag wird deswegen nicht 
unterbrochen. Die oder der Stadtverordnete kann unmittelbar nach dessen Schluss den Antrag zur 
Geschäftsordnung vortragen und begründen. Danach erteilt die oder der Vorsitzende allen Fraktionen, 
wenn gewünscht, nur einmal das Wort zur Gegenrede und lässt dann über den Antrag abstimmen. Dieser 
gilt als angenommen, wenn niemand widersprochen hat. 
 



HSGB: Diese Regelung, dass allen Fraktionen das Wort zur Gegenrede erteilt werden kann, halten wir für 
zu weitgehend. Insofern sollte es bei der ursprünglichen Fassung bleiben, dass nur einmal das Wort zur 
Gegenrede erteilt wird. Die Möglichkeit, allen Fraktionen die Gegenrede zu ermöglichen kann zu einer 
langwierigen Verzögerung führen. 
 
 
§ 29 Niederschrift 
(1) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen der Stadtverordnetenversammlung ist eine 
Niederschrift zu fertigen. Sie soll sich auf die Angabe der Anwesenden, der gestellten Fragen und 
Antworten, der verhandelten Gegenstände, der gefassten Beschlüsse und der vollzogenen Wahlen 
beschränken. Die Abstimmungsergebnisse sowie Verlauf und Ergebnisse von Wahlen sind festzuhalten. 
Jede bzw. jeder Stadtverordnete kann vor Beginn der Stimmabgabe verlangen, dass seine Abstimmung in 
der Niederschrift festgehalten wird. 
 
Anm.: Der Passus „der gestellten Fragen und Antworten“ bleibt erhalten 
 
HSGB: Die Niederschrift ist nach den Vorgaben des § 61 HGO zu erstellen. Danach beinhaltet die 
Niederschrift den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen. Konkrete gestellte Fragen oder Antworten 
sind hiervon nicht erfasst. Insofern sollte es bei der Formulierung aus unserer Muster-Geschäftsordnung 
bleiben. 
 
 
(4) Stadtverordnete sowie Mitglieder des Magistrates können Einwendungen gegen die Richtigkeit der 
Niederschrift innerhalb von fünf sieben Tagen nach der Übermittlung der Kopie der Niederschrift bei der 
oder dem Vorsitzenden schriftlich erheben. Eine Einreichung der Einwendung durch E-Mail ist ausreichend. 
Die Einwendung ist zu begründen. Über fristgerechte Einwendungen entscheidet die 
Stadtverordnetenversammlung in der nächsten Sitzung. 
 
HSGB: Da eine Fristenregelung in der HGO nicht vorhanden ist, kann diese abweichend von der 
Mustergeschäftsordnung des HSGB auch auf 7 Tage gelegt werden. 
 
 
(5) Zur Information der Bevölkerung wird der wesentliche Inhalt der Niederschrift im 
Gremieninformationssystem auf der Homepage der Stadt Oestrich-Winkel veröffentlicht, soweit er sich 
nicht auf Verhandlungsgegenstände bezieht, die in nicht-öffentlicher Sitzung erörtert wurden. Die 
Veröffentlichung erfolgt mindestens für 10 die laufende und zwei zurückliegende Wahlperioden Jahre. 
 
HSGB: Eine solche Regelung ist grundsätzlich denkbar. Da mit der Formulierung allerdings eine Pflicht 
begründet wird, empfehlen wir diese nicht aufzunehmen, da bei einer nicht erfolgenden entsprechenden 
Veröffentlichung ein Verstoß gegen die Geschäftsordnung vorliegen würde. Wir empfehlen, dies einfach 
entsprechend zu praktizieren. 
 
 
§ 30 Aufgaben der Ausschüsse, Federführung 
(2) Die Stadtverordnetenversammlung bestimmt einen Ausschuss als federführend, wenn sie Anträge an 
mehrere Ausschüsse verweist. Die beteiligten Ausschüsse übermitteln ihre schriftliche Stellungnahme in 
angemessener Frist an den federführenden Ausschuss, der diese in seinem Bericht mit vorträgt. 
 
Anm.: Das kann nur Sinn machen, wenn eine Vorlage von der SV erneut in den Ausschuss verwiesen wird – 
denn die Vorlagen sind ja i.d.R. auch vorab in den Ausschüssen, wie soll hier eine Abstimmung erfolgen?  
 
HSGB: Die Anmerkungen sind korrekt. 
 
 



§ 31 Bildung der Ausschüsse, Stellvertretung 
(4) Es werden gebildet: Haupt- und Finanzausschuss, Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen sowie ein 
Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales und Kultur. Die Zahl der Ausschussmitglieder beträgt je 9. 
 
Anm.: Der Passus bleibt erhalten aufgrund der Beschlussfassung zur Hauptsatzung. 
 
HSGB: Gem. § 6 Abs. 1 HGO sollen alle für die Verfassung der Gemeinde wesentlichen Fragen in der 
Hauptsatzung geregelt werden. Die grundsätzlichen Regelungen (Anzahl der Ausschüsse, Namen der 
Ausschüsse, Anzahl der Mitglieder) sind deshalb in der Hauptsatzung vorzusehen. Die Verfahrensfragen 
können in der Geschäftsordnung geregelt werden. 
 
 
§ 33 Stimmrecht, Teilnahme von Mitgliedern anderer Gremien und Gruppierungen 
(4) Die Ausschüsse hören die Integrationskommission zu allen wichtigen Angelegenheiten, die ausländische 
Einwohnerinnen und Einwohner berühren. Sie setzen der Integrationskommission eine Frist zur 
Stellungnahme von einem Monat. Die Stellungnahme ist in schriftlicher oder elektronischer Form an die 
oder den Vorsitzenden des jeweiligen Ausschusses zu richten. Sie oder er kann in Einzelfällen die Frist 
angemessen verlängern oder kürzen. Äußert sich die Integrationskommission verspätet oder gar nicht, so 
gilt dies als Zustimmung. 
 
Anm.: Was ist mit den anderen Beiräten? Sollten ergänzt werden, wenn rechtlich möglich. 
 
HSGB: Dies ist zu verneinen. 
Die Stellung der Integrationskommission leitet sich aus der gesetzlichen Regelung in § 89 HGO ab. Danach 
berät gem. § 89 Abs. 3 HGO die Integrationskommission die Organe der Gemeinde in allen 
Angelegenheiten, die ausländische Einwohner betreffen. Aufgrund der entsprechenden Geltung des § 88 
Abs. 2 HGO kann der Ausländerbeirat bzw. die Integrationskommission in allen wichtigen 
Angelegenheiten, die ausländische Einwohner betreffen, Anträge an die Gemeindevertretung richten. 
Dieses Antrags- und Beratungsrecht ist insofern explizit für den Ausländerbeirat bzw. die 
Integrationskommission geregelt. Eine Ausweitung auf andere Beiräte ist tatsächlich nicht möglich. 
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Geschäftsordnung der Stadtverordnetenversammlung 
und der Ausschüsse 
der Stadt Oestrich-Winkel 
 
Einleitung 
Aufgrund der §§ 60 Abs. 1, 62 Abs. 5 der Hessischen Gemeindeordnung (HGO) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 07.03.2005, (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Art. 2 u. 3 des Gesetzes vom 11.12.2020 
(GVBl S. 915), hat sich die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Oestrich-Winkel durch Beschluss vom 
……………….. folgende Geschäftsordnung gegeben: 
 
 
I. Stadtverordnete 
 
§ 1 
Pflicht zur Teilnahme an den Sitzungen 
(1) Die Stadtverordneten sind verpflichtet an den Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung und der 

anderen Gremien, deren Mitglied sie sind, teilzunehmen. 
 
(2) Bei Verhinderung zeigen sie ihr Ausbleiben vor Beginn der Sitzung der oder dem Vorsitzenden des Gre-

miums an, dem sie angehören und legen dieser oder diesem die Gründe dar. Fehlt eine Stadtverord-
nete oder ein Stadtverordneter mehr als einmal unentschuldigt, kann die oder der Vorsitzende sie o-
der ihn schriftlich ermahnen. Die Ermahnung ist in der diesem Schreiben nachfolgenden Sitzung von 
der oder dem Vorsitzenden zu verlesen. 

 
(3) Eine Stadtverordnete oder ein Stadtverordneter, die oder der die Sitzung vorzeitig verlassen will, zeigt 

dies der oder dem Vorsitzenden vor Beginn, spätestens vor dem Verlassen der Sitzung an und legt die 
Gründe dar. 

 
 
§ 2 
Anzeigepflicht 

(1) Stadtverordnete haben während der Dauer ihres Mandats jeweils bis zum 1. Juli eines jeden Jahres die 
Mitgliedschaft oder eine entgeltliche oder ehrenamtliche Tätigkeit in einer Körperschaft, Anstalt, Stiftung, 
Gesellschaft, Genossenschaft oder in einem Verband der oder dem Vorsitzenden schriftlich anzuzeigen (§ 
26 a HGO). Dieser leitet eine Zusammenstellung der Anzeigen zur Unterrichtung an den Haupt- und Finanz-
ausschuss, die Zusammenstellung wird danach zu den Akten der Stadtverordnetenversammlung genom-
men. 
 
(2) Stadtverordnete haben die Übernahme gemeindlicher Aufträge und entgeltlicher Tätigkeiten für die Ge-
meinde und deren Eigenbetriebe der oder dem Vorsitzenden anzuzeigen. § 77 Abs. 2 HGO bleibt unberührt. 
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§ 3 
Treupflicht 

(1) Stadtverordnete dürfen wegen ihrer besonderen Treupflicht Ansprüche Dritter gegen die Stadt nicht 
geltend machen, wenn der Auftrag mit den Aufgaben ihrer Tätigkeit im Zusammenhang steht, es sei 
denn, dass sie als gesetzliche Vertreterinnen oder Vertreter handeln. 

 
(2) Ob die Voraussetzungen des Vertretungsverbotes vorliegen, entscheidet die Stadtverordnetenver-

sammlung. 
 
 
§ 4 
Verschwiegenheitspflicht 
Die Stadtverordneten unterliegen der Verschwiegenheitspflicht des § 24 HGO. Sie haben über ihnen bei ih-
rer Tätigkeit bekannt gewordene Angelegenheiten Verschwiegenheit zu bewahren, es sei denn, es handelt 
sich um offenkundige oder in öffentlichen Sitzungen behandelte Angelegenheiten. 
 
 
§ 5 
Ordnungswidrigkeiten 
Verstöße gegen die in §§ 1, 3 und 4 geregelten Pflichten zeigt die oder der Vorsitzende der Aufsichtsbe-
hörde an, um ein Ordnungswidrigkeitsverfahren nach § 24a HGO zu erwirken. 
 
 
II. Fraktionen 
 
§ 6 
Bildung von Fraktionen 
(1) Stadtverordnete können sich zu einer Fraktion zusammenschließen. Eine Fraktion ist der Zusammen-

schluss von mindestens 2 Stadtverordneten. 
 
(2) Eine Fraktion kann fraktionslose Stadtverordnete als Hospitantinnen oder Hospitanten aufnehmen. 

Diese zählen bei der Feststellung der Fraktionsstärke nicht mit. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende einer Fraktion hat deren Bildung, ihre Bezeichnung, die Namen der Fraktions-

mitglieder, der Hospitantinnen und Hospitanten sowie ihrer oder seiner Stellvertretung dem oder der 
Vorsitzenden und dem Magistrat unverzüglich schriftlich mitzuteilen. Das Gleiche gilt im Falle der Auf-
lösung einer Fraktion, der Änderung ihres Namens, der Aufnahme und des Ausscheidens von Mitglie-
dern, Hospitantinnen und Hospitanten sowie bei einem Wechsel im Vorsitz der Fraktion und ihrer 
Stellvertretung. 
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§ 7 
Rechte und Pflichten 

(1) Die Fraktionen wirken bei der Willensbildung und Entscheidungsfindung in der Stadtverordnetenver-
sammlung mit; sie können insoweit ihre Auffassung öffentlich darstellen. 

 
(2) Eine Fraktion kann Mitglieder des Magistrates und sonstige Personen beratend zu ihren Sitzungen hin-

zuziehen. Sie unterliegen den Pflichten des § 24 HGO. 
 
 
III. Ältestenrat 
 
§ 8 
Rechte und Pflichten 
(1) Der Ältestenrat besteht aus der Stadtverordnetenvorsteherin oder dem Stadtverordnetenvorsteher 

und den Vorsitzenden der Fraktionen. Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister sowie hauptamtli-
che Stadträte und/oder Stadträtinnen können an den Beratungen des Ältestenrates teilnehmen. Über 
die Sitzungen ist eine stichwortartige Niederschrift zu fertigen. 

 
(2) Der Ältestenrat unterstützt die Stadtverordnetenvorsteherin oder den Stadtverordnetenvorsteher bei 

der Führung der Geschäfte. Die oder der Vorsitzende soll eine Verständigung zwischen den Fraktionen 
über Angelegenheiten des Geschäftsganges der Stadtverordnetenversammlung herbeiführen, nament-
lich über deren Arbeitsweise, den Arbeits- und Terminplan, die Sitzordnung, die Besetzung der Stellen 
von Ausschussvorsitzenden und ihrer Stellvertretung. 

 
(3) Der Ältestenrat kann beraten und Empfehlungen abgeben, wenn die Mehrheit seiner Mitglieder anwe-

send ist. Er fasst keine bindenden Beschlüsse und tagt in der Regel nicht öffentlich. 
 
(4) Die Stadtverordnetenvorsteherin oder der Stadtverordnetenvorsteher beruft den Ältestenrat nach Be-

darf ein und leitet die Verhandlungen. Die Verhandlungen können auch per Telefon- oder Videokonfe-
renz durchgeführt werden. Sie oder er ist verpflichtet, den Ältestenrat einzuberufen, wenn dies eine 
Fraktion oder die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister namens des Magistrates verlangt. Beruft sie 
oder er den Ältestenrat während einer Sitzung der Stadtverordnetenversammlung ein, so ist diese da-
mit unterbrochen. 

 
(5) Will eine Fraktion von Vereinbarungen im Ältestenrat abweichen, so unterrichtet sie rechtzeitig vorher 

die Stadtverordnetenvorsteherin oder den Stadtverordnetenvorsteher und die Vorsitzenden der übri-
gen Fraktionen. 
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IV. Vorsitz in der Stadtverordnetenversammlung 
 
§ 9 
Einberufen der Sitzungen 
(1) Die oder der Vorsitzende beruft die Stadtverordneten zu den Sitzungen der Stadtverordnetenver-

sammlung so oft es die Geschäfte erfordern, jedoch mindestens sechsmal im Jahr. Eine Sitzung muss 
unverzüglich einberufen werden, wenn es ein Viertel der Stadtverordneten, der Magistrat oder die 
Bürgermeisterin oder der Bürgermeister unter Angabe der zur Verhandlung zu stellenden Gegen-
stände verlangt und die Verhandlungsgegenstände zur Zuständigkeit der Stadt und hier der Stadtver-
ordnetenversammlung gehören; die Stadtverordneten haben eigenhändig zu unterzeichnen. 

 
(2) Die Tagesordnung und der Zeitpunkt der Sitzung werden von der oder dem Vorsitzenden im Beneh-

men mit dem Magistrat festgesetzt. Die oder der Vorsitzende hat Anträge, die den Anforderungen des 
§ 12 genügen und in die Zuständigkeit der Stadtverordnetenversammlung fallen, auf die Tagesordnung 
zu setzen. 

 
(3) Einberufen wird mit schriftlicher Ladung an alle Stadtverordneten und den Magistrat. Darin sind Zeit, 

Ort und Tagesordnung der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung anzugeben.  
 Die Schriftform kann durch die elektronische Form ersetzt werden, soweit der oder dem Vorsitzenden 

eine schriftliche Einverständniserklärung unter Angabe der E-Mail-Adresse vorliegt. In diesem Fall er-
folgt die Bereitstellung der Einladungen, Vorlagen und Anlagen in einem allgemein lesbaren Dateifor-
mat über das Gremieninformationssystem der Stadt Oestrich-Winkel und einer Benachrichtigung an 
die angegebene E-Mail-Adresse. 

 
(4) Zwischen dem Zugang der Ladung und dem Sitzungstag sollen in der Regel 18 volle Kalendertage, es 

müssen jedoch mindestens drei volle Kalendertage liegen. In eiligen Fällen kann die oder der Vorsit-
zende die Frist abkürzen, jedoch muss die Ladung spätestens am Tag vor der Sitzung zugehen. Auf die 
Abkürzung muss im Ladungsschreiben ausdrücklich hingewiesen werden. 

 
 
§ 10 
Geteilte Tagesordnung 
(1) Die Tagesordnung besteht aus den Teilen A und B.  
 Teil A betrifft Angelegenheiten, über die nach Beratung einzeln abgestimmt werden kann; Teil B sol-

che, über die ohne Beratung im Block abgestimmt werden kann. Ob über die Verhandlungsgegen-
stände des Teiles B ohne Beratung im Block abgestimmt werden soll, entscheidet die Stadtverordne-
tenversammlung am Anfang der Sitzung. Auf Verlangen einer oder eines Stadtverordneten ist ein Ver-
handlungsgegenstand nach Teil A zu überführen. 

 
(2) Die oder der Vorsitzende nimmt in Teil B die Verhandlungsgegenstände auf, für die ein einstimmiger 

Beschlussvorschlag des zuständigen oder federführenden Ausschusses vorliegt oder für die sie oder er 
eine Beratung nicht erwartet. 
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(3) Die Beratung und Entscheidung von Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Aufstellung, Ände-
rung oder Aufhebung von Bauleitplänen und sonstigen Satzungen ist abweichend von der Bestimmung 
in Abs. 2 immer in Teil A aufzunehmen. 

 
 
§ 11 
Vorsitz und Stellvertretung 
(1) Die oder der Vorsitzende eröffnet, leitet und schließt die Sitzung der Stadtverordnetenversammlung. 

Sie oder er führt die Sitzung sachlich, gerecht und unparteiisch. Ist sie oder er verhindert, so sind die 
Stellvertreterinnen und Stellvertreter zu ihrer oder seiner Vertretung in der Reihenfolge zu berufen, 
welche die Stadtverordnetenversammlung zuvor beschlossen hat. 

 
(2) Die oder der Vorsitzende hat nach Eröffnung der Sitzung festzustellen, ob Einwendungen gegen die 

Tagesordnung bestehen und einen Beschluss der Stadtverordnetenversammlung i.S.d. § 10 zu erwir-
ken. Sie oder er handhabt die Ordnung in der Sitzung und übt das Hausrecht i. S. v. §§ 27, 28 aus. 

 
 
V. Anträge, Anfragen 
 
§ 12 
Anträge 
(1) Jede oder jeder Stadtverordnete, jede Fraktion, der Magistrat und die Bürgermeisterin oder der Bür-

germeister können Anträge in die Stadtverordnetenversammlung einbringen. 
Die Integrationskommission kann in allen wichtigen Angelegenheiten, die ausländische Einwohnerin-
nen oder Einwohner betreffen Anträge in die Stadtverordnetenversammlung einbringen. 

 
(2) Anträge müssen begründet sein und eine klare für die Verwaltung ausführbare Anweisung enthalten. 

Beschlussvorschlag und Begründung sind voneinander zu trennen. Die Antragstellerin oder der Antrag-
steller muss bestimmen, ob der Antrag vor der Sitzung der Stadtverordnetenversammlung im zuständi-
gen Ausschuss behandelt werden soll. 

 
(3) Anträge sind schriftlich und von der Antragstellerin oder dem Antragsteller unterzeichnet bei der oder 

dem Vorsitzenden und im Körperschaftsbüro einzureichen. Eine Antragstellung in elektronischer Form 
per E-Mail ist ausreichend. Bei Anträgen von Fraktionen genügt - außer im Falle des § 56 Abs. 1 Satz 2 
HGO - die Unterschrift der oder des Vorsitzenden oder ihrer oder seiner Stellvertretung. Zwischen dem 
Zugang der Anträge bei der oder dem Vorsitzenden und dem Sitzungstag müssen mindestens 21 volle 
Kalendertage liegen. Anträge des Magistrats und der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters sollen 
spätestens zur Sitzung jeder und jedem Stadtverordneten vorliegen. 

 
(4) Zur Vorbereitung einer Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung verweist die oder der Vorsit-

zende Anträge an den zuständigen Ausschuss, wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller dies be-
stimmt hat. Im Übrigen hat die oder der Vorsitzende rechtzeitig eingegangene Anträge auf die Tages-
ordnung der nächsten Sitzung der Stadtverordnetenversammlung zu nehmen. Dies gilt auch für die 
nach Satz 1 verwiesenen Anträge. 
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(5) Verspätete Anträge nimmt die oder der Vorsitzende auf die Tagesordnung der folgenden Sitzung. 
 
(6) Ist die Anhörung eines Ortsbeirates, der Integrationskommission und/oder des Kinder- und Jugendbei-

rates oder sonstigen Beirates erforderlich, bevor die Stadtverordnetenversammlung entscheidet, so 
leitet die oder der Vorsitzende diese unverzüglich nach Eingang des Antrages ein. Sie oder er setzt dem 
Ortsbeirat, der Integrationskommission und/oder dem Kinder- und Jugendbeirat oder sonstigen Beirat 
eine Frist zur Stellungnahme. Dabei sind die §§ 34 ff. der Geschäftsordnung zu beachten. 

 
(7) Während der Sitzung sind mündliche Anträge, die einen Gegenstand der Tagesordnung ergänzen oder 

ändern, zulässig. Diese sind in der Niederschrift aufzunehmen. 
 
 
§ 13 
Sperrfrist für abgelehnte Anträge 
(1) Hat die Stadtverordnetenversammlung einen Antrag abgelehnt, so kann dieselbe Antragstellerin oder 

derselbe Antragsteller diesen frühestens nach einem Jahr erneut einbringen. 
 
(2) Ein Antrag nach Abs. 1 ist vor Ablauf der Sperrfrist zulässig, wenn die Antragstellerin oder der Antrag-

steller begründet darlegt, dass die Ablehnungsgründe entfallen sind. Die oder der Vorsitzende ent-
scheidet über die Zulassung des Antrages. Wird der Antrag abgelehnt, kann die Entscheidung der 
Stadtverordnetenversammlung angerufen werden. 

 
 
§ 14 
Rücknahme von Anträgen 
Anträge können bis zur Abstimmung von der Antragstellerin bzw. dem Antragsteller zurückgenommen wer-
den. Bei gemeinschaftlichen Anträgen mehrerer Stadtverordneter müssen alle die Rücknahme erklären. 
 
 
§ 15 
Antragskonkurrenz 
(1) Hauptantrag ist ein Antrag i. S. d. § 12, der als Gegenstand auf der Tagesordnung der Sitzung steht. 
 
(2) Änderungsantrag ist ein Antrag, der den Inhalt des Hauptantrages geringfügig ändert. 
 
(3) Konkurrierender Hauptantrag ist ein Antrag, der zum Inhalt des Hauptantrages im Gegensatz steht o-

der diesen in der wesentlichen Zielrichtung verändert. 
 
(4) Anträge, die nicht unter die Abs. 1-3 fallen und andere Gegenstände als in der Tagesordnung bezeich-

net zum Inhalt haben, benötigen zu ihrer Behandlung zwei Drittel der gesetzlichen Zahl der Stadtver-
ordneten. 

 
(5) Für die Reihenfolge der Abstimmung gilt § 26 Abs. 4. 
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§ 16 
Anfragen 

(1) Stadtverordnete sowie Fraktionen können zum Zwecke der Überwachung der Verwaltung schriftliche 
Anfragen i. S. v. § 50 Abs. 2 HGO an den Magistrat stellen. Hiervon nicht umfasst sind Anfragen zu Auf-
tragsangelegenheiten im Sinne des § 4 Abs. 2 HGO. Die Schriftform kann durch die elektronische Form 
ersetzt werden.  
Die Anfragen sind bei der oder dem Vorsitzenden und dem Magistrat spätestens am zehnten Tag vor 
der Stadtverordnetenversammlung einzureichen. Der Magistrat beantwortet die Anfragen schriftlich 
oder mündlich in der nächsten Sitzung der Stadtverordnetenversammlung. Eine Erörterung findet 
nicht statt. Der Fragestellerin oder dem Fragesteller sind zwei Zusatzfragen zu gestatten und jeder 
Fraktion ist eine Zusatzfrage zu gestatten. 

 
(2) Unbeschadet des Abs. 1 sind die Stadtverordneten berechtigt, zu den Tagesordnungspunkten in den 

Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung Fragen zu stellen. 
 
(3) Fragen, die nicht dem Zwecke der Überwachung i.S.v. § 50 Abs. 2 HGO dienen, sondern lediglich der 

Information der Fragestellerin bzw. des Fragestellers, sind lediglich im Rahmen des Abs. 2 gestattet. 
 
(4) Die Fragestunde soll nicht länger als 30 Minuten dauern. Noch nicht beantwortete Fragen werden 

schriftlich beantwortet und der Niederschrift der Stadtverordnetenversammlung beigefügt. 
 
 
VI. Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung 
 
§ 17 
Öffentlichkeit 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung berät und beschließt grundsätzlich in öffentlichen Sitzungen. Sie 

kann für einzelne Angelegenheiten die Öffentlichkeit ausschließen. Der generelle Ausschluss der Öf-
fentlichkeit für bestimmte Arten von Angelegenheiten ist unzulässig. 

 
(2) Anträge auf Ausschluss der Öffentlichkeit werden in nicht-öffentlicher Sitzung begründet, beraten und 

entschieden. Die Entscheidung kann in öffentlicher Sitzung getroffen werden, wenn keine besondere 
Begründung oder Beratung erforderlich ist. 

 
(3) Beschlüsse, die in nicht-öffentlicher Sitzung gefasst worden sind, sollen nach Wiederherstellung der 

Öffentlichkeit bekanntgegeben werden, soweit dies angängig ist. 
 
 
§ 18 
Beschlussfähigkeit 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung ist beschlussfähig, wenn ordnungsgemäß geladen und mehr als die 

Hälfte der gesetzlichen Zahl der Stadtverordneten anwesend ist. Die Beschlussfähigkeit gilt solange als 
vorhanden, bis das Gegenteil auf Antrag festgestellt wird. Die Antragstellerin oder der Antragsteller 
zählt zu den anwesenden Stadtverordneten. 
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(2) Ist eine Angelegenheit wegen Beschlussunfähigkeit zurückgestellt worden und tritt die Stadtverordne-

tenversammlung zur Verhandlung über denselben Gegenstand zum zweiten Mal zusammen, so ist sie 
ohne Rücksicht auf die Zahl der Erschienenen beschlussfähig. In der Ladung zur zweiten Sitzung ist hie-
rauf ausdrücklich hinzuweisen. 

 
(3) Besteht bei mehr als der Hälfte der Stadtverordneten ein gesetzlicher Grund, der ihrer Anwesenheit 

entgegensteht (z.B. wegen Interessenwiderstreits gem. § 25 HGO), so ist die Stadtverordnetenver-
sammlung ohne Rücksicht auf die Zahl der anwesenden Stadtverordneten beschlussfähig. 

 
 
§ 19 
Sitzungsordnung, Sitzungsdauer und Film- und Tonbandaufzeichnungen 
(1) Während der Sitzungen ist es untersagt im Sitzungsraum zu rauchen oder alkoholische Getränke zu 

sich zu nehmen oder Tiere mitzubringen. Um den Belangen der Vereinbarkeit von Familie und Man-
datsausübung Rechnung zu tragen, ist es gestattet minderjährige Kinder bis zu einem Alter von 12 Mo-
naten zur Sitzung mitzubringen. 

 
(2) Tonaufzeichnungen im Sitzungsraum sind grundsätzlich nur als Hilfsmittel der Schriftführung für die 

Anfertigung der Sitzungsniederschrift erlaubt. Andere Tonaufzeichnungen sowie Foto-, Film- und Fern-
sehaufnahmen durch die Medien sind nur zulässig, wenn dies in der Hauptsatzung entsprechend gere-
gelt ist. 

 
(3) Eine Internetübertragung (sog. Live- oder Internet-Streaming) der Stadtverordnetenversammlung im 

Rahmen des Internetauftritts der Stadt Oestrich-Winkel ist nur zulässig, wenn die Stadtverordneten-
versammlung dies beschließt. Dies gilt nur für die Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung, nicht 
jedoch für die Sitzungen der Ausschüsse/Ortsbeiräte/Beiräte. 

 
(4) Die Sitzungen beginnen in der Regel um 19:00 Uhr und enden um 22:00 Uhr. Bei der Festlegung der 

Sitzungszeiten soll den Belangen der Vereinbarkeit von Familie und Mandatsausübung Rechnung ge-
tragen werden. Die laufende Beratung oder Entscheidung eines Verhandlungsgegenstandes wird abge-
schlossen. Unerledigte Verhandlungsgegenstände setzt die oder der Vorsitzende vorrangig auf die Ta-
gesordnung der nächsten Sitzung der Stadtverordnetenversammlung. 

 
(5) Wird eine Sitzung auf Antrag oder durch die oder den Vorsitzenden unterbrochen, so ist sie spätestens 

am nächsten Tag fortzusetzen. 
 Ist dies nicht möglich, muss die Sitzung vertagt werden. Zu dieser Sitzung ist erneut einzuladen. 
 
 
§ 20 
Teilnahme des Magistrats 
(1) Der Magistrat nimmt an den Sitzungen teil. Er muss jederzeit zu dem Gegenstand der Verhandlung ge-

hört werden. 
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(2) Die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister spricht für den Magistrat. Die Bürgermeisterin oder der 
Bürgermeister kann eine von der Auffassung des Magistrates abweichende Meinung vertreten. Dabei 
hat sie oder er zunächst die Auffassung des Magistrats dazulegen und danach kann sie oder er ihre o-
der seine eigene Auffassung vertreten. In diesem Fall kann der Magistrat eine andere Stadträtin oder 
einen anderen Stadtrat als Sprecherin oder Sprecher benennen. 

 
 
VII. Gang der Verhandlung 
 
§ 21 
Ändern und Erweitern der Tagesordnung 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung kann die Tagesordnung ändern. Sie kann insbesondere beschlie-

ßen, 
 - die Reihenfolge der Tagesordnungspunkte zu ändern, 
 - Tagesordnungspunkte abzusetzen oder 
 - Tagesordnungspunkte zu teilen oder miteinander zu verbinden 
 
(2) Die Stadtverordnetenversammlung kann beschließen, die Tagesordnung um Angelegenheiten zu er-

weitern, die nicht auf der Einladung verzeichnet waren, wenn dem zwei Drittel der gesetzlichen Zahl 
der Stadtverordneten zustimmen. Eine Erweiterung um Wahlen, um die Beschlussfassung über die 
Hauptsatzung und ihre Änderungen sind ausgeschlossen. 

 
 
§ 22 
Beratung 

(1) Die oder der Vorsitzende ruft die Verhandlungsgegenstände in der Reihenfolge der Tagesordnung zur 
Beratung auf. 

 
(2) Zur Begründung des Antrages erhält zuerst die Antragstellerin oder der Antragsteller das Wort. Es folgt 

der Bericht des Ausschusses. Danach eröffnet die oder der Vorsitzende die Aussprache. 
 
(3) Die oder der Vorsitzende erteilt das Wort in der Reihenfolge der Meldungen. Diese erfolgen durch 

Handaufheben. Bei gleichzeitigen Meldungen bestimmt die oder der Vorsitzende die Redefolge. Die 
Stadtverordneten können ihren Platz in der Redeliste jederzeit abtreten. Die oder der Vorsitzende 
kann zulassen, dass auf einen Redebeitrag direkt, d. h. außerhalb der Redeliste erwidert wird. 

 
(4) Die oder der Vorsitzende kann jederzeit das Wort ergreifen. Will sie oder er an der Beratung teilneh-

men, so hat sie oder er die Sitzungsleitung einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter zu übertra-
gen. 

 
(5) Jede Stadtverordnete bzw. jeder Stadtverordneter soll zu einem Antrag nur einmal sprechen. Hiervon 

sind ausgenommen: 
 - die Begründung der Antragstellerin oder des Antragstellers, 
 - das Schlusswort der Antragstellerin oder des Antragstellers vor der Abstimmung, 
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 - Fragen zur Klärung von Zweifeln, 
 - persönliche Erwiderungen. 
 
(6) Die oder der Vorsitzende kann zulassen, dass eine Stadtverordnete oder ein Stadtverordneter mehr-

mals zur Sache spricht. Widerspricht eine Stadtverordnete oder ein Stadtverordneter, hat die Stadtver-
ordnetenversammlung zu entscheiden. 

 
(7) Falls der Magistrat, die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister nach dem Schluss der Beratung von 

der Möglichkeit Gebrauch macht, das Wort zu ergreifen, ist damit die Aussprache erneut eröffnet. 
 
(7) Verweist die Stadtverordnetenversammlung einen Antrag an einen Ausschuss oder an den Magistrat, 

so ist damit die Beratung des Gegenstandes geschlossen. Noch vorliegende Wortmeldungen bleiben 
unberücksichtigt. 

 
 
§ 23 
Anträge zur Geschäftsordnung 
(1) Ein Antrag zur Geschäftsordnung zielt auf einen Beschluss über das Verfahren der Stadtverordneten-

versammlung. 
 
(2) Stadtverordnete können sich nach Beginn der Aussprache (§ 22 Abs. 2 dieser GO) jederzeit mit einem 

Antrag zur Geschäftsordnung durch Heben beider Hände melden. Ein Redebeitrag wird deswegen 
nicht unterbrochen. Die oder der Stadtverordnete kann unmittelbar nach dessen Schluss den Antrag 
zur Geschäftsordnung vortragen und begründen. Danach erteilt die oder der Vorsitzende nur einmal 
das Wort zur Gegenrede und lässt dann über den Antrag abstimmen. Dieser gilt als angenommen, 
wenn niemand widersprochen hat. 

 
(3) Für Anträge zur Geschäftsordnung einschließlich Begründung sowie für die Gegenrede beträgt die Re-

dezeit jeweils höchstens drei Minuten. 
 
 
§ 24 
Redezeit 
(1) Die Redezeit für den einzelnen Beitrag einer oder eines Stadtverordneten in der Stadtverordnetenver-

sammlung beträgt in der Regel höchstens 7 Minuten, wenn nicht diese Geschäftsordnung abweichen-
des bestimmt. 

 
(2) Die Stadtverordnetenversammlung kann für wichtige Verhandlungsgegenstände, wie insbesondere die 

Beratung des Haushaltes, die Redezeit abweichend festlegen. Eine Gesamtredezeit für die Beratung 
einzelner Gegenstände ist auf die Fraktionen nach dem Verhältnis ihrer Stärke zu verteilen. Die vom 
Magistrat verbrauchte Redezeit wird dabei nicht auf die Gesamtredezeit angerechnet. 
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§ 25 
Persönliche Erwiderungen und Erklärungen 

(1) Wer in den Verhandlungen persönlich genannt oder angegriffen worden ist, hat das Recht, nach 
Schluss der Beratung - jedoch vor einer stattfindenden Abstimmung - hierauf persönlich zu erwidern 
und die Angriffe zurückzuweisen und falsche Behauptungen richtig zu stellen. Persönliche Erwiderun-
gen sind nur solche Erklärungen, die eine Stadtverordnete oder ein Stadtverordneter für sich persön-
lich abgibt, nicht aber solche Erklärungen, die für eine Fraktion oder Partei oder sonstige Gruppierun-
gen abgegeben werden. 

 
(2) Persönliche Erklärungen außerhalb der Tagesordnung sind vor Eintritt in die Tagesordnung oder vor 

Schluss der Sitzung zugelassen. Sie sind der oder dem Vorsitzenden rechtzeitig vorher mitzuteilen und 
dürfen die abgeschlossene Beratung von Verhandlungsgegenständen in der Sache nicht erneut aufgrei-
fen. 

 
(3) Die Redezeit für persönliche Erwiderungen und persönliche Erklärungen beträgt höchstens drei Minu-

ten. Eine Beratung findet nicht statt. 
 
 
§ 26 
Abstimmung 
(1) Beschlüsse werden, soweit gesetzlich nichts anderes bestimmt ist, mit der Mehrheit der abgegebenen 

Stimmen gefasst. Bei Stimmengleichheit ist ein Antrag abgelehnt. Stimmenthaltungen und ungültige 
Stimmen zählen zur Berechnung der Mehrheit nicht mit. 

 
(2) Die Mitglieder stimmen durch Handaufheben offen ab. Geheime Abstimmung ist unzulässig; § 39a Abs. 

3 Satz 3 HGO und § 55 Abs. 3 HGO bleiben unberührt. 
 
(3) Nach Schluss der Beratung stellt die oder der Vorsitzende die endgültige Fassung des Antrages fest und 

lässt darüber abstimmen. Dabei fragt sie oder er stets, wer dem Antrag zustimmt. Nur bei der Gegen-
probe darf sie oder er fragen, wer den Antrag ablehnt. 

 
(4) Bei Antragskonkurrenz ist zunächst über den in der Sache weitestgehenden Antrag abzustimmen. Ist 

dies nicht feststellbar, wird zunächst über die konkurrierenden Hauptanträge und dann über die Ände-
rungsanträge abgestimmt. Über den Hauptantrag selbst wird zuletzt abgestimmt. Über die endgültige 
Reihenfolge der Abstimmung entscheidet die oder der Vorsitzende. 

 
(5) Auf Verlangen einer Fraktion oder eines Viertels der gesetzlichen Zahl der Stadtverordneten wird na-

mentlich abgestimmt. Die oder der Vorsitzende befragt jede Stadtverordnete und jeden Stadtverord-
neten einzeln über seine Stimmabgabe; die Schriftführerin oder der Schriftführer vermerkt die Stimm-
abgabe jeder bzw. jedes Stadtverordneten in der Niederschrift. Hiervon unberührt bleibt das Recht je-
des und jeder Stadtverordneten ihre bzw. seine Abstimmung in der Niederschrift namentlich festzuhal-
ten. 
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(6) Die oder der Vorsitzende stellt das Abstimmungsergebnis unverzüglich fest und gibt es bekannt. Wer-
den sofort danach begründete Zweifel an der Feststellung vorgebracht, so lässt sie oder er die Abstim-
mung unverzüglich wiederholen. 

 
 
VIII. Ordnung in den Sitzungen 
 
§ 27 
Ordnungsgewalt und Hausrecht 
(1) Die oder der Vorsitzende handhabt die Ordnung in den Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung 

und übt das Hausrecht aus. Der Ordnungsgewalt und dem Hausrecht unterliegen alle Personen, die 
sich in den Beratungsräumen aufhalten. 

 
(2) Die Ordnungsgewalt und das Hausrecht umfassen insbesondere das Recht der oder des Vorsitzenden 

- die Sitzung zu unterbrechen oder zu schließen, wenn der ordnungsgemäße Verlauf gestört wird, 
- die Personen, die sich ungebührlich benehmen oder die Ordnung der Versammlung stören, zu er-

mahnen und notfalls aus dem Sitzungssaal zu verweisen, 
- bei störender Unruhe unter den Zuhörern nach Abmahnung die Zuhörerplätze des Sitzungssaals räu-

men zu lassen, wenn sich die Störung nicht anders beseitigen lässt. 
 Kann sich die oder der Vorsitzende kein Gehör verschaffen, so verlässt sie oder er den Sitz. Damit ist 

die Sitzung unterbrochen. 
 
 
§ 28 
Ordnungsmaßnahmen gegenüber 
Stadtverordneten sowie Stadträtinnen und Stadträten 
(1) Die oder der Vorsitzende ruft Stadtverordnete sowie Mitglieder des Magistrates zur Sache, die bei ih-

rer Rede vom Verhandlungsgegenstand abschweifen. Sie oder er kann nach wiederholten Sachruf das 
Wort entziehen, wenn die oder der Redeberechtigte erneut Anlass zu einer Ordnungsmaßnahme gege-
ben hat. 

 
(2) Die oder der Vorsitzende entzieht der oder dem Stadtverordneten oder dem Mitglied des Magistrates 

das Wort, wenn sie oder er es eigenmächtig ergriffen hat oder die Redezeit überschreitet. Ist das Wort 
entzogen, so wird es ihr bzw. ihm zu demselben Tagesordnungspunkt nicht wieder erteilt. Die Maß-
nahme und ihr Anlasswerden nicht erörtert. 

 
(3) Die oder der Vorsitzende ruft die Stadtverordnete bzw. den Stadtverordneten bei ungebührlichem o-

der ordnungswidrigem Verhalten mit Nennung des Namens zur Ordnung. 
 
(4) Die oder der Vorsitzende kann eine Stadtverordnete oder einen Stadtverordneten oder ein Mitglied 

des Magistrates bei wiederholtem ungebührlichem oder ordnungswidrigem Verhalten für einen oder 
mehrere, höchstens für drei Sitzungstage ausschließen. Die oder der Betroffene kann ohne aufschie-
bende Wirkung die Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung anrufen. Diese ist in der nächsten 
Sitzung zu treffen. 
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IX. Niederschrift 
 
§ 29 
Niederschrift 
(1) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen der Stadtverordnetenversammlung ist eine Nieder-

schrift zu fertigen. Sie soll sich auf die Angabe der Anwesenden, der gestellten Fragen und Antworten, 
der verhandelten Gegenstände, der gefassten Beschlüsse und der vollzogenen Wahlen beschränken. 
Die Abstimmungsergebnisse sowie Verlauf und Ergebnisse von Wahlen sind festzuhalten. Jede bzw. 
jeder Stadtverordnete kann vor Beginn der Stimmabgabe verlangen, dass seine Abstimmung in der 
Niederschrift festgehalten wird. 

 
(2) Die Niederschrift ist von der oder dem Vorsitzenden sowie der Schriftführerin oder dem Schriftführer 

zu unterzeichnen. Zu Schriftführern können nur Personen aus dem in § 61 Abs. 2 Satz 2 HGO bezeich-
neten Personenkreis gewählt werden. Die Schriftführerin oder der Schriftführer ist für den Inhalt der 
Niederschrift alleine verantwortlich. 

 
(3) Den Stadtverordneten sowie den Mitgliedern des Magistrats wird eine Kopie der Niederschrift zugelei-

tet. Dies kann auch in elektronischer Form erfolgen. § 9 Abs. 3 der Geschäftsordnung gilt entspre-
chend. 

 
(4) Stadtverordnete sowie Mitglieder des Magistrates können Einwendungen gegen die Richtigkeit der 

Niederschrift innerhalb von fünf Tagen nach der Übermittlung der Kopie der Niederschrift bei der oder 
dem Vorsitzenden schriftlich erheben. Eine Einreichung der Einwendung durch E-Mail ist ausreichend. 
Die Einwendung ist zu begründen. Über fristgerechte Einwendungen entscheidet die Stadtverordne-
tenversammlung in der nächsten Sitzung. 

 
(5) Zur Information der Bevölkerung wird der wesentliche Inhalt der Niederschrift im Gremieninformati-

onssystem auf der Homepage der Stadt Oestrich-Winkel veröffentlicht, soweit er sich nicht auf Ver-
handlungsgegenstände bezieht, die in nicht-öffentlicher Sitzung erörtert wurden. Die Veröffentlichung 
erfolgt mindestens für 10 Jahre. 

 
(6) Die Sitzung kann von der Verwaltung mit einem Tonträger aufgezeichnet werden. Dieser ist von der 

Verwaltung aufzubewahren und kann auf Antrag von jeder bzw. jedem Stadtverordneten und den Mit-
gliedern des Magistrates in den Räumen der Verwaltung bis zum Ablauf der Frist des Abs. 4 - bei Ein-
wendungen bis zur Unanfechtbarkeit der Entscheidung - abgehört werden. Danach wird die Aufzeich-
nung gelöscht. 

 
 
X. Ausschüsse 
 
§ 30 
Aufgaben der Ausschüsse, Federführung 
(1) Sind Anträge an die Ausschüsse verwiesen, so bereiten diese für ihr Aufgabengebiet die Beschlüsse der 

Stadtverordnetenversammlung vor. Sie entwerfen hierzu einen entscheidungsreifen 
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Beschlussvorschlag, der als Antrag im Sinne des § 12 der Geschäftsordnung anzusehen ist. Die Aus-
schussvorsitzenden oder dazu besonders bestimmte Mitglieder berichten der Stadtverordnetenver-
sammlung mündlich in gedrängter Form über den Inhalt und das Ergebnis der Ausschussberatungen 
und die tragenden Gründe für den Beschlussvorschlag. 

 
(2) Die Stadtverordnetenversammlung bestimmt einen Ausschuss als federführend, wenn sie Anträge an 

mehrere Ausschüsse verweist. Die beteiligten Ausschüsse übermitteln ihre schriftliche Stellungnahme 
in angemessener Frist an den federführenden Ausschuss, der diese in seinem Bericht mit vorträgt. 

 
(3) Hat die Stadtverordnetenversammlung einem Ausschuss bestimmte Angelegenheiten oder bestimmte 

Arten von Angelegenheiten zur endgültigen Entscheidung übertragen, so kann sie dies jederzeit wider-
rufen und die Entscheidung an sich ziehen. 

 
 
§ 31 
Bildung der Ausschüsse, Stellvertretung 
(1) Die Bildung der Ausschüsse erfolgt nach § 62 HGO. Hat die Stadtverordnetenversammlung beschlos-

sen, dass sich alle oder einzelne Ausschüsse nach dem Stärkeverhältnis der Fraktionen zusammenset-
zen sollen, benennen die Fraktionen der oder dem Vorsitzenden innerhalb einer Woche nach dem Be-
schluss schriftlich die Ausschussmitglieder. Die oder der Vorsitzende gibt der Stadtverordnetenver-
sammlung die Zusammensetzung schriftlich bekannt. Nachträgliche Änderungen des Stärkeverhältnis-
ses der Fraktionen, die sich auf die Zusammensetzung eines Ausschusses auswirken, sind zu berück-
sichtigen. In diesem Fall werden die Ausschussmitglieder von den Fraktionen der Stadtverordnetenvor-
steherin oder dem Stadtverordnetenvorsteher und der oder dem Vorsitzenden des Ausschusses 
schriftlich benannt. 

 
(2) Die Mitglieder der Ausschüsse können sich im Einzelfall durch andere Stadtverordnete vertreten las-

sen. Sie haben bei Verhinderung unverzüglich für eine Vertretung zu sorgen und der Vertreterin oder 
dem Vertreter Ladung und Sitzungsunterlagen auszuhändigen. 

 
(3) Die von einer Fraktion benannten Ausschussmitglieder können von dieser abberufen werden; die Ab-

berufung ist gegenüber der Stadtverordnetenvorsteherin oder dem Stadtverordnetenvorsteher und 
der oder dem Vorsitzenden des Ausschusses schriftlich oder elektronisch zu erklären. Die Neubenen-
nung erfolgt nach Abs. 1 S. 2 u. 3. 

 
(4) Es werden gebildet: Haupt- und Finanzausschuss, Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen sowie ein 

Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales und Kultur. Die Zahl der Ausschussmitglieder beträgt je 9. 
 
 
§ 32 
Einladung, Öffentlichkeit, sinngemäß anzuwendende Vorschriften 
(1) Die oder der Vorsitzende des Ausschusses setzt Tagesordnung, Zeit und Ort der Sitzungen im Beneh-

men mit der Stadtverordnetenvorsteherin oder dem Stadtverordnetenvorsteher und dem Magistrat 
fest. 



 

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 

Geschäftsordnung SV 15  

 
(2) Die Sitzungen der Ausschüsse sind in der Regel öffentlich. § 17 gilt entsprechend. 
 
(3) Für den Geschäftsgang der Ausschüsse finden die Vorschriften dieser Geschäftsordnung sinngemäß 

Anwendung, soweit sich nicht ausdrücklich aus dem Gesetz oder aus dieser Geschäftsordnung Abwei-
chendes ergibt. 

 
(4) Abweichend von § 9 Abs. 4 sollen zwischen dem Zugang der Ladung und dem Sitzungstag in der Regel 

5 volle Kalendertage, es müssen jedoch mindestens 3 volle Kalendertage liegen. 
 
 
§ 33 
Stimmrecht, Teilnahme von Mitgliedern 
anderer Gremien und Gruppierungen 
(1) Ein Stimmrecht haben alleine die Mitglieder des Ausschusses. Die Stadtverordnetenvorsteherin oder 

der Stadtverordnetenvorsteher und ihre bzw. seine Stellvertreterinnen und Stellvertreter sind berech-
tigt, an den Ausschusssitzungen mit beratender Stimme teilzunehmen. Fraktionen, auf die bei der Be-
setzung eines Ausschusses kein Sitz entfallen ist, sind berechtigt, in diesen ein Mitglied mit beratender 
Stimme zu entsenden. 

 
(2) Wer einen Antrag gestellt hat, kann diesen in den Ausschüssen begründen, auch wenn sie oder er 

ihnen nicht als Mitglied angehört. 
 
(3) Der Magistrat nimmt an den Ausschusssitzungen teil. § 20 gilt entsprechend. Sonstige Stadtverordnete 

können - auch an nichtöffentlichen Sitzungen - nur als Zuhörerinnen oder Zuhörer teilnehmen. Für den 
Wahlvorbereitungsausschuss gelten die besonderen Regeln des § 42 Abs. 2 HGO. 

 
(4) Die Ausschüsse hören die Integrationskommission zu allen wichtigen Angelegenheiten, die ausländi-

sche Einwohnerinnen und Einwohner berühren. Sie setzen der Integrationskommission eine Frist zur 
Stellungnahme von einem Monat. Die Stellungnahme ist in schriftlicher oder elektronischer Form an 
die oder den Vorsitzenden des jeweiligen Ausschusses zu richten. Sie oder er kann in Einzelfällen die 
Frist angemessen verlängern oder kürzen. Äußert sich die Integrationskommission verspätet oder gar 
nicht, so gilt dies als Zustimmung. 

 
(5) Die Ausschüsse können Vertreterinnen und Vertreter derjenigen Bevölkerungsgruppen, die von ihrer 

Entscheidung vorwiegend betroffen werden, und Sachverständige zu den Beratungen zuziehen. Dar-
über hinaus können sie die Beiräte der Stadt, Kinder- und Jugendvertreterinnen oder -vertreter sowie 
Kommissionen nach Maßgabe der Regelungen und XI. bis XIV. an ihren Sitzungen beteiligen. 

 
 
 
 
 



 

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 

Geschäftsordnung SV 16  

XI. Ortsbeiräte 
 
§ 34 
Anhörungspflicht 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung hört die Ortsbeiräte zu allen wichtigen Angelegenheiten, die den 

jeweiligen Ortsbezirk betreffen, insbesondere zu dem Entwurf des Haushaltsplanes. Sie setzt dem 
Ortsbeirat eine Frist zur Stellungnahme von einem Monat. Die Stellungnahme ist in schriftlicher oder 
elektronischer Form an die oder den Vorsitzenden der Gemeindevertretung zu richten. Sie oder er 
kann in Einzelfällen die Frist angemessen verlängern oder kürzen. Äußert sich der Ortsbeirat verspätet 
oder gar nicht, so gilt dies als Zustimmung. 

 
(2) Der Ortsbeirat wird nicht angehört zu Angelegenheiten, die den Ortsbezirk nur als Teil der Stadt insge-

samt berühren. Insbesondere ist er nicht vor Erlass, Änderung oder Aufhebung von Ortsrecht zu hören, 
das für alle Ortsbezirke der Stadt unterschiedslos gilt und damit nur die Gesamtinteressen der Stadt 
angeht, die die Stadtverordnetenversammlung zu wahren hat. 

 
(3) Die Stadtverordnetenversammlung kann dem Ortsbeirat Angelegenheiten zur Stellungnahme vorle-

gen. Abs. 2 gilt entsprechend. 
 
 
§ 35 
Vorschlagsrecht der Ortsbeiräte 
Die Ortsbeiräte haben ein Vorschlagsrecht in allen Angelegenheiten, die den jeweiligen Ortsbezirk angehen. 
Vorschläge reichen sie schriftlich oder in elektronischer Form bei dem Magistrat ein. Dieser legt sie mit sei-
ner Stellungnahme der Stadtverordnetenversammlung vor, wenn diese für die Entscheidung zuständig ist. 
Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet in angemessener Frist über die eingereichten Vorschläge. 
Die Stadtverordnetenvorsteherin bzw. der Stadtverordnetenvorsteher teilt die Entscheidung dem jeweili-
gen Ortsbeirat in schriftlicher oder elektronischer Form mit. 
 
 
§ 36 
Rederecht in den Sitzungen 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung kann beschließen, den Ortsbeiräten in einer Sitzung zu einem Ta-

gesordnungspunkt, der die Interessen des jeweiligen Ortsbezirks berührt, ein Rederecht zu gewähren. 
 
(2) Die Ausschüsse können den Ortsbeiräten in ihren Sitzungen bzw. zu einzelnen Tagesordnungspunkten 

ein Rederecht einräumen. 
 
(3) Das Rederecht steht der Ortsvorsteherin oder dem Ortsvorsteher zu. Die Ortsbeiräte können das Rede-

recht auch einem anderen Mitglied des Ortsbeirats übertragen. 
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XII. Integrationskommission 
 
§ 37 
Anhörungspflicht 
Die Stadtverordnetenversammlung hört die Integrationskommission zu allen wichtigen Angelegenheiten, 
die ausländische Einwohnerinnen und Einwohner berühren. Sie setzt der Integrationskommission eine Frist 
zur Stellungnahme von einem Monat. Die Stellungnahme ist in schriftlicher oder elektronischer Form an die 
oder den Vorsitzenden der Stadtverordnetenversammlung zu richten. Sie oder er kann in Einzelfällen die 
Frist angemessen verlängern oder kürzen. Äußert sich die Integrationskommission verspätet oder gar nicht, 
so gilt dies als Zustimmung. 
 
 
§ 38 
Vorschlagsrecht der Integrationskommission 
Die Integrationskommission hat ein Vorschlagsrecht in allen Angelegenheiten, die ausländische Einwohne-
rinnen und Einwohner betreffen. Vorschläge reicht sie schriftlich oder in elektronischer Form bei dem Ma-
gistrat ein. Dieser legt sie mit seiner Stellungnahme der Stadtverordnetenversammlung vor, wenn diese für 
die Entscheidung zuständig ist. Die Stadtverordnetenversammlung entscheidet in angemessener Frist über 
die eingereichten Vorschläge. Die Stadtverordnetenvorsteherin bzw. der Stadtverordnetenvorsteher teilt 
die Entscheidung der Integrationskommission in schriftlicher oder elektronischer Form mit. 
 
 
§ 39 
Rederecht in den Sitzungen 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung kann beschließen, der Integrationskommission in einer Sitzung zu 

einem Tagesordnungspunkt, der die Interessen der ausländischen Einwohnerinnen und Einwohner be-
rührt, mündlich zu hören. 

 
(2) Die Ausschüsse müssen die Integrationskommission in ihren Sitzungen zu den Tagesordnungspunkten 

mündlich hören, die die Interessen der ausländischen Einwohnerinnen und Einwohner berühren. Der 
oder die Vorsitzende des Ausschusses übersendet der oder dem Vorsitzenden der Integrationskommis-
sion eine Einladung und Tagesordnung. In den Ausschusssitzungen gilt die Anhörung als erfolgt, wenn 
trotz ordnungsgemäßer Ladung kein Mitglied der Integrationskommission in der Sitzung erscheint und 
Stellung nimmt. 

 
(3) Die mündliche Anhörung der Integrationskommission in den Sitzungen erfolgt in der Weise, dass die 

oder der Vorsitzende der Integrationskommission oder ein aus ihrer Mitte hierzu besonders bestimm-
tes Mitglied Gelegenheit erhält, die Stellungnahme der Integrationskommission vorzutragen. 

 
 
 
 



 

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 

Geschäftsordnung SV 18  

XIII. Mitwirkung von Kindern und Jugendlichen 
 
§ 40 
Anhörungspflicht 
Die Stadtverordnetenversammlung hört Kinder und Jugendliche in ihrer Funktion als Vertreterinnen oder 
Vertreter von Kinder- oder Jugendinitiativen in allen Angelegenheiten, die die Interessen von Kindern und 
Jugendlichen berühren. Dies geschieht in der Weise, dass die Vertreterin oder der Vertreter der Kinder- o-
der Jugendinitiative entweder eine schriftliche oder elektronische Stellungnahme zu den Angelegenheiten 
abgibt - § 34 Abs. 1 S. 2-4 gilt entsprechend – oder dass sie oder er sich hierzu mündlich in den Sitzungen 
der Stadtverordnetenversammlung äußert. 
 
 
§ 41 
Vorschlagsrecht der Kinder- und Jugendinitiativen 
Die Vertreterin oder der Vertreter der Kinder- oder Jugendinitiative hat ein Vorschlagsrecht in allen Angele-
genheiten, die die Interessen von Kindern und Jugendlichen betreffen. Vorschläge reicht sie schriftlich oder 
in elektronischer Form bei dem Magistrat ein. Dieser legt sie mit seiner Stellungnahme der Stadtverordne-
tenversammlung vor, wenn diese für die Entscheidung zuständig ist. Die Stadtverordnetenversammlung 
entscheidet in angemessener Frist über die eingereichten Vorschläge. Die Stadtverordnetenvorsteherin 
bzw. der Stadtverordnetenvorsteher teilt die Entscheidung der Vertreterin oder dem Vertreter in schriftli-
cher oder elektronischer Form mit. 
 
 
§ 42 
Rederecht in den Sitzungen 
(1) Die Stadtverordnetenversammlung kann beschließen, der Vertreterin oder dem Vertreter der Kinder- 

oder Jugendinitiative in einer Sitzung zu einem Tagesordnungspunkt, der die Interessen von Kindern 
und Jugendlichen berührt, ein Rederecht zu gewähren. 

 
(2) Die Ausschüsse können der Vertreterin oder dem Vertreter der Kinder- oder Jugendinitiative in den 

Sitzungen bzw. zu einzelnen Tagesordnungspunkten, die die Interessen von Kindern und Jugendlichen 
berühren, ein Rederecht einräumen. 

 
 
XIV. Mitwirkung von Vertreterinnen und Vertretern von sonstigen Beiräten, Kommissionen und Sachver-
ständigen 
 
§ 43 
Sonstige Beteiligungsrechte gem. § 8c HGO 
Die Stadtverordnetenversammlung kann Vertreterinnen und Vertretern von sonstigen Beiräten der Stadt, 
Kommissionen und Sachverständigen für Angelegenheiten, die in deren Tätigkeitsbereich fallen, Anhö-
rungs-, Vorschlags- und Rederecht einräumen. 
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XV. Schlussbestimmungen 
 
§ 44 
Auslegung, Abweichen von der Geschäftsordnung 
(1) Die oder der Vorsitzende entscheidet im Einzelfall wie diese Geschäftsordnung auszulegen ist. Über die 

grundsätzliche Auslegung beschließt die Stadtverordnetenversammlung. 
 
(2) Die Stadtverordnetenversammlung kann beschließen, im Einzelfall von den Bestimmungen dieser Ge-

schäftsordnung abzuweichen, wenn gesetzliche Vorschriften nicht entgegenstehen. 
 
 
§ 45 
Zuwiderhandlungen gegen die Geschäftsordnung 
Die Stadtverordnetenversammlung kann für Zuwiderhandlungen gegen Bestimmungen der Geschäftsord-
nung Geldbußen bis zum Betrage von 50,00 Euro beschließen. 
Bei mehrmals wiederholten Zuwiderhandlungen kann die Stadtverordnetenversammlung anstelle von 
Geldbußen auch den Ausschluss auf Zeit, längstens für drei Monate, beschließen. 
Die oder der Vorsitzende hat die Zuwiderhandelnde oder den Zuwiderhandelnden schriftlich zur Zahlung 
der Geldbuße aufzufordern und darauf zu achten, dass der Sitzungsausschluss eingehalten wird. 
 
 
§ 39 
Inkrafttreten 
Diese Geschäftsordnung tritt mit dem Tag der Beschlussfassung in Kraft. Zugleich tritt die bisherige Ge-
schäftsordnung vom 13.07.2021 außer Kraft. 
 
 
Oestrich-Winkel,  
 
 
 
Aylin Sinß 
Stadtverordnetenvorsteherin 
 



SPD-Änderungsantrag zu TOP 8. Neufassung der Geschäftsordnung für die 
Stadtverordnetenversammlung und die Ausschüsse 
 
Rot Änderungen der Verwaltung 
Grün: Änderungen der SPD 
 
 
§ 10 
Geteilte Tagesordnung 
(1) Die Tagesordnung besteht aus den Teilen A und B. Teil A betrifft Angelegenheiten, über die nach 
Beratung einzeln abgestimmt werden kann; Teil B solche, über die ohne Beratung im Block 
abgestimmt werden kann. Ob über die Verhandlungsgegenstände des Teiles B ohne Beratung im 
Block abgestimmt werden soll, entscheidet die Stadtverordnetenversammlung am Anfang der 
Sitzung. Auf Verlangen einer oder eines Stadtverordneten ist ein Verhandlungsgegenstand unter Teil 
B getrennt ohne Aussprache abzustimmen oder nach Teil A zu überführen. 
 
 
§ 12 
Anträge 
(1) Jede oder jeder Stadtverordnete, jede Fraktion, der Magistrat und die Bürgermeisterin oder der 
Bürgermeister können Anträge in die Stadtverordnetenversammlung einbringen. Die 
Integrationskommission kann in allen wichtigen Angelegenheiten, die ausländische Einwohnerinnen 
oder Einwohner betreffen Anträge in die Stadtverordnetenversammlung einbringen. 
 
 Frage: Kann dieses Recht auch für andere Beiräte geschaffen werden? 
 
 
(2) Anträge müssen begründet sein und eine klare für die Verwaltung ausführbare Anweisung 
enthalten. Beschlussvorschlag und Begründung sind voneinander zu trennen. Die Antragstellerin 
oder der Antragsteller muss bestimmen, ob der Antrag vor der Sitzung der 
Stadtverordnetenversammlung im zuständigen Ausschuss behandelt werden soll. 
 
 Anmerkung: Hierzu muss ein Verfahren entwickelt werden zwischen Fraktionen, 
Stadtverordnetenvorsteherin und Verwaltung (Formblatt für Anträge mit Ankreuzmöglichkeit etc.) 
 
 
(3) Anträge sind schriftlich und von der Antragstellerin oder dem Antragsteller unterzeichnet bei der 
oder dem Vorsitzenden und im Körperschaftsbüro einzureichen. Eine Antragstellung in elektronischer 
Form per E-Mail ist ausreichend. Bei Anträgen von Fraktionen genügt - außer im Falle des § 56 Abs. 1 
Satz 2 HGO - die Unterschrift der oder des Vorsitzenden oder ihrer oder seiner Stellvertretung. 
Zwischen dem 
Zugang der Anträge bei der oder dem Vorsitzenden und dem Sitzungstag müssen mindestens 21 volle 
Kalendertage liegen. Anträge des Magistrats und der Bürgermeisterin oder des Bürgermeisters sollen 
spätestens zur Sitzung jeder und jedem Stadtverordneten vorliegen. 
 
 Frage: Wie erklärt sich die damit Ungleichbehandlung zwischen Magistrat einerseits und 
Stadtverordneten/Fraktionen andererseits? 
 
 
(4) Zur Vorbereitung einer Entscheidung der Stadtverordnetenversammlung verweist die oder der 
Vorsitzende Anträge an den zuständigen Ausschuss, wenn die Antragstellerin oder der Antragsteller 
dies bestimmt hat. Im Übrigen hat die oder der Vorsitzende rechtzeitig eingegangene Anträge auf die 



Tagesordnung der nächsten Sitzung der Stadtverordnetenversammlung zu nehmen. Dies gilt auch für 
die nach Satz 1 verwiesenen Anträge. 
 
 Anmerkung zu Satz 1: Hierzu muss ein Verfahren entwickelt werden zwischen Fraktionen, 
Stadtverordnetenvorsteherin und Verwaltung (Formblatt für Anträge mit Ankreuzmöglichkeit etc.) 
 
 
(5) Verspätete Anträge nimmt die oder der Vorsitzende auf die Tagesordnung der folgenden Sitzung. 
 
(6) Ist die Anhörung eines Ortsbeirates, der Integrationskommission und/oder des Kinder- und 
Jugendbeirates und/oder des Seniorenbeirats und/oder sonstigen Beirates erforderlich, bevor die 
Stadtverordnetenversammlung entscheidet, so leitet die oder der Vorsitzende diese unverzüglich 
nach Eingang des Antrages ein. Sie oder er setzt dem Ortsbeirat, der Integrationskommission 
und/oder dem Kinder- und Jugendbeirat oder sonstigen Beirat eine Frist zur Stellungnahme. Dabei 
sind die §§ 34 ff. der Geschäftsordnung zu beachten. 
 
 
§ 16 
Anfragen 
(1) Stadtverordnete sowie Fraktionen können zum Zwecke der Überwachung der Verwaltung 
schriftliche Anfragen i. S. v. § 50 Abs. 2 HGO an den Magistrat stellen. Hiervon nicht umfasst sind 
Anfragen zu Auftragsangelegenheiten im Sinne des § 4 Abs. 2 HGO. Die Schriftform kann durch die 
elektronische Form ersetzt werden. Die Anfragen sind bei der oder dem Vorsitzenden und dem 
Magistrat spätestens am zehnten Tag am fünften Werktag vor der Stadtverordnetenversammlung 
einzureichen. Der Magistrat beantwortet die Anfragen schriftlich 
oder mündlich in der nächsten Sitzung der Stadtverordnetenversammlung. Eine Erörterung findet 
nicht statt. Der Fragestellerin oder dem Fragesteller sind zwei Zusatzfragen zu gestatten und jeder 
Fraktion ist eine Zusatzfrage zu gestatten. 
 
 
§ 19 
Sitzungsordnung, Sitzungsdauer und Film- und Tonbandaufzeichnungen 
(1) Während der Sitzungen ist es untersagt im Sitzungsraum zu rauchen oder alkoholische Getränke 
zu sich zu nehmen oder Tiere mitzubringen. Um den Belangen der Vereinbarkeit von Familie und 
Mandatsausübung Rechnung zu tragen, ist es gestattet minderjährige Kinder bis zu einem Alter von 
12 Monaten Jahren zur Sitzung mitzubringen. 
 
 
§ 22 
Beratung 
(7) Falls der Magistrat, die Bürgermeisterin oder der Bürgermeister nach dem Schluss der Beratung 
von der Möglichkeit Gebrauch macht, das Wort zu ergreifen, ist damit die Aussprache erneut 
eröffnet. 
 
Anm.: § 22 (7) alt bleibt erhalten. § 22 (7) neu wird zu § 22 (8) neu 
 
 
§ 23 
Anträge zur Geschäftsordnung 
(2) Stadtverordnete können sich nach Beginn der Aussprache (§ 22 Abs. 2 dieser GO) jederzeit mit 
einem Antrag zur Geschäftsordnung durch Heben beider Hände melden. Ein Redebeitrag wird 
deswegen nicht unterbrochen. Die oder der Stadtverordnete kann unmittelbar nach dessen Schluss 
den Antrag zur Geschäftsordnung vortragen und begründen. Danach erteilt die oder der Vorsitzende 



allen Fraktionen, wenn gewünscht, nur einmal das Wort zur Gegenrede und lässt dann über den 
Antrag abstimmen. Dieser gilt als angenommen, wenn niemand widersprochen hat. 
 
 
§ 29 
Niederschrift 
(1) Über den wesentlichen Inhalt der Verhandlungen der Stadtverordnetenversammlung ist eine 
Niederschrift zu fertigen. Sie soll sich auf die Angabe der Anwesenden, der gestellten Fragen und 
Antworten, der verhandelten Gegenstände, der gefassten Beschlüsse und der vollzogenen Wahlen 
beschränken. Die Abstimmungsergebnisse sowie Verlauf und Ergebnisse von Wahlen sind 
festzuhalten. Jede bzw. jeder Stadtverordnete kann vor Beginn der Stimmabgabe verlangen, dass 
seine Abstimmung in der Niederschrift festgehalten wird. 
 
Anm.: Der Passus „der gestellten Fragen und Antworten“ bleibt erhalten 
 
 
(4) Stadtverordnete sowie Mitglieder des Magistrates können Einwendungen gegen die Richtigkeit 
der Niederschrift innerhalb von fünf sieben Tagen nach der Übermittlung der Kopie der Niederschrift 
bei der oder dem Vorsitzenden schriftlich erheben. Eine Einreichung der Einwendung durch E-Mail ist 
ausreichend. Die Einwendung ist zu begründen. Über fristgerechte Einwendungen entscheidet die 
Stadtverordnetenversammlung in der nächsten Sitzung. 
 
(5) Zur Information der Bevölkerung wird der wesentliche Inhalt der Niederschrift im 
Gremieninformationssystem auf der Homepage der Stadt Oestrich-Winkel veröffentlicht, soweit er 
sich nicht auf Verhandlungsgegenstände bezieht, die in nicht-öffentlicher Sitzung erörtert wurden. 
Die Veröffentlichung erfolgt mindestens für 10 die laufende und zwei zurückliegende Wahlperioden 
Jahre. 
 
 
§ 30 
Aufgaben der Ausschüsse, Federführung 
(2) Die Stadtverordnetenversammlung bestimmt einen Ausschuss als federführend, wenn sie Anträge 
an mehrere Ausschüsse verweist. Die beteiligten Ausschüsse übermitteln ihre schriftliche 
Stellungnahme in angemessener Frist an den federführenden Ausschuss, der diese in seinem Bericht 
mit vorträgt. 
 
Anm.: Das kann nur Sinn machen, wenn eine Vorlage von der SV erneut in den Ausschuss verwiesen 
wird – denn die Vorlagen sind ja i.d.R. auch vorab in den Ausschüssen, wie soll hier eine Abstimmung 
erfolgen?  
 
 
§ 31 
Bildung der Ausschüsse, Stellvertretung 
(4) Es werden gebildet: Haupt- und Finanzausschuss, Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen sowie 
ein Ausschuss für Jugend, Sport, Soziales und Kultur. Die Zahl der Ausschussmitglieder beträgt je 9. 
 
Anm.: Der Passus bleibt erhalten aufgrund der Beschlussfassung zur Hauptsatzung. 
 
 
§ 33 
Stimmrecht, Teilnahme von Mitgliedern anderer Gremien und Gruppierungen 
(4) Die Ausschüsse hören die Integrationskommission zu allen wichtigen Angelegenheiten, die 
ausländische Einwohnerinnen und Einwohner berühren. Sie setzen der Integrationskommission eine 



Frist zur Stellungnahme von einem Monat. Die Stellungnahme ist in schriftlicher oder elektronischer 
Form an die oder den Vorsitzenden des jeweiligen Ausschusses zu richten. Sie oder er kann in 
Einzelfällen die Frist angemessen verlängern oder kürzen. Äußert sich die Integrationskommission 
verspätet oder gar nicht, so gilt dies als Zustimmung. 
 
Anm.: Was ist mit den anderen Beiräten? Sollten ergänzt werden, wenn rechtlich möglich. 
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Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Bauen  

Vorlagenerstellung Joerg Waldmann 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 18.07.2022 

Haupt- und Finanzausschuss 08.09.2022 

Stadtverordnetenversammlung 19.09.2022 
 
 
Prüfoption Netzgesellschaft 
 
 
Beschlussvorschlag 

Das im Konzessionsvertrag vereinbarte „Prüfungsrecht Netzgesellschaft“ wird nicht in Anspruch 
genommen. 
 
Sachverhalt  

Die Rheingauer Kommunen und Schlangenbad haben bei der Verhandlung der ab dem 01.01.2013 
laufenden Konzessionsverträge eine sehr flexible Vertragsgestaltung erreicht. Alle 5 Jahre kann die 
Gründung einer Netzgesellschaft gemeinsam mit der Süwag geprüft werden (Anm. Geisenheim hat bereits 
früher einen Konzessionsvertrag abgeschlossen, ein gleichlautendes Prüfungsrecht wurde aber 
zugesichert).  
  
In diesem Jahr 2022 gibt es die Möglichkeit, das Prüfungsrecht aus dem Vertrag wahrzunehmen. Da die 
Gründung einer Netzgesellschaft überhaupt nur dann Sinn macht, wenn das Netzgebiet eine gewisse Größe 
hat, haben die Rheingauer Bürgermeister gemeinsam mit dem Bürgermeister der Gemeinde Schlangenbad 
und der Süwag in der Vergangenheit einen Workshop durchgeführt, um eine erste Einschätzung zu 
erhalten, ob die „Prüfoption“ tatsächlich in Anspruch genommen werden soll. Die damalige Erkenntnis war, 
dass eine Netzgesellschaft durchaus eine positive Rendite erwirtschaften kann, es jedoch verschiedene 
Einflussfaktoren, welche die Rendite nachhaltig und negativ beeinflussen, gibt.  
  
Eine positive Rendite der Netzgesellschaft zeigt nur das Ergebnis auf Gesellschaftsebene. Sofern das 
benötigte Eigenkapital für die Beteiligung an einer Netzgesellschaft finanziert werden muss (was im 
Regelfall bei den Kommunen der Fall ist), muss auf Gesellschafterebene vom Ergebnis der Netzgesellschaft 
Zins und Tilgung bestritten werden. Ein Problem hierbei ist, dass das zukünftige Zinsniveau nach Ablauf der 
Zinsbindung für eine Nachfinanzierung auch heute noch nicht abzuschätzen ist, wodurch die 
Wirtschaftlichkeit der Netzgesellschaft gefährdet wäre. 
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Weiterhin besteht die Möglichkeit, dass weiterer Kapitalbedarf über die Anfangsinvestitionen bei Gründung 
einer Netzgesellschaft hinaus entsteht. Sollten Investitionen in das Netz über die Höhe der kalkulatorischen 
Abschreibung hinaus nötig sein, müssen entweder Gewinne der Gesellschaft einbehalten, die Investitionen 
über einen Kapitalnachschuss der Gesellschafter finanziert oder die Investitionen fremdfinanziert werden. 
Gerade im Zusammenhang mit dem Ausbau der Elektromobilität sind hohe Investitionen in den Ausbau der 
Netze notwendig, dieses Kapital müsste dann von der Gesellschaft getragen werden.  
 
Es ist ferner darauf hinzuweisen, dass es zu negativen gewerbesteuerlichen Auswirkungen kommen kann. 
 
Positive Effekte der Gründung einer Netzgesellschaft sind in erster Linie der Einfluss auf den 
Stromnetzausbau, z.B. die Entscheidungsmöglichkeit, in welchem Ortsteil investiert wird. Weiterhin können 
Erlöse aus den Pachtzinszahlungen generiert werden und es kann eine Steigerung der Wahrnehmung der 
kommunalen Verwaltung als Dienstleister zur Sicherstellung der Daseinsvorsorge entstehen.  
  
Bei entsprechenden Tilgungsleistungen werden darüber hinaus Vermögenswerte aufgebaut.  
  
Der von den Kommunen zu erbringende Anteil an der Netzgesellschaft bei einer Beteiligung von 51% 
zwischen 800.000 Euro und 2.2 Mio Euro, die Berechnung der Eigenkapitalverzinsung beträgt nach Steuern 
4,26%. Diese Kostenangeben beziehen sich auf die Untersuchung aus dem Jahr 2013. (Haben sich, jedoch 
im Wesentlichen nur etwas verändert). 
  
Insofern erscheint im Rahmen der ersten Bewertung aus wirtschaftlicher Sicht die Gründung einer 
Netzgesellschaft mit der Süwag nur sinnvoll, wenn ausreichend große Haushaltsmittel zu Verfügung 
ständen und ein gewisses Finanzrisiko eingegangen werden soll. In der derzeitigen krisenbedingten 
Finanzsituation ist dieser Investitionsbedarf jedoch nur schwer zu erbringen.  
  
Ein weiterer wichtiger Aspekt bei der Gründung einer Netzgesellschaft ist der Zugewinn an Einfluss auf 
Investitionsentscheidungen. Dieser Einfluss gegenüber dem Konzessionsvertrag fällt aber nach Prüfung 
gering aus.  
  
Bei einer Netzgesellschaft gelten wie bei einem Konzessionsvertrag dieselben rechtlichen Vorgaben, so ist 
der Netzbetreiber dazu verpflichtet, jedem einen diskriminierungsfreien Netzzugang zu ermöglichen. Dies 
bedeutet zunächst eine allgemeine Versorgungspflicht. Alle Verbraucher am Ort haben Anspruch auf die 
Versorgung; jeder Stromerzeuger kann den Anschluss an das Netz zwecks Einspeisung verlangen, es gibt 
eine Anschlusspflicht. Bereits heute finden regelmäßige Abstimmungen zwischen der Netzgesellschaft Syna 
und den jeweiligen Bauämtern über kurz- und mittelfristige Baumaßnahmen beider Parteien statt, 
Investitionen in das Netz werden also auch heute schon intensiv abgestimmt.  
  
Zusammenfassend kann festgestellt werden, dass bei Gründung einer Netzgesellschaft auch keine 
nennenswerten größeren Einflussmöglichkeiten der Kommunen geschaffen werden.  
  
Im Ergebnis ist festzustellen, dass aufgrund der ersten Einschätzungen und der vorliegenden Ergebnisse die 
Prüfoption zur Gründung einer Netzgesellschaft mit der Süwag zum jetzigen Zeitpunkt nicht in Anspruch 
genommen und das damit verbundene unternehmerische Risiko nicht eingegangen werden sollte.  
  
Investitionen oder Beteiligungsmodelle bei der Produktion von regenerativen Energien für das Stadtgebiet 
scheinen eine wesentlich bessere Option zu sein. Weiterhin ist der Ausbau regenerativer Energien für die 
Liegenschaften zur Wahrnehmung der Vorbildfunktion und das Anbieten von Beratungsleistungen ein 
wichtiger Faktor zum städtischen Beitrag der Energiewende. 
 
Oestrich – Winkel, 05.07.2022 
 
 
Dezernatsleiter  



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-164/2022 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Finanzen  

Vorlagenerstellung Patrik Krummeich 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 29.08.2022 

Haupt- und Finanzausschuss 08.09.2022 

Stadtverordnetenversammlung 19.09.2022 
 
 
Erhöhung der Mitgliedsanteile bei der Rheingauer Volksbank 
 
 
Beschlussvorschlag 

Der Magistrat erwirbt die Maximalzahl an Mitgliedsanteilen von insgesamt 346 bei der Rheingauer 
Volksbank.  
 
Sachverhalt  

Den Rheingauer Kommunen liegt ein Angebot der Rheingauer Volksbank eG vor. Darin werden den 
einzelnen Kommunen bis zu 350 Geschäftsanteile zu je 150,00 € pro juristische Person angeboten. 
Ab 71 Geschäftsanteilen ist eine Vorstandsgenehmigung seitens der Rheingauer Volksbank erforderlich, 
welche im Angebot bereits in Aussicht gestellt wurde.  
Derzeit hat die Stadt Oestrich-Winkel 4 Geschäftsanteile im Wert von je 150,00 € (Insgesamt 600,00 €) 
gezeichnet, sodass noch 346 Geschäftsanteile erworben werden können. 
Da in 2022 keine Mittel hierfür zur Verfügung stehen und die Voraussetzungen für außerplanmäßige 
Auszahlungen nach § 100 HGO nicht gegeben sind, werden die Mittel in entsprechender Höhe im Haushalt 
2023 berücksichtigt.  Der Erwerb erfolgt dann nach Genehmigung des Haushalts 2023.  
 
Finanzielle Auswirkungen 

Zum Erwerb der 346 Geschäftsanteile müssen insgesamt 346 x 150,00 € = 51.900,00 € im 
Investitionshaushalt bereitgestellt werden. Diese können nicht durch eine Kreditaufnahme finanziert 
werden.  
Für 1 – 70 Anteile bekäme die Stadt zur Zeit 4 % p.a. variabel Dividende. 
71 – 350 Anteile 50 % Dividendenberechtigung = 2 % p. a. variabel 
Dies entsprechen insgesamt 1.260,00 € p.a.  
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Anlage(n) 

 
 
Oestrich – Winkel, 05.08.2022 
 
 
Dezernatsleiter  



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-171/2022 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Bauen  

Vorlagenerstellung Jennifer Höltge 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 29.08.2022 

Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen 06.09.2022 

Haupt- und Finanzausschuss 08.09.2022 

Stadtverordnetenversammlung 19.09.2022 
 
 
Förderung von Stecker-Solaranlagen für Privatpersonen 
 
 
Beschlussvorschlag 

Die Stadt Oestrich-Winkel unterstützt mit einem eigenen Förderprogramm Privatpersonen bei der 
Anschaffung einer Stecker-Solaranlage mit 150 € je Anlage. Dabei beläuft sich die maximale Fördersumme 
auf 15.000 €, also werden maximal 100 Anlagen gefördert.  
 
Sachverhalt  

Der Ausbau der Versorgung durch erneuerbare Energien ist dringender denn je. Dabei spielt die 
Energiegewinnung durch Solaranlagen auf privaten Gebäuden eine wichtige Rolle. Doch nicht jeder Person 
stehen eine geeignete Dachfläche oder die nötigen finanziellen Mittel zur Verfügung.  
Eine günstige und einfache Alternative bilden hier die sogenannten Stecker-Solaranlagen, auch 
Balkonmodule genannt. Dabei handelt es sich um ein oder zwei Solarmodule, die durch einen einfachen 
Stecker über eine Steckdose mit dem Stromkreis im Haushalt verbunden wird. Durch die Einspeisung des 
erzeugten Stroms in den Stromkreis verbrauchen angeschlossene Haushaltsgeräte auch diesen Strom, der 
Stromzähler zählt langsamer und es werden Stromkosten eingespart.  
Die Kosten einer Anlage (mit Wechselrichter, Kabel und Halterung) liegen bei ca. 900 Euro. 
Weitere Informationen unter: https://www.verbraucherzentrale.de/wissen/energie/erneuerbare-
energien/steckersolar-solarstrom-vom-balkon-direkt-in-die-steckdose-44715 
 
Durch ein eigenes Förderprogramm kann die Stadt Oestrich-Winkel ihre Bürgerinnen und Bürger dabei 
unterstützen, in erneuerbare Energien zu investieren und neue Methoden der Energiegewinnung 
auszuprobieren. 
 

https://www.verbraucherzentrale.de/wissen/energie/erneuerbare-energien/steckersolar-solarstrom-vom-balkon-direkt-in-die-steckdose-44715
https://www.verbraucherzentrale.de/wissen/energie/erneuerbare-energien/steckersolar-solarstrom-vom-balkon-direkt-in-die-steckdose-44715
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Dem Förderaufruf wird ein Workshop vorangehen, bei dem die Bürger*innen nähere Informationen zu dem 
Thema erhalten. Dabei steht auch eine Stecker-Solaranlage zur Verfügung, an dem der Aufbau und 
Anschluss praxisnah gezeigt wird.  
 
Ein Entwurf der Förderrichtlinie befindet sich im Anhang.  
 
 

Finanzielle Auswirkungen 

Maximal 15.000€ Fördersumme. Die Kosten können durch Mittel aus dem Finanzhaushalt 2022 
(Kostenträger 561101, Sachkonto 6993000 “übrige sonstige betriebliche Aufwendungen“) beglichen 
werden.  
 
 
Anlage(n) 

1. Entwurf_Förderrichtlinie_Stecker-Solaranlagen 
 
 
Oestrich – Winkel, 15.08.2022 
 
 
Dezernatsleiter  



 

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 

Richtlinie zur Förderung von Stecker-Solaranlagen  
in der Stadt Oestrich-Winkel 

 

1. Zweck der Förderung 
Die Förderung von steckerfertigen Solaranlagen zur Erzeugung von Solarstrom in Oestrich-Winkel soll den 
Einwohnerinnen und Einwohnern eine Möglichkeit bieten, ihre Stromkosten zu senken sowie die Umwelt 
durch den Einsatz erneuerbarer Energien zu entlasten. 
Mit den Solarmodulen können auch Mieterinnen und Mieter einen Beitrag zur Energiewende leisten. Die 
Gemeinde legt daher im Rahmen und unter dem Vorbehalt verfügbarer Haushaltsmittel ein 
Förderprogramm für Stecker-Solaranlagen auf. Über die Bewilligung wird aufgrund der Reihenfolge des 
Eingangs der vollständigen Anträge entschieden. 
 

2. Gegenstand der Förderung 
Gefördert wird die Neuanschaffung von Stecker-Solaranlagen. Die Förderhöhe beträgt 150 € je Anlage. 
Ein Rechtsanspruch auf Förderung besteht nicht. 
 

3. Antragsberechtigung 
Antragsberechtigt sind natürliche Personen, die Eigentümer*in, Vermieter*in oder Mieter*in 
eines Hauses oder einer Wohnung im Gemeindegebiet Oestrich-Winkel sind. Der Installationsort der Anlage 
muss im Gemeindegebiet Oestrich-Winkel liegen. 
Eine mehrfache Förderung des gleichen Antragstellenden (z.B. Vermieter*in mehrerer 
Wohneinheiten) ist nur möglich, sofern die Zahl der Förderanträge nicht die zur Verfügung 
stehenden Fördermittel überschreitet. 
 

4. Allgemeine Anforderungen 
• Die Anlage muss den gesetzlichen und normativen Anforderungen zur Produktsicherheit 

entsprechen. 

• Es werden nur neu angeschaffte Anlagen mit einer Leistung bis zu 600W gefördert. 

• Die Anlage muss nach Installation im Marktstammregister der Bundesnetzagentur 
und beim lokalen Stromnetzbetreiber angemeldet werden. 

• Bei vermieteten Wohneinheiten ist eine Erlaubnis der Vermieterin/des Vermieters 
erforderlich. 

 

5. Verwendungsnachweis 
Als Verwendungsnachweis müssen mit dem Antrag folgende Unterlagen eingereicht 
werden: 

• Kopie der Rechnung des Solarmoduls 

• Nachweis DGS-Sicherheitsstandard (Deutsche Gesellschaft für Sonnenenergie) 

• Foto der installierten Anlage 

• Nachweise über die Anmeldung im Marktstammregister der Bundesnetzagentur und 
beim Netzbetreiber 

• Ggf. Erlaubnis der Vermieterin/des Vermieters zum Einbau einer Stecker-Solaranlage 



 

6. Förderfähige Nutzung und Haltedauer sowie Rückforderung 
Im Falle der Förderung verpflichtet sich die/der Fördermittelempfänger/in gegenüber der 
Stadt Oestrich-Winkel, die geförderte Anlage über eine Haltedauer von fünf Jahren zu nutzen. 
Maßgebend ist für den Beginn der Haltedauer das Rechnungsdatum. Ein Weiterverkauf oder 
eine unentgeltliche Abgabe an Dritte sowie die Funktionslosigkeit der Anlage innerhalb 
dieses Zeitraums ist der Stadt Oestrich-Winkel unverzüglich mitzuteilen. Die/der 
Fördermittelempfänger/in ist in diesen Fällen verpflichtet, den Förderbetrag anteilig (nach 
Monaten) an die Stadt Oestrich-Winkel zurückzuzahlen. 
§ 48 des Hessischen Verwaltungsverfahrensgesetzes findet entsprechende Anwendung. 
 

7. Weitere Bestimmungen 
Die Vergabe von Förderungen erfolgt in der Reihenfolge der eingehenden Anträge, so lange 
bis die zur Verfügung stehenden Fördermittel ausgeschöpft sind. 
Die Stadt Oestrich-Winkel behält sich das Recht vor die Anlage vor Ort zu besichtigen bzw. durch 
beauftragte Dritte kostenfrei überprüfen zu lassen. Mit Annahme des Förderbetrags wird ihr 
dieses Recht durch die/den Fördermittelempfänger/in zugleich ausdrücklich gewährt. 
Die Förderung der Maßnahmen durch die Stadt Oestrich-Winkel ersetzt nicht eine ggf. zusätzlich 
erforderliche Beurteilung und Genehmigung nach öffentlich-rechtlichen oder privatrechtlichen 
Vorschriften. 
Mit der Förderung wird durch die Stadt Oestrich-Winkel keine Verantwortung für die technische 
und bauliche Richtigkeit der Anlage und für Schäden durch deren Betrieb übernommen. 
 

8. Inkrafttreten 
Die Richtlinie tritt am 01.10.2022 in Kraft und gilt für alle Maßnahmen, für die ab diesem 
Zeitpunkt Rechnungen ausgestellt worden sind, und solange, bis die zur Verfügung 
gestellten Haushaltsmittel aufgebraucht sind. 
 
 
Oestrich-Winkel, den 01.10.2022 
 
 
 
 
(Björn Sommer) 
Erster Stadtrat 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



Jennifer Höltge               14.09.2022 
 
 

Memo zu den Nachfragen im UPB 06.09.2022 zur Beschlussvorlage 
 „Förderung von Stecker-Solaranlagen für Privatpersonen“ (BV-171/2022) 

 
 
Fehler in der Beschlussvorlage 
In der Beschlussvorlage steht unter den „Finanziellen Auswirkungen“, dass die Mittel aus dem 
Finanzhaushalt bereitgestellt werden. Dies ist ein Fehler, es müsste Ergebnishaushalt heißen. 
  
Wieland-Stecker 
Die Vorgabe eines Wieland-Steckers ist mit den Worten „Die Anlage muss den […] normativen 
Anforderungen zur Produktsicherheit entsprechen“ in Punkt 4 der Förderrichtlinie gegeben, da nur 
ein Wieland-Stecker in Deutschland normkonform ist laut DIN VDE V 0628-1 VDE V 0628-1:2018-02. 
Zur Sicherheit könnte man hier gegebenenfalls aber auch noch explizit auf den Wieland-Stecker 
hinweisen. 
 
Mehrfachförderung 
Bei einer Leistung über 600 W pro Haushalt kann man sich nicht mehr als Kleinbetreiber im 
Markstammregister eintragen, sondern muss sich als Anlagenbetreiber registrieren. Das ist 
bürokratisch viel aufwendiger. 
Außerdem wird der erzeugte Strom direkt ins eigene Hausnetz gespeist und muss direkt genutzt 
werden, sonst verschenkt man den Strom an den Netzbetreiber, da man für die Einspeisung ins 
öffentliche Netz kein Geld bekommt. Deshalb stellt sich die Frage, ob man überhaupt so große 
Strommengen über 600 W erzeugen möchte. 
Daher wäre eine Mehrfachförderung wohl nur für Besitzer mehrerer Wohneinheiten/Haushalte 
interessant. 
 

Erhaltungs- und Gestaltungssatzungen 
Ob eine Stecker-Solaranlage im Widerspruch zu den Erhaltungs- und Gestaltungssatzungen steht, ist 
noch zu prüfen. 
 



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
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Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Bauen  

Vorlagenerstellung Lisa Niegel 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 29.08.2022 

Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen 06.09.2022 

Haupt- und Finanzausschuss 08.09.2022 

Stadtverordnetenversammlung 19.09.2022 
 
 
 
Landesprogramm „Zukunft Innenstadt I“ 
Ausschreibung 2021: Denken und beleben Sie Ihre Innenstadt neu 
Hier: Beantragung des Innenstadtbudgets   
 
 
 
Beschlussvorschlag 

1. Mit den Projekten und Maßnahmen des Innenstadtbudgets (Förderaufruf Zukunft Innenstadt 2021) wird 
angestrebt, die Innenstadt von Oestrich-Winkel zu stärken. 
2. Parallel dazu wird im Zuge der Erstellung des Leitbildes „Neues Leben in den Ortskernen“ eine Strategie 
entwickelt, um das Ziel der Belebung der Innenstadt zu erreichen. 
3. Die in der Interessensbekundung benannten sowie die im Rahmen des Bürgerbeteiligungsverfahrens 
hinzugekommenen Maßnahmen und Projekte tragen dazu bei, die Ziele der zu erarbeitenden Strategie, in 
Form des Leitbildes „neues Leben in den Ortskernen“, zu erreichen. 
 
 

Sachverhalt  

Im Sinne einer nachhaltigen Stadtentwicklung hat das Land Hessen 2021 ein Förderprogramm „Zukunft 
Innenstadt“ aufgelegt, um die Innenstädte nach der Corona-Pandemie wieder zu stärken und zu beleben.  
Im Rahmen des ersten Programmaufrufs konnten alle Städte und Gemeinden in Hessen ihr Interesse an 
einem Innenstadtbudget bekunden. In Oestrich-Winkel arbeitet die Verwaltung an einer Bewerbung, 
während parallel dazu ein Dringlichkeitsantrag (2021/97) aller Fraktionen beschlossen wurde, sich auf das 
Innenstadtbudget zu bewerben. Aus allen Fraktionen gingen Vorschläge ein, welche in der 
Interessensbekundung berücksichtigt werden sollten. Letztlich wurde ein großer bunter Blumenstrauß an 
Maßnahmen verfasst, welcher die Jury überzeugte. So erging im Herbst 2021 der Zuwendungsbescheid für 
das Innenstadtbudget von 250.000 € (zzgl. kommunaler Eigenanteil). 
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Obwohl bereits im ersten Halbjahr 2022 ein umfangreiches Bürgerbeteiligungsverfahren zur 
Konkretisierung der Maßnahmen zur Belebung der Innenstadt durchgeführt wurde, ist ein Beschluss der 
Stadtverordnetenversammlung über die im Beschlussvorschlag benannten Punkte noch offen. Der 
Fördermittelgeber fordert diesen Beschluss nun nach.  
 
Bzgl. des weiteren Vorgehens werden gesonderte Vorlagen erfolgen.  
 
 

Finanzielle Auswirkungen 

Die Förderquote beträgt 85%. Bei dem zugesagten Innenstadtbudget von 250.000 € beträgt der 
hinzukommende städtische Eigenanteil 44.118 €, sodass sich die zuwendungsfähigen Ausgaben insgesamt 
auf 294.118 € belaufen. Die investiven Mittel in Höhe von 62.500 € stehen im Haushalt 2022 unter der 
Investitionsnr. 5111-2201 zur Verfügung, weitere 62.500 € im Jahr 2023. 170.000 € müssen im Haushalt 
2023 zusätzlich vorgesehen werden. 
 
 
Anlage(n) 

1. Interessenbekundung_Zukunft Innenstadt 2021_Oestrich-Winkel 
 
 
Oestrich – Winkel, 23.08.2022 
 
 
Dezernatsleiter  



Hessisches Ministerium für Wirtschaft,  
Energie, Verkehr und Wohnen 
Postfach 3129 
65021 Wiesbaden 
 

Landesprogramm „Zukunft Innenstadt“ 
Innenstadtbudget & Kommunalpreis 
Interessensbekundung der Kommune 
 
 

Angaben zur Kommune 

Name der Kommune: Oestrich-Winkel 

Landkreis: Rheingau-Taunus-Kries 

Einwohnerzahl: 11.849 (2019) 

Anschrift: Bürgerzentrum Oestrich-Winkel 
Paul-Gerhardt-Weg 1 
65375 Oestrich-Winkel 

Auskunft erteilt: Lisa Niegel, Ruprecht Bankwitz 

Telefon: 06723 992 144 

E-Mail: Lisa.niegel@oestrich-winkel.de 
Ruprecht.bankwitz@oestrich-winkel.de 

 

 
Angaben zum beantragten Innenstadtbudget (min. 5000, max. 250.000 Euro) 
 

 
Beantragtes Innenstadtbudget 
Euro: 
 

 
250.000 Euro 

 

☒ Bewerbung um den Kommunalpreis 

 

 
  

mailto:Lisa.niegel@oestrich-winkel.de
mailto:Ruprecht.bankwitz@oestrich-winkel.de


Bekunden Sie Ihr Interesse für das Innenstadtbudget und beantworten 
Sie folgende Fragen  
(maximal 8000 Zeichen mit Leerzeichen) 
 

1. Wie ist die aktuelle Situation in Ihrer Innenstadt? Beschreiben Sie die Herausforderungen. 
Haben Sie bereits Prozesse in die Wege geleitet oder eine Strategie entwickelt, um die 
Innenstadt zu stärken? Wenn ja, erläutern Sie diese kurz.  

 
Oestrich-Winkel hat sich in den letzten Jahrzehnten zu einer ‚Pendler- und Wohnstadt‘ entwickelt. Bei 
einer Einwohnerzahl von ca. 11.800 gibt es rund 3.800 Auspendler, viele davon arbeiten in den nah 
gelegenen Großstädten des Rhein-Main Gebietes.  
Hinzu kommt, dass Oestrich-Winkel aus vier ähnlich großen Ortsteilen besteht und nicht auf eine 
Kernstadt ausgerichtet ist. Die noch bestehenden Einzelhandelsgeschäfte sind über das Ortsgebiet 
verteilt. Hingegen sind zentrale Plätze in den Ortsteilen, wie der Marktplatz in Oestrich oder der 
Kerbeplatz in Winkel von Funktions- und Gestaltungsdefiziten geprägt. 
Es ist nicht davon auszugehen, dass sich Oestrich-Winkel in Zukunft zu einem starken 
Einzelhandelsstandort entwickeln wird. Umso wichtiger ist es, neue Angebote im innerstädtischen 
Bereich zu schaffen, damit das soziale Leben wieder in den Ortskernen stattfindet. Hierzu ist es 
notwendig partizipative Projekte anzustoßen, die zur Vernetzung der Bürgerschaft führen und diese 
als aktive AkteurInnen für die Belebung der Ortsteilzentren zu gewinnen. 
 
Aufgrund der hohen Zahl an herausragenden Kulturdenkmälern innerhalb des Stadtgebiets, die 
zukünftig erhalten und weiterentwickelt werden sollen, hat sich die Stadt 2017 erfolgreich um die 
Aufnahme in das Förderprogramm „städtebaulicher Denkmalschutz“ beworben. 2020 wurde das 
Programm in das neue Förderprogramm „Lebendige Zentren“ überführt.  
 
Des Weiteren nimmt Oestrich-Winkel seit Mai 2021 an dem Projekt ‚Kleinstadtakademie‘ des BBSR 
teil. Dieses Projekt beschäftigt sich mit den ‚Neuen Arbeitswelten‘ und welche Auswirkungen diese auf 
die Kommunen haben.  
 

2. Woraus setzt sich Ihr Maßnahmenpaket für die Entwicklung Ihrer Innenstadt zusammen? 
Welche Einzelprojekte sollen umgesetzt werden? Listen Sie hier die einzelnen Projekte mit 
Kurzbeschreibung auf. Beispiele für Einzelprojekte und -maßnahmen finden Sie im Anhang 

 
Das Maßnahmenpaket für Oestrich-Winkel setzt sich aus drei Bausteinen zusammen: 1. Entwicklung 
eines Leitbildes ‚Neues Leben in den Ortskernen‘ 2. Soziale Gestaltung der Ortszentren 3. Neue 
Nutzungskonzepte für Immobilien erproben.  
Diese drei Maßnahmen sollen von der Bürgerschaft in einen partizipativen Prozess mitgestaltet 
werden, dazu ist ein bottom-up Prozess vorgesehen, der von einem Dienstleister gestaltet und 
begleitet werden soll.  
 
Zu den Einzelprojekten: 
 

1. Leitbild ‚Neues Leben in den Ortskernen‘ 
In einem Dialogprozess mit den betroffenen AkteurInnen und der Bürgerschaft soll ein Leitbild 
erarbeitet werden. Dies soll im Rahmen von mehreren Workshops geschehen, die von einem 
Dienstleister vorbereitet und moderiert werden. Das Leitbild soll Antworten auf die Frage 
geben, wie wieder mehr soziales Leben in den Ortskernen stattfinden kann.  
 
 
 
 



2. Soziale Gestaltung der Ortszentren 
Aus dem neu zu erarbeitetem Leitbild und auch schon parallel zu dessen Entwicklung sollen 
Maßnahmen abgeleitet werden, um das soziale Leben in den Ortsteilzentren zu reaktivieren. 
Unter folgende Maßnahmenpaketen, lassen sich die avisierten Maßnahmen subsumieren:  
 
Austausch und Begegnung: 
Ein zentraler Punkt, der bisher von allen Beteiligten erwähnt wurde, ist ein Ort des sozialen 
Austausches und der Begegnung in den Ortszentren zu schaffen. Hier wird ein Coworking-
Space favorisiert, das auch Veranstaltungsräume und ein Café beinhaltet. Diese soll von den 
BürgerInnen entwickelt, getragen und nachhaltig betrieben werden. Mögliche Träger können 
ein Verein oder eine Genossenschaft sein, in der sich die beteiligten BürgerInnen 
zusammenschließen. 
Die Ortsteilzentren sollen mit neuen Veranstaltungen belebt werden. Denkbar ist ein neuer 
Abendmarkt, eine Bühne für regionale Künstler, Kindernachmittage und andere 
Kulturveranstaltungen.  
Ein weiterer Punkt ist die Entwicklung eines innovativen Stadtmobiliars, das nicht nur zum 
Verweilen einlädt, sondern auch den sozialen Austausch fördert und Bücherschränke, sowie 
‚Zu-verschenken-Schränke‘ beinhaltet. Dies soll von BürgerInnen in Zusammenarbeit mit 
StudentInnen entworfen werden. 

 
Der Natur Raum geben: 
Durch ein Urban Gardening Projekt soll die Stadt grüner und attraktiver werden. Oestrich-
Winkel soll ein ‚Grünes Innenstadtband‘ erhalten, das die BürgerInnen aktiv mitentwickeln und 
in dem diese eigene Beete anlegen können. Darüber hinaus sind auch begrünte Haltestellen 
denkbar sowie eine Förderung privater Fassaden- und Dachbegrünung oder die Umwidmung 
privater Steingärten in natürliche Gärten. 

 
Natürlich gesund leben: 
Bei diesem Maßnahmenpaket sollen die BürgerInnen Maßnahmen entwickeln, um einen 
gesunden und bewegungsreicheren Lebenswandel zu fördern. Denkbar ist die Installation 
eines Bewegungsparcours oder ein Verleihsystem für E-Lastenräder.  
Es soll ein spezielles Sport- und Freizeitangebot für Kinder- und Jugendliche gestaltet werden 
(z.B. temporäre Beachvolleyball- und/oder Basketballplätze oder PopUp-Spielplätze). Diese 
Maßnahme soll mit den Kindern und Jugendlichen vor Ort entwickelt und umgesetzt werden. 

 
3. Neue Nutzungskonzepte für Immobilien erproben 

In Oestrich-Winkel stehen inzwischen viele Immobilien in den Ortszentren leer. Dem soll mit 
einem neuen PopUp Konzept entgegengewirkt werden. Dazu soll ein Ideenwettbewerb 
ausgeschrieben werden wie betroffene Leerstands-Immobilien am besten genutzt werden 
können. An diesem können sich Existenzgründer, Studenten der ortsansässigen Business-
School und auch lokale Initiativen mit einem Konzept bewerben. Die GewinnerInnen sollen die 
jeweilige Immobilie für sechs Monate kostenfrei nutzen können und einen Startzuschuss als 
Prämie erhalten.  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



3. Schnell und nachhaltig: Wie können durch dieses Paket an Maßnahmen und Projekten 
kurzfristige Impulse gesetzt werden und inwiefern wird damit eine nachhaltige Entwicklung der 
Innenstadt gefördert? 

 
Die kurzfristigen Impulse liegen in der Aktivierung und Vernetzung der Bürgerschaft durch einen 
partizipativen bottom-up Prozess, welcher ein zentrales Element der Konzeptaufstellung für die 
Sicherung der nachhaltigen Entwicklung der Innenstadt ist. Aus dieser Vernetzung werden nicht nur 
Ideen gewonnen, sondern die BürgerInnen werden empowert sich als AkteurInnen der 
Innenstadtentwicklung einzubringen.  
Mit der Umsetzung der aufgezeigten Maßnahmen kann kurzfristig begonnen werden, da keine 
aufwendigen planerischen Hürden oder baulichen Maßnahmen notwendig sind. Die soziale 
Nachhaltigkeit soll dadurch erreicht werden, dass die BürgerInnen die Projekte mit umsetzen und auch 
nach dem Ende der Förderung weiter betreuen, wie es z.B. für das Coworking-Space angedacht ist.  
 

4. Mit welchen AkteurInnen haben Sie die Maßnahmen und Projekte zusammen ausgearbeitet? 
Sind weitere ProjektpartnerInnen geplant?  
 

Am 14. Juni 2021 fand digital eine Ideenwerkstatt statt, an der sowohl VertreterInnen der 
Stadtverwaltung wie auch aus der Bürgerschaft teilgenommen haben. Dabei wurden TeilnehmerInnen 
aus verschiedenen Bereichen und Interessenvereinigungen eingeladen, wie dem Handwerker- und 
Gewerbeverein, lokale Einzelhändler und der European Business School.  
Die hier aufgezählten Maßnahmen wurden im Rahmen der Ideenwerkstatt entwickelt. Zudem hat der 
Ausschuss für Umwelt, Bauen und Planung das Programm ‚Zukunft Innenstadt‘ und mögliche 
Maßnahmen diskutiert. Auch diese Ergebnisse wurden berücksichtigt.  
Im Rahmen der Erstellung des Leitbildes sowie der Vorbereitung und Umsetzung der Maßnahmen soll 
dieser Prozess auf die gesamte Bürgerschaft ausgedehnt werden. Hierzu soll eine Agentur beauftragt 
werden, die Expertise bei Bürgerbeteiligungen vorweist.  
Für die einzelnen Maßnahmen, sollen auch die Hochschulen in der Region, die European Business 
School und die Hochschule Geisenheim gewonnen werden. Die Maßnahme ‚grünes Innenstadtband‘ 
soll zudem in Kooperation mit den Ortsverschönerungsvereinen ‚WIR für Winkel e.V.‘ und ,Verkehrs- 
und Verschönerungsverein Hallgarten e.V.´ sowie Studenten der Hochschule Geiesenheim umgesetzt 
werden.  
 

5. Welche InnenstadtakteurInnen und NutzerInnen profitieren davon? 
 

Von den beschriebenen Maßnahmen profitieren die Einzelhändler und Gastronomen in den 
Ortszentren, da diese attraktiver werden und die Frequentierung steigt. Daneben profitiert die 
einheimische Bevölkerung stark, da die Ortskerne wieder eine Funktion für das soziale Leben erhalten 
und in diesem Sinne Räume der Begegnung und des Austausches werden.  
Auch Kinder und Jugendliche profitieren, da es in zentralen Ortsbereichen neue Angebote gibt, die für 
sie attraktiv sind. Oestrich-Winkel nimmt an dem Programm ‚Kinderfreundliche Kommune‘ teil und 
berücksichtigt die Interessen von Kindern und Jugendlichen in besonderem Maße.  
 

6. Falls die Projekte und Maßnahmen räumlich verortet sind: Was planen Sie wo, und warum 
dort? (Gerne können Sie einen Lageplan beifügen) 

 
Eine genaue Verortung der Maßnahmen ist noch nicht erfolgt. Diese ergibt sich im Laufe des Prozesses. 
Vor allem die Maßnahme ,grünes Innenstadtband´ mit einzelnen ,Urban-Gardening´ Standorten soll 
sich über die gesamte Stadt verteilen und somit in allen Stadtteilen zu finden sein. Dennoch stehen die 
beiden Plätze Marktplatz in Oestrich und Kerbeplatz in Winkel inkl. der direkten Umgebung für 
einzelne Belebungsmaßnahmen im Vordergrund.  



Im Folgenden ist eine Katasterkarte des Marktplatzes in Oestrich und des Kerbeplatzes in Winkel zu 
finden. Des Weiteren sind zur besseren visuellen Darstellung aktuelle Fotos der Plätze und Entwürfe 
von StudentInnen der Hochschule Geisenheim, zur möglichen Platzgestaltung angehängt. 
 
 

 
Abb. 1: Katasterausschnitt Kerbeplatz in Winkel, Auszug aus Caigos, ohne Maßstab 

 

 
Abb. 2: Foto Kerbeplatz in Winkel (aufgenommen am 28.06.2021) 



 
Abb. 3: Lageplan zum Entwurf von Studentin Ann-Christin Müller der Hochschule Geisenheim für den Kerbeplatz 
in Winkel unter dem Motto „Gemeinsam Gärtnern und Genießen“ im Sommersemester 2017 

 

 
 

 
 

Abb.4: Blick auf den Gartenbereich aus 
dem Entwurf von Studentin Ann-Christin 
Müller der Hochschule Geisenheim für 
den Kerbeplatz in Winkel unter dem 
Motto „Gemeinsam Gärtnern und 
Genießen“ im Sommersemester 2017 
 

Abb.5: Blick auf den Gartenbereich aus 
dem Entwurf von Studentin Ann-Christin 
Müller der Hochschule Geisenheim für 
den Kerbeplatz in Winkel unter dem 
Motto „Gemeinsam Gärtnern und 
Genießen“ im Sommersemester 2017 
 



 

 
Abb. 4: Katasterausschnitt des Marktplatzes in Oestrich, Auszug aus Caigos, ohne Maßstab 

 
 

 
Abb. 5: Foto des Marktplatzes in Oestrich (aufgenommen am 28.06.2021) 

 



 
 

 

 

Abb. 6: Entwurf für die Umgestaltung des Marktplatz in 
Oestrich; Auszug der Master-Thesis „Freiraumkonzept für 
den Ortskern in Oestrich-Winkel“ im Masterstudiengang 
„Umweltmanagement und Stadtplanung in 
Ballungsräumen“ der Hochschule Geisenheim University im 
WS 2018/19, ohne Namen. 

 



Sie möchten sich zusätzlich um den Kommunalpreis bewerben?  
 
Denn Sie haben besonders viele zukunftsweisende Ideen, die modellhaft aufzeigen wie Innenstädte 
neu gedacht und gestaltet werden? Oder Sie haben umsetzungsreife investive bauliche Vorhaben, die 
Sie kurzfristig umsetzen können und möchten? Dann überzeugen Sie uns mit Ihren Antworten auf 
folgende Fragen: 
(maximal 8000 Zeichen mit Leerzeichen) 
 

1. Welche Maßnahmen und/oder Projekte möchten Sie zusätzlich mit dem Preisgeld umsetzen? 
Beschreiben Sie diese. 
 
Gerade für die Innenstädte ist grüne und blaue Infrastruktur besonders wichtig. Ein 
wegweisendes, investives Projekt ist die gewünschte Offenlegung und nach Möglichkeit 
punktuelle Renaturierung des bisher verdolten Pfingstbaches im Stadtteil Oestrich. Eine 
andere Maßnahme stellt die Auflegung eines städtischen Förderprogramms für die gesamte 
Stadt dar, mit dem private Maßnahmen zur Fassadenbegrünung, Baumpflanzung oder 
Umwandlung einer versiegelten Fläche zur grünen Freifläche bezuschusst werden können.  

 
2. Welche funktionelle(n) Rolle(n), Identität oder Charaktermerkmale der Innenstadt soll mit 

diesen zusätzlichen Maßnahmen und Projekten gestärkt werden? 
 
Mit diesen Maßnahmen soll das Flair der Rheingauer Kulturlandschaft in den Siedlungsbereich 
übertragen werden. Indem Wasser, Wein und Grünflächen auch abseits des Rheins und der 
Weinberge erlebbar werden, soll die Identität des Orts gesteigert und verfestigt werden. 
Oestrich Winkel soll als größte Weinbaukommune im Rheingau und einer der Kommunen mit 
dem größten Waldbesitz in Hessen auch im Siedlungsbereich als solche erkannt und erlebt 
werden. Daher ist es notwendig, Plätze zu grünen Flächen umzugestalten und das Thema Wein 
nicht nur in den einzelnen Winzerhöfen, sondern auch im öffentlichen Raum zu präsentieren. 
Neben der Anpflanzung von Reben, auch entlang einer Pergola, kann dies parallel dazu durch 
Aufstellen von entsprechend gestaltetem Mobiliar, ähnlich dem beim Oestricher Kran 
(Betonfässer die als Stehtische dienen und den Bezug zum Wein signalisieren), gelingen. Allein 
die Überarbeitung des Stadtmobiliars reicht aber nicht aus, um die Aufenthaltsqualität in der 
Innenstadt zu steigern, hauptsächlich durch die zu erwartenden, immer wärmer werdenden 
Sommermonate, vor allem in einer der wärmsten Region Hessens, wird eine Begrünung der 
öffentlichen Plätze immer wichtiger. Durch die abschnittsweise Freilegung des Pfingstbaches 
wird zudem ein weiterer, wesentlicher Beitrag zur Verbesserung des Kleinklimas geleistet.  

 
3. Mit welchen AkteurInnen haben Sie die Maßnahmen und Projekte zusammen ausgearbeitet? 

Sind weitere ProjektpartnerInnen geplant?  
 
Bereits seit mehreren Jahren besteht der Wunsch, den Pfingstbach offenzulegen. Bereits im 
integrierten Städtebaulichen Entwicklungskonzept, welches im September 2018 beschlossen 
wurde, ist dies als eine mögliche Maßnahme zur Umgestaltung des Friedensplatzes aufgeführt. 
Im Zuge der Ausarbeitung des Konzepts wurde der Wunsch in der LoPa (lokale Partnerschaft) 
geäußert. Parallel dazu wurde die Idee von Studenten der Hochschule Geisenheim innerhalb 
des Seminars Stegreifentwürfe entworfen und stieß in den örtlichen Gremien auf große 
Begeisterung. Inzwischen hat sich die Zusammensetzung der Gremien geändert und der 
Wunsch wurde seitens der Fraktionen erneut vorgebracht. Zudem fand am 14. Juni 2021 eine 
digitale Ideenwerkstatt statt, an der VertreterInnen aus Stadtverwaltung und 
Interessenvereinigungen teilgenommen haben.  
Im Rahmen dieser Ideenwerkstatt wurden die Maßnahmen aus der Interessenbekundung für 
das Innenstadtbudget entwickelt sowie ebenso der Wunsch nach einem belebten, grünen 



Platz geäußert, der Bewohner- und BesucherInnen in den alten Ortskern lockt und zum 
Verweilen einlädt.   
 
Für die weitere, konkrete Ausarbeitung der Pläne für die Offenlegung des Pfingstbaches sowie 
die Erarbeitung des städtischen Förderprogramms für die Begrünung von privaten Flächen 
sollen kleine Expertengremien gegründet werden, in denen nicht nur fachliche Expertise 
sondern auch Nutzer vertreten sind, sodass alle Ansprüche und Bedürfnisse berücksichtigt und 
bei Bedarf gegeneinander und untereinander abgewogen werden können. Auch sollen örtliche 
Vereine, wie zum Beispiel der Ortsverschönerungsverein „WIR für Winkel e.V.“ oder der 
„Verkehrs- und Verschönerungsverein Hallgarten e.V.“ sowie die Hochschule Geisenheim bei 
der Umsetzung der Maßnahmen eingebunden werden. 

 
4. Welche InnenstadtakteurInnen und NutzerInnen profitieren davon? 

 
Von diesen Maßnahmen profitieren in erster Linie die BewohnerInnen der Stadt und damit 
einhergehend auch die lokalen Einzelhändler und Gastronomen. Durch die gesteigerte 
Aufenthaltsqualität bedingt durch eine optische Aufwertung sowie eine Verbesserung des 
Kleinklimas werden die öffentlichen Räume wieder mehr genutzt. Folglich werden lokale 
Angebote häufiger und bewusster wahrgenommen wodurch der Konsum steigt. Eine 
gesteigerte Aufenthaltsqualität führt aber auch dazu, dass Besucher aus den umliegenden 
Gemeinden die Stadt und ihre Angebote häufiger besuchen und somit auch zur Belebung des 
Ortes beitragen. Da die Stadt attraktiver wird, werden nicht zuletzt auch Touristen von der 
Aufwertung profitieren.  

 
5. Inwiefern können Synergien zwischen den Einzelmaßnahmen und –projekten entstehen? 

Beziehen sich auf alle Maßnahmen: Innenstadtbudget und Kommunalpreis. 
 
Die Offenlegung des Pfingstbaches und die Förderung von privaten Fassaden- und 
Dachbegrünungen sowie die Umwidmung von privaten versiegelten Flächen hin zu begrünten, 
insektenfreundlichen Gärten sind im Kontext des Maßnahmenbausteins „Soziale Gestaltung 
der Ortszentren“ aus der Interessenbekundung des Innenstadtbudgets zu sehen. Innerhalb des  
,Grünen Innenstadtbands´, welches die Stadt über die einzelnen Ortszentren durch die 
Errichtung von Nutzpflanzen-Hochbeeten, Blühstreifen, Blumenkästen und 
Wandbegrünungselementen miteinander verbindet, bringt die Offenlegung des Pfingstbaches 
neues Flair und eine Möglichkeit zur Abkühlung in heißen Sommermonaten in den Ort. Zudem 
laden Sitzgelegenheiten für ältere BürgerInnen und Spielmöglichkeiten mit Wasser für Kinder 
zum Verweilen ein. So wird nicht nur dieser Bereich belebter, sondern die Strahlkraft der neu 
gewonnenen Aufenthaltsqualität kann zu einer Steigerung der Besucher- und Kaufzahlen im 
gesamten Stadtgebiet führen. Durch das ‚Grüne Innenstadtband‘, welches sich über die 
Altstadt von Oestrich hinaus erstreckt, werden Besucher durch sichtbare, identitätsgebende 
Verbindungen der Hauptachsen und Plätze auch in andere Ortsteile gelenkt. Die auf dem 
Friedensplatz vorhandenen und durch die Maßnahme verlorengehenden Stellplätze sollen 
vorab auf dem Grundstück Friedensplatz hergestellt werden. Somit bleiben notwendige, 
innenstadtnahe Parkmöglichkeiten gewährt.  

 
6. Worin besteht die Originalität und Innovation Ihrer Strategie und den damit einhergehenden 

Projekten/ Maßnahmen? Inwiefern sind diese zukunftsweisend und modellhaft? 
 
Unsere Strategie, das Flair der Rheingauer Kulturlandschaft in den Siedlungsbereich zu 
übertragen, indem Wasser, Wein und Grünflächen auch abseits des Rheins und der Weinberge 
erlebbar werden, steigert die Identität des Ortes und verfolgt gleichzeitig das Prinzip der 
Nachhaltigkeit. Oestrich-Winkel setzt darauf, ursprüngliche Zustände wiederherzustellen und 
Mensch, Flora und Fauna wieder zusammen zu bringen. Durch intensive 



Begrünungsmaßnahmen wird zur Verbesserung des Mikroklimas beigetragen und der 
Entsiegelung von Flächen kommt vor allem bei Starkregenereignissen eine große Bedeutung 
zu. So ergibt sie ein Mehrwert für alle. Die Lebens- sowie Aufenthaltsqualität wird erheblich 
gesteigert und die Verbundenheit zum Ort und damit auch zu den ortsansässigen Händlern 
und Gastronomen wird durch eine verfestigte Wein-, Wasser- und Grün-Identität gestärkt.   
 

7. Falls die Projekte und Maßnahmen räumlich verortet sind: Was planen Sie wo, und warum 
dort? (Gerne können Sie auch hier einen Lageplan nutzen) 

 
Eine genaue Verortung der Maßnahmen ist noch nicht abschließend erfolgt. Vor allem die 
Maßnahme, Grünes Innenstadtband´ mit einzelnen Urban-Gardening Standorten, 
Hochbeeten, Blühkästen, städtisch geförderten Fassadenbegrünungselementen usw. soll sich 
über die gesamte Stadt verteilen und somit in allen Stadtteilen zu finden sein. Die Offenlegung 
des Pfingstbaches wird, aufgrund der Lage des Baches im Stadtteil Oestrich und dort aufgrund 
der örtlichen und baulichen Gegebenheiten sehr wahrscheinlich auf dem Friedensplatz 
erfolgen. Für diesen liegen bereits erste Vorentwürfe für eine mögliche Umgestaltung vor 
(siehe Abb. 2-6). Am Rande oder in Mitten der Altstadt und somit in der direkten Nähe zum 
lokalen Einzelhandel hat dies großes Potential durch die Steigerung der Aufenthaltsqualität 
einen Anstieg der Besucherzahlen in Geschäften und gastronomischen Einrichtungen 
auszulösen.  

  
 
Abb.1: Katasterkarte mit Verlauf des Pfingstbaches, Auszug aus Caigos, ohne Maßstab 



Abb. 2 und 3 zeigen Auszüge der Master-Thesis „Freiraumkonzept für den Ortskern in Oestrich-
Winkel“ im Masterstudiengang „Umweltmanagement und Stadtplanung in Ballungsräumen“ der 
Hochschule Geisenheim University im WS 2018/19, ohne Namen.  

 

 
Abb.2: Lageplan eines Entwurfs der neuen Platzgestaltung des Friedensplatzes  
mit Offenlegung des Pfingstbaches in Form eines Metallwasserbandes 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb.3: Perspektive des Entwurfs der neuen Platzgestaltung des Friedensplatzes 



Abbildungen 4, 5 und 6 sind Ausschnitte aus der Seminararbeit im Modul „Entwerfen 
wohnungsnaher Freiflächen“ des Studienganges Landschaftsarchitektur der Hochschule 
Geisenheim University im Sommersemester 2018; Planverfasserin: Janka Jung, 
Projektbetreuerin: Birte Heinrich, Seminarleitung: Prof. Grit Hottenträger 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

     Abb. 4: Vorentwurf 
         der Platzgestaltung   
       mit Wasserrinne 

 
 
 

 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Abb. 5: Perspektive – Berankte Pergola   Abb. 6: Perspektive – Stufen mit Wasserrinne 
als Schattenspender  
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Jahresabschluss 2021 Eigenbetrieb Kultur und Freizeit 
 
 
 
Beschlussvorschlag 

Der Jahresabschluss des Eigenbetriebs Kultur und Freizeit für das Jahr 2021 wird festgestellt. Der Verlust in 
Höhe von 162.417,44 € wird von der Stadt übernommen. 
 
 

Sachverhalt  

Gemäß § 22 Hess. Eigenbetriebsgesetz ist für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ein Jahresabschluss 
aufzustellen, der aus der Bilanz, der Gewinn- und Verlustrechnung und dem Anhang besteht. 
Er ist nach § 27 Abs. 3 Eigenbetriebsgesetz nach Prüfung durch den Abschlussprüfer mit dessen Bericht und 
den Stellungnahmen der Betriebsleitung und der Betriebskommission über den Magistrat der 
Stadtverordnetenversammlung vorzulegen. Die Stadtverordnetenversammlung beschließt über die 
Verwendung des Jahresgewinns oder die Behandlung des Jahresverlustes. 
Der von der Betriebsleitung vorgelegte Jahresabschluss und Lagebericht zum 31. Dezember 2021 wurde 
von der Wirtschaftsprüfungsgesellschaft RHG Treuhand GmbH geprüft. 
Als Ergebnis der Prüfung wurde dem Eigenbetrieb Kultur und Freizeit der uneingeschränkte 
Bestätigungsvermerk erteilt. Hiernach hat die Prüfung zu keinen Einwendungen geführt. 
Die Erfolgsübersicht und die Entwicklung des Eigenbetriebs im geprüften Wirtschaftsjahr können aus dem 
Bericht des Abschlussprüfers sowie dem Lagebericht der Betriebsleitung entnommen werden. 
 
 
Gesetzliche Grundlagen 
§ 22 Eigenbetriebsgesetz  
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Jahresabschluss  
Für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ist ein Jahresabschluss aufzustellen, der aus der Bilanz, der 
Gewinn- und Verlustrechnung und dem Anhang besteht. Die allgemeinen Vorschriften, die 
Ansatzvorschriften, die Vorschriften über die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung, die 
Bewertungsvorschriften und die Vorschriften über den Anhang für den Jahresabschluss der großen 
Kapitalgesellschaften im Dritten Buch des Handelsgesetzbuches finden sinngemäß Anwendung, soweit sich 
aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt.  
 
§ 27 Eigenbetriebsgesetz   
Aufstellung, Behandlung und Offenlegung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
 
(1) Die Betriebsleitung hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und die Erfolgsübersicht innerhalb von 
sechs Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjahres aufzustellen, unter Angabe des Datums zu 
unterschreiben und der Betriebskommission vorzulegen. 
 
(2) Die Eröffnungsbilanz, der Jahresabschluss und der Lagebericht sind von einem durch die 
Gemeindevertretung zu bestimmenden Abschlussprüfer nach den für große Kapitalgesellschaften 
geltenden Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches zu prüfen, soweit sich aus diesem 
Gesetz oder einer hierzu ergangenen Rechtsverordnung nichts anderes ergibt. Die Prüfung erstreckt sich 
auch auf die Buchführung, auf die nach § 24 Abs. 3 vorgeschriebene Erfolgsübersicht und auf die 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung; dabei ist zu untersuchen, ob zweckmäßig und wirtschaftlich 
verfahren wurde. Über die Prüfung ist schriftlich in entsprechender Anwendung des § 53 Abs. 1 Nr. 2 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes zu berichten. Das Nähere bestimmt der Minister des Innern durch 
Rechtsverordnung. 
 
(3) Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Erfolgsübersicht sind nach Prüfung durch den 
Abschlussprüfer mit dessen Bericht und den Stellungnahmen der Betriebsleitung und der 
Betriebskommission über den Gemeindevorstand der Gemeindevertretung vorzulegen. Der 
Jahresabschluss soll innerhalb eines Jahres nach Ablauf des Wirtschaftsjahres festgestellt werden. 
Gleichzeitig beschließt die Gemeindevertretung über die Verwendung des Jahresgewinnes oder die 
Behandlung des Jahresverlustes. 
 
Freibad 
 
Gegenüber dem Planansatz (-116.384,00 €) entstand ein um 17.702,05 € niedrigerer Verlust. 
Trotz pandemiebedingtem Rückgang der Umsatzerlöse ist es durch Minderaufwendungen gelungen, ein 
insgesamt besseres Ergebnis zu erzielen. 
In diesem Zusammenhang wird auf die Ausführungen im Jahresabschluss- und Lagebericht verwiesen. 
 
Zur Veranschaulichung folgende Darstellung: 
 
Ergebnisse des Freibades Hallgarten  
 
  
Wirtschaftsjahr Jahresverlust 
2008 73.847,04 € 
2009 84.348,68 € 
2010 83.835,95 € 
2011 44.475,47 € 
2012 54.217,77 € 
2013 41.738,43 € 
2014 48.849,90 € 
2015 55.864,65 € 
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2016 38.408,96 € 
2017 53.652,22 € 
2018 60.101,05 € 
2019 51.085,97 € 
2020 70.355,29 € 
2021 98.681,95 € 
 
Die Entwicklung der letzten Wirtschaftsjahre (ab 2011) belegen eindeutig, dass die durchgeführten 
Maßnahmen, die defizitäre Situation des Betriebszweiges, grundsätzlich nachhaltig verbessert haben. 
Trotz tariflicher und inflationärer Kostensteigerungen, sowie pandemiebedingter Mindererlöse bzw. 
Mehraufwendungen in bestimmten Kostenbereichen, ist es gelungen, ein annehmbares Ergebnis zu 
erzielen. 
Die Betriebsleitung hat sich zum Ziel gesetzt, dieses Defizitniveau mittelfristig nachhaltig zu erreichen. 
 
Brentanoscheune 
 
Bei dem Betriebszweig Brentanoscheune kann in den vergangenen Jahren grundsätzlich eine konstant 
positive wirtschaftliche Entwicklung des Eigenbetriebs festgestellt werden. 
Konnte im Jahr 2019 noch das beste Ergebnis seit Inbetriebnahme der Brentanoscheune erzielt werden, ist 
im Wirtschaftsjahr 2020 und 2021 ein deutlich höherer Verlust entstanden. 
Pandemiebedingt konnte die Brentanoscheune nur in sehr eingeschränkter Form vermietet werden, so 
dass erhebliche Umsatzrückgänge entstanden (Planansatz 33.290 €/Ist 25.645 €). 
Die Mindererlöse von 7.645 € konnten in Teilen durch Kosteneinsparungen aufgefangen werden. 
Bei den Mindererlösen ist zu berücksichtigen, dass pandemiebedingt kein Weihnachtsmarkt durchgeführt 
werden konnte. 
So das sogar gegenüber dem Planansatz ein um 19.478,51 € besseres Ergebnis erzielt wurde. 
Näheres kann den Ausführungen im Jahresabschluss- und Lagebericht entnommen werden. 
 
Zur Veranschaulichung folgende Darstellung: 
 
Ergebnisentwicklung Brentanoscheune 
  
Wirtschaftsjahr Jahresverlust 
2003 154.027,77 € 
2004 151.348,22 € 
2005 127.437,41 € 
2006 129.875,99 € 
2007 112.114,19 € 
2008 131.392,42 € 
2009 100.730,44 € 
2010 101.025,45 € 
2011 71.401,40 € 
2012 97.757,26 € 
2013 57.882,88 € 
2014 53.000,08 € 
2015 40.555,43 € 
2016 40.299,20 € 
2017 47.483,44 € 
2018 53.559,81 € 
2019 35.963,47 € 
2020 64.496,26 € 
2021 63.735,49 € 
 
Zielsetzung 
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Der Auslastungsgrad der Brentanoscheune und die damit verbundenen Erlöse sollen weiter gesteigert 
werden. 
Die Betriebsleitung hat sich zum Ziel gesetzt, dass Defizit der Brentanoscheune auf dem niedrigen Niveau 
der Jahre 2013 bis 2019 zu halten und strebt eine weitere Reduzierung des Jahresfehlbetrages an. 
 
Gegenüber dem Planansatz entstand ein um rd. 19,5 TEUR niedrigerer Verlust. 
 
Ziel muss es weiterhin sein, durch Kosteneinsparungen bzw. Erlössteigerungen, ein ausgeglichenes 
veranstaltungsrelevantes Ergebnis zu erreichen. 
 
Fazit 
 
Die nachhaltig positive wirtschaftliche Entwicklung des Eigenbetriebes führt zu deutlichen Einsparungen im 
Kernhaushalt der Stadt und fördert die Konsolidierung des städtischen Haushalts. 
Gegenüber dem Planansatz wurde in Summe, trotz erheblicher Auswirkungen durch die Corona-Pandemie, 
auf den Betrieb der Brentanoscheune und des Freibades Hallgarten, ein, gegenüber dem Planansatz, um 
insgesamt rd. 37,2 TEUR besseres Ergebnis erzielt. 
 
Finanzielle Auswirkungen: 
 
Betriebszweig Tats. Verlust Planansatz Differenz 
Brentanoscheune  63.735,49 €  83.214,00 € +19-478,51€ 
Freibad  98.681,95 € 116.384,00 € +17.702,05€ 
Summe: 162.417,44 € 199.598,00 € +37.180,56€ 
 
Der gegenüber dem Planansatz/der geleisteten Vorauszahlungen um insgesamt 37.180,56 € niedrigere, 
Verlust des Eigenbetriebs Kultur und Freizeit, wird der Stadt erstattet. 
 
 
 

Finanzielle Auswirkungen 

Insgesamt um 37.180,56 € niedrigere Verlustausgleich. 
 
 
Anlage(n) 

 
1. Anlage Beschlussvorlage Jahresabschluss EB. Kultur und Freizeit 2021 
 
 
Oestrich – Winkel, 09.05.2022 
 
 
Dezernatsleiter  























































 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-131/2022 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen Ki. 

Dezernat / Fachbereich Eigenbetriebe  

Vorlagenerstellung Frank Kirsch 
 
Verfahrensgang Termin 

Betriebskommission Stadtwerke 13.07.2022 

Magistrat 18.07.2022 

Haupt- und Finanzausschuss 08.09.2022 

Stadtverordnetenversammlung 19.09.2022 
 
 
Feststellung des Jahresabschlusses 2021 Eigenbetrieb Stadtwerke und Gewinnverwendung  
 
 
Beschlussvorschlag 

1. Der Jahresabschluss für das Jahr 2021 wird festgestellt. 
2. Der Gewinn in Höhe von 90.780,69 € wird wie folgt verwendet: 
a. Ausschüttung an den städtischen Haushalt in Höhe von 45.390,34 €. 
b. Zuführung zu den zweckgebundenen Rücklagen des Eigenbetriebes in Höhe von 45.390,35 €. 
 

Sachverhalt  

Gesetzliche Grundlagen 
§ 22 Eigenbetriebsgesetz  
Jahresabschluss  
Für den Schluss eines jeden Wirtschaftsjahres ist ein Jahresabschluss aufzustellen, der aus der Bilanz, der 
Gewinn- und Verlustrechnung und dem Anhang besteht. Die allgemeinen Vorschriften, die 
Ansatzvorschriften, die Vorschriften über die Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung, die 
Bewertungsvorschriften und die Vorschriften über den Anhang für den Jahresabschluss der großen 
Kapitalgesellschaften im Dritten Buch des Handelsgesetzbuches finden sinngemäß Anwendung, soweit sich 
aus diesem Gesetz nichts anderes ergibt.  
 
§ 27 Eigenbetriebsgesetz   
Aufstellung, Behandlung und Offenlegung des Jahresabschlusses und des Lageberichts 
(1) Die Betriebsleitung hat den Jahresabschluss, den Lagebericht und die Erfolgsübersicht innerhalb von 
sechs Monaten nach Schluss des Wirtschaftsjahres aufzustellen, unter Angabe des Datums zu 
unterschreiben und der Betriebskommission vorzulegen. 
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(2) Die Eröffnungsbilanz, der Jahresabschluss und der Lagebericht sind von einem durch die 
Gemeindevertretung zu bestimmenden Abschlussprüfer nach den für große Kapitalgesellschaften 
geltenden Vorschriften des Dritten Buches des Handelsgesetzbuches zu prüfen, soweit sich aus diesem 
Gesetz oder einer hierzu ergangenen Rechtsverordnung nichts anderes ergibt. Die Prüfung erstreckt sich 
auch auf die Buchführung, auf die nach § 24 Abs. 3 vorgeschriebene Erfolgsübersicht und auf die 
Ordnungsmäßigkeit der Geschäftsführung; dabei ist zu untersuchen, ob zweckmäßig und wirtschaftlich 
verfahren wurde. Über die Prüfung ist schriftlich in entsprechender Anwendung des § 53 Abs. 1 Nr. 2 des 
Haushaltsgrundsätzegesetzes zu berichten. Das Nähere bestimmt der Minister des Innern durch 
Rechtsverordnung. 
 
(3) Der Jahresabschluss, der Lagebericht und die Erfolgsübersicht sind nach Prüfung durch den 
Abschlussprüfer mit dessen Bericht und den Stellungnahmen der Betriebsleitung und der 
Betriebskommission über den Gemeindevorstand der Gemeindevertretung vorzulegen. Der 
Jahresabschluss soll innerhalb eines Jahres nach Ablauf des Wirtschaftsjahres festgestellt werden. 
Gleichzeitig beschließt die Gemeindevertretung über die Verwendung des Jahresgewinnes oder die 
Behandlung des Jahresverlustes. 
 
Ausführungen der Betriebsleitung 
Der im Jahr 2021 entstandene Gewinn soll wie folgt verwendet werden: 
 
Die berechnete Eigenkapitalverzinsung beläuft sich auf 90.780,69 €, welche nach KAG 
(Kommunalabgabengesetz) zu berücksichtigende Kosten darstellen. 
Dieser Betrag stellt auch den Gewinn des Wirtschaftsjahres 2021 dar. 
In Höhe der Eigenkapitalverzinsung können daher Rücklagen zur Erhöhung des 
Eigenfinanzierungsspielraums des Eigenbetriebs gebildet oder aber Ausschüttungen an die Stadt 
vorgenommen werden. 
Die Betriebsleitung schlägt vor, die Hälfte der Eigenkapitalverzinsung, in Höhe von 45.390,35 €, den 
zweckgebunden Rücklagen, zur Stärkung des Eigenkapitals und der Liquidität des Eigenbetriebes, zu 
zuführen und die andere Hälfte, in Höhe von 45.390,34 €, an den Kernhaushalt der Stadt, zur Verbesserung 
der städtischen Haushaltslage, auszuschütten. 
Somit kann der Eigenbetrieb wiederholt den Kernhaushalt der Stadt mit einem nicht unerheblichen Beitrag 
finanziell unterstützen. 
 
Im Jahr 2021 entstand eine Unterdeckung in Höhe von 38.928,37 €, welcher durch Entnahme aus der 
gebildeten KAG-Rückstellung ausgeglichen wurde. Zum 31.12.2021 besteht somit eine KAG-Rückstellung in 
Höhe von 455.883,30 €. 
 
Die mittel- bzw. langfristige Zielsetzung des Eigenbetriebes ist es, eine kostendeckende und 
gebührengerechte Entsorgung der anfallenden Abwässer zu erreichen. 
Im Jahr 2021 wurde eine erneute Gebührenkalkulation für die Jahre 2022 und 2023 durchgeführt. 
Hieraus resultierend mussten die Schmutzwassergebühren ab dem Jahr 2022 von 2,16 €/m³ auf 2,19 €/m³ 
und die Niederschlagswassergebühren von 0,40 €/m³ auf 0,45 €/m³ lediglich leicht angehoben werden 
 
Finanzielle Auswirkungen 

Einnahmen im städtischen Haushalt in Höhe von 45.390,34 €. 
 
Anlage(n) 

1. Jahresabschluss 2021 EB Stadtwerke 
 
Oestrich – Winkel, 22.06.2022 
 
 
Dezernatsleiter  























































 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Beschlussvorlage 
Nr: BV-191/2022 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Soziales  

Vorlagenerstellung Stefanie Nikolai-Jagiela 
 
Verfahrensgang Termin 

Haupt- und Finanzausschuss 08.09.2022 

Haupt- und Finanzausschuss 24.11.2022 
 
 
 
Kath. Kindertagesstätte Rabanus-Maurus / Beseitigung Brandschutzmängel und Instandsetzung 
Inv. Nr. 3651-1810 – hier Aufhebung Sperrvermerk  
 
 
 
Beschlussvorschlag 

Entsprechend der vertraglichen Vereinbarung mit dem Bistum Limburg bezahlt die Stadt Oestrich-Winkel 
50% der beiliegenden Rechnung - Beseitigung Brandschutzmängel und Instandsetzung in der kath. 
Kindertagesstätte Rabanus-Maurus. 
Inv. Nr. 3651-1810 
Der Sperrvermerk wird für diesen Betrag aufgehoben. 
 
 

Sachverhalt  

Bereits ab dem Haushalt 2018 waren 50.000 € und seit 2020 150.000 € für eine Umbaumaßnahme in der 
kath. Kindertagesstätte Rabanus-Maurus vorgesehen. 
Nach einer Sicherheitsbegehung Anfang 2020 stellte sich heraus, dass dringende Maßnahmen zur 
Einhaltung des Brandschutzes erforderlich waren. 
Gefahr in Verzug erforderte eine sofortige Umsetzung. 
Für die Gelder im Haushalt2018, 2019 und 2020 gab es zu diesem Zeitpunkt keinen Sperrvermerk – einer 
Mitfinanzierung von Seiten der Stadt wurde zugestimmt. 
Die Inv. Nr. 3651-1810 wurde im Haushalt 2022 auf 350.000 € erhöht und mit einem Sperrvermerk 
versehen – Freigabe durch HFA.  
 
 

Finanzielle Auswirkungen 

Ausgaben 38.495,34 € - Inv. Nr. 3651-1810  
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Anlage(n) 

 
1. Beschlussvorlage Rechnung Bistum LM Beseitigung Brandschutzmängel Anlage 
 
 
Oestrich – Winkel, 29.08.2022 
 
 
Dezernatsleiter  















 

Fraktion FDP 
in der Stadtverordnetenversammlung 
 

Antrag 
Nr. AT-183/2022 
 

 
 

 
Fraktionsvorsitz Marius Schäfer 

 
Beratungsfolge Termin 

Ausschuss für Umwelt, Planen und Bauen 06.09.2022 

Haupt- und Finanzausschuss 08.09.2022 

Stadtverordnetenversammlung 19.09.2022 
 
 

 
Antrag FDP: Genossenschaftliches Wohnen und Bauen 
 

 
 
Antragstext 
 
Der Magistrat wird beauftragt, bei künftigen Vergaben städtischer Grundstücke zur Wohnbebauung, wie 
südlich des Rebhangs, zu berücksichtigen, dass ein Anteil von mindestens 10% an Kooperationsmodelle 
zwischen Genossenschaften und gemeinschaftlichen Wohngruppen, bzw. Baugruppen, vergeben wird. 
 
 
Begründung 
 
Genossenschaftliches Wohnen stellt eine Möglichkeit des Wohnens zwischen den klassischen Miet- oder 
Eigentumsverhältnissen dar und vieler Orts machen Städte und Kommunen hiermit gute Erfahrungen. So ist 
zum Beispiel in Freising in Bayern genossenschaftliches Wohnen eine Erfolgsgeschichte.  
In einer Genossenschaft schließen sich Menschen zusammen, die Gemeinschaftseigentum realisieren wollen. 
Genossenschaftsmitglieder finanzieren den Bau gemeinsam und sind so Mieter und Vermieter zugleich. 
Genossenschaften sind von Haus aus nicht spekulativ und renditeorientiert ausgerichtet, sodass sie damit 
einen wesentlichen Beitrag zur Schaffung und Sicherung bezahlbaren Wohnens leisten.  
 
 
Finanzielle Auswirkungen 
 
Sind zu ermitteln. 
 
Oestrich-Winkel, 29.08.2022 
 
 
Fraktionsvorsitz 



 

Fraktion FDP 
in der Stadtverordnetenversammlung 
 

Antrag 
Nr. AT-185/2022 
 

 
 

 
Fraktionsvorsitz Marius Schäfer 

 
Beratungsfolge Termin 

Haupt- und Finanzausschuss 08.09.2022 

Stadtverordnetenversammlung 19.09.2022 
 
 

 
Antrag FDP: Stream Übertragung der Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung 
 

 
Antragstext 
Der Magistrat wird gebeten, zu prüfen, 
 

1. ob und unter welchen Bedingungen (technisch, organisatorisch, zeitlich, finanziell, personell) eine 
Live-Übertragung der Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung auf den Internetkanälen der 
Stadt Oestrich-Winkel ist. 

2. Bei der Prüfung sind rechtliche und datenschutzrelevante Aspekte zu berücksichtigen. Zielsetzung ist 
eine rechtssichere Umsetzung.  

3. Zu prüfen ist ebenfalls, welche Fördermöglichkeiten bestehen. 
4. Planungen aus dem Jahr 2012 sollen berücksichtigt werden. 

 
Begründung 
Die Übertragung der Sitzungen der Stadtverordnetenversammlung im Internet schafft mehr Sichtbarkeit und 
Transparenz gegenüber den Bürgerinnen und Bürgern. Überdies führt der digitale Zugang zur Stadtpolitik zu 
mehr Akzeptanz und Bürgernähe. Transparenz und Teilhabe der Bürgerinnen und Bürger an politischen 
Entscheidungen sind nur möglich, wenn die Öffentlichkeit an Sitzungen konsequent ausgedehnt wird. Mit 
einer Übertragung kann die Arbeit der Stadtverordneten besser wahrgenommen und bewertet werden, auch 
wenn die Bürgerinnen und Bürger nicht selbst beiwohnen können. Andere Gemeinden und Städte, wie 
Niedernhausen, sind in dieser Frage bereits weiter und führen erste Übertragungen, bzw. Aufzeichnungen, 
durch. An diesen könnte sich im Prüfprozess orientiert werden.  
Eine weitere Begründung erfolgt mündlich. 
 
Finanzielle Auswirkungen 
Sind zu ermitteln. 
 
 
Oestrich-Winkel, 29.08.2022        Fraktionsvorsitz 



 
Stadt Oestrich-Winkel 
im Rheingau 
 
Mitteilungsvorlage 
Nr: MI-163/2022 

 

          

OESTRICH-WINKEL 
IM RHEINGAU 

 
 
Aktenzeichen  

Dezernat / Fachbereich Fachbereich Finanzen  

Vorlagenerstellung Patrik Krummeich 
 
Verfahrensgang Termin 

Magistrat 08.08.2022 

Haupt- und Finanzausschuss 08.09.2022 

Stadtverordnetenversammlung 19.09.2022 
 
 
 
Kennzahlen und Leistungsziele für den Haushaltsplan 2023 ff 
 
 
 
Mitteilung 

Nach § 4 Abs. 2 Satz 5 GemHVO sollen in den Teilhaushalten nach den örtlichen 
Steuerungsbedürfnissen für die wesentlichen Produkte außerdem Leistungsziele und Kennzahlen 
zur Messung der Zielerreichung angegeben werden. Weiter sollen nach § 10 Abs. 3 GemHVO in 
den Teilhaushalten produktorientierte Ziele unter Berücksichtigung des einsetzbaren 
Ressourcenaufkommens und des voraussichtlichen Ressourcenverbrauchs sowie Kennzahlen zur 
Zielerreichung bestimmt werden.  
Die Ziele und Kennzahlen bilden die Grundlage für die Erfolgskontrolle und Steuerung der 
Haushaltswirtschaft und sind in die Berichterstattung nach § 18 GemHVO einzubeziehen. 
 
Die seitens der Fraktionen vorgeschlagenen Kennzahlen können überwiegend durch die 
Verwaltung ermittelt werden. Für die Bereiche Friedhöfe sowie Ordnungs- und Standesamt liegen 
die Zahlen fast vollständig vor. Die Ermittlung der übrigen Kennzahlen ist mitunter sehr 
umfangreich. Es ist davon auszugehen, dass diese zur Aufstellung des Haushalts 2023 noch nicht 
vorliegen und somit erst für das Haushaltsjahr 2024 eingearbeitet werden können. Vergleiche zu 
Nachbarkommunen sind, sofern möglich, ebenfalls mit großem Zeitaufwand zu ermitteln. Lediglich 
die Einnahmen der Realsteuern liegen über das Statistische Landesamt vor (Grund- und 
Gewerbesteuern). 
 
Um den Kennzahlen eine Aussagekraft zu geben, fehlen entsprechende Zieldefinitionen, wie es im 
Rahmen der Präsentation „Ziele mit Kennzahlen definieren“ durch den Kämmereileiter erläutert 
wurde. 
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Was und wie soll im Bereich XY in drei, vier oder fünf Jahren erreicht werden?  
Diese Frage gilt es zu stellen und anhand entsprechender Kennzahlen zu beantworten. Dabei 
werden die drei bis fünf notwendigen Leistungsziele im Regelfall von der 
Stadtverordnetenversammlung bestimmt. 
 
Das Erstellen der bloßen Kennzahlen, welche hierdurch zu Teilen mehrfach im Haushalt vermerkt 
sind, ist auch aufgrund der teils langwierigen Ermittlung der Zahlen im Widerspruch zum 
Haushaltsgrundsatz der Sparsamkeit und Wirtschaftlichkeit nach § 92 Abs. 2 HGO und der 
rechtzeitigen Aufstellung des Haushaltes. Zwingend notwendig erscheinen die Zahlen auch nicht, 
solange nicht zumindest Ziele, welche anhand der Kennzahlen gemessen/erreicht werden sollen, 
festgelegt wurden. 
Nachfolgend sind die vorgeschlagenen Kennzahlen nebst Bemerkungen durch die Verwaltung 
aufgeführt. Dabei wurde vermerkt, welche Kennzahlen möglich sind und welche im Haushalt 
bereits dargestellt werden. 
 
Kennzahlen zur Steuerung 
 
Folgende Sachverhalte sollen vorschlagsweise durch geeignete Kennzahlen transparent und 
vergleichbar gemacht werden (sowohl innerhalb der Stadt im Zeitverlauf wie auch unter 
vergleichbaren Kommunen). 
 

• Bereich Kita:  
o Kosten Kita-Platz / Kita-Betreuungsstunde (unterschieden nach städtischer und 

kirchlicher Trägerschaft sowie Betreuungsmodul)  
 möglich 
o Personelle Ausstattung 
 Im Stellenplan S. 329 vermerkt 
o Personalkosten 
 Sind in den einzelnen KTR bei KITA einsehbar 
o Betreuungsstunden 
 möglich 
o Betreuungsquote 
 möglich 

 
• Friedhöfe 

o Kosten für Bestattung 
o Kosten für Unterhaltung 
 Sind in den einzelnen KTR bei Friedhöfen einsehbar 

• Unterhaltung  
o Kosten für Straßenunterhaltung 
 Siehe KTR 541201 S. 254 
o Kosten für Grünpflege 
 Siehe KTR 541201 SK6165050 und KTR 546101 SK 6165000 

• Personalsituation  kann ggf. auch unter dem Stellenplan angegeben werden 
o Personalkosten 
 Sind in den einzelnen KTR einsehbar 
o Anzahl Stellen (VZ-Äquivalente) 
 Im Stellenplan vermerkt 
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o Fehlzeiten (Krankentage, Überstunden) 
 Möglich, in Summe aller Beschäftigter 
o Personalfluktuation 
 Schwierig zu ermitteln (Praktikanten, natürliche Fluktuation, unternehmensintern 

(Versetzungen), unternehmensfremd (Kündigungen) etc.) 
o Durchschnittsalter (nach Fachbereichen) 

Es handelt sich um eine Zahl die innerhalb eines Fachbereiches ermittelt wird.  
o Absehbares altersbedingtes Ausscheiden (bspw. in 5 Jahren) 
 persönliche Entscheidungen, nicht repräsentativ (Austrittsalter kann individuell 

kurzfristig angepasst werden) 
 

• Energieverbrauch  kann auch unter den entsprechenden KTR angegeben werden 
o Verbrauch von Strom/Gas/Wasser in KW/h (in Relation zu Fläche)  
 Möglich, ggf. zukünftig durch Klimaschutzmanager 

 
 
Deskriptive Kennzahlen 
 
Folgende Angaben sollen vorschlagsweise in zukünftigen haushalten (wieder) unter den 
entsprechenden Kostenträgern aufgeführt werden.  
 
 
KTR 111101 Stadtverordnetenversammlung  
Anzahl Sitzungen 
Im RIM einsehbar. 
 
KTR 111102 Ortsbeiräte  
Anzahl Sitzungen 
Im RIM einsehbar. 
 
KTR 111103 Magistrat  
Anzahl Sitzungen 
Im RIM einsehbar. 
 
KTR 111007 Unterhaltung Bürgerzentrum  
Vermietungs-/Auslastungsstatistik Bürgersaal 

 möglich 
jedoch nur nach Anzahl, nicht mit Nennung der Veranstaltung 

 
KTR 111203 Öffentlichkeitsarbeit  
Aufführung der organisierten Veranstaltungen 

 möglich 
 
KTR 111310 Bereitstellung von IKT Leistungen  
Anzahl PC-Arbeitsplätze 

 möglich 
hier sollte auch mit angegeben sein, wie viele Plätze Homeoffice-tauglich sind und welche Geräte 
hierzu zur Verfügung stehen. 
KTR 111601 Personalbetreuung und - Gewinnung  
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Anzahl der ausgeschriebenen/besetzten Stellen im Haushaltsjahr 
 besetzte Stellen im Stellenplan einsehbar 

 
KTR 122102 Obdachlosenunterbringung  

 möglich 
 
KTR 122111 Ordnungsangelegenheiten  
Bußgeldstatistik  genauere Definition notwendig  
 
KTR 122201 Verkehrslenkung- und Regelung  
Anzahl Gestattungen/Genehmigungen  möglich 
 
KTR 122109 Gewerbe- und Handwerkerrecht  
Anzahl Gewerbeanmeldungen/-abmeldungen  möglich 
 
KTR 122110 Gaststättenrecht  
Anzahl genehmigte Gaststättenkonzessionen  möglich 
 
KTR 122503 Ausstellung von Personalausweisen und Pässen  
Anzahl ausgestellte Pässe  möglich 
 
KTR 122504 Führungszeugnisse  
Anzahl ausgestellte Führungszeugnisse  möglich 
 
KTR 122507 Fischereischeine  
Anzahl ausgestellte Fischereischeine  möglich 
 
KTR 122512 Auskünfte Einwohnerwesen  
Anzahl Auskünfte Einwohnerwesen  möglich 
 
KTR 122602 Personenstandswesen  
Anzahl Eheschließungen/Scheidungen/sonstiges  möglich 
 
KTR 122701 Dienstleistungen Bürgerbüro  
 
KTR 126111 Aufgaben des Brandschutzes Fw Winkel  
Anzahl Einsätze  möglich 
Anzahl Lehrgänge/Fortbildungen  möglich 
Anzahl geförderte Führerscheine  möglich 
 
KTR 126112 Aufgaben des Brandschutzes Fw Mittelheim  
Anzahl Einsätze  möglich  
Anzahl Lehrgänge/Fortbildungen  möglich 
Anzahl geförderte Führerscheine möglich 
 
KTR 126123 Aufgaben des Brandschutzes Fw Oestrich  
Anzahl Einsätze möglich,  
Anzahl Lehrgänge/Fortbildungen möglich 
Anzahl geförderte Führerscheine möglich 
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KTR 126134 Aufgaben des Brandschutzes Fw Hallgarten  
Anzahl Einsätze  möglich 
Anzahl Lehrgänge/Fortbildungen möglich 
Anzahl geförderte Führerscheine möglich 
 
KTR 211101 Schulträgeraufgaben Grundschulen  
Anzahl Schüler/innen nach Jahrgängen  möglich 
KTR 281103 Förderung von Vereinen und Institutionen  
Anzahl geförderter Maßnahmen getrennt nach Fördertatbestand  möglich 
 
KTR 281115 Zuschuss Brentanoscheune  
Vermietungs-/Auslastungsstatistik (ggf. auch über Wirtschaftsplan)  möglich 
Hierüber wird die zuständige Betriebskommission kontinuierlich, im Rahmen ihrer Sitzungen, 
zuständigkeitshalber informiert. Kein Bestandteil des Wirtschaftsplanes. 
 
KTR 315000 Unterbringung von Asylbewerber/innen  
Anzahl untergebrachte Asylbewerber/innen  möglich 
 
KTR 315300 Soziale Dienste  
Anzahl betreuter Patient/innen bzw. Kund/innen (ggf. auch über Wirtschaftsplan)  möglich 
Hierüber wird die zuständige Betriebskommission kontinuierlich, im Rahmen ihrer Sitzungen, 
zuständigkeitshalber informiert. Im Vorbericht des Wirtschaftsplanes wird auf die Vorjahreswerte 
hingewiesen. 
 
KTR 365101 Förderung v. Kindern in Tageseinrichtungen  
Anzahl geförderter Kinder  möglich 
sofern die Anzahl eine Anonymität gewährleistet 
 
KTR 365102 Förderung der Einrichtung freier Träger  
Anzahl geförderter Kinder  möglich 
sofern die Anzahl eine Anonymität gewährleistet 
 
KTR 365103 Sprachförderung v. Kindern  
Anzahl geförderter Kinder  möglich 
sofern die Anzahl eine Anonymität gewährleistet 
 
KTR 365111 Kinderbetreuung Kita Mittelheim Purzelbaum  
Anzahl betreute Kinder getrennt nach Betreuungsmodul  möglich 
sofern die Anzahl eine Anonymität gewährleistet 
 
KTR 365112 Kinderbetreuung Kita Winkel Pflaumenköpfchen  
Anzahl betreute Kinder getrennt nach Betreuungsmodul  möglich 
sofern die Anzahl eine Anonymität gewährleistet 
 
KTR 365113 Kinderbetreuung Kita NEU  
Anzahl betreute Kinder getrennt nach Betreuungsmodul  möglich 
sofern die Anzahl eine Anonymität gewährleistet 
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KTR 366102 Unterhaltung von Spielplätzen  
Aufführung ausgetauschte Spielgeräte  möglich 
 
KTR 366106 Freizeitmaßnahmen  
Auflistung der durchgeführten Maßnahmen  möglich 
 
KTR 366107 Präventionsrat  
Auflistung an Maßnahmen/Aktivitäten  möglich 
 
KTR 366108 Jugendarbeit Winkel  
Öffnungszeiten/-Tage  möglich 
 
KTR 366150 Jugendraum im BZ Oestrich  
Öffnungszeiten/-Tage  möglich 
 
KTR 366151 Jugendraum Hallgarten  
Öffnungszeiten/-Tage  möglich 
 
KTR 366200 Mehrgenerationenhaus  
Vermietungs-/Auslastungsstatistik der Vereinsnutzung  möglich 
 
KTR 366810 Demenz Hilfsbörse  
Anzahl Helfer/innen  möglich 
Anzahl betreute Klienten möglich 
Hierüber wird die zuständige Betriebskommission kontinuierlich, im Rahmen ihrer Sitzungen, 
zuständigkeitshalber informiert. 
Ferner wird auf den ausführlichen Jahresbericht der HUFAD. verwiesen, aus welchem alle 
statistischen Daten zu entnehmen sind. 
 
KTR 424130 Kegelbahn Hallgarten  
Öffnungszeiten/-tage  möglich 
 
KTR 511102 Städtebauliche Rahmenpläne  
Übersicht der durchgeführten/Geplanten B-Plan-Verfahren  möglich 
 
KTR 511930 Bürgerhaus Hallgarten  
Vermietungs-/Auslastungsstatistik  möglich 
 
KTR 531210 Energieversorgung  
Anzahl Verbrauch KW/h Strom nach Liegenschaften (ggf. auch unter den einzelnen Kostenträgern) 
 möglich, ggf. durch Klimaschutzmanager 
(Wiederholung?) 
 
KTR 545102 Winterdienst  
Anzahl Einsätze/Einsatzstunden  möglich 
 
KTR 122205 ÖPNV  
Anzahl Bushaltestellen  möglich 
(siehe Stadtplan) 
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KTR 553121 Bestattungswesen Friedhof Winkel  
Bestattungsstatistik  möglich 
 
KTR 553122 Bestattungswesen Friedhof Mittelheim  
Bestattungsstatistik  möglich 
 
KTR 553123 Bestattungswesen Friedhof Oestrich  
Bestattungsstatistik  möglich 
 
KTR 553124 Bestattungswesen Friedhof Hallgarten  
Bestattungsstatistik  möglich 
 
KTR 561101 Umweltberatung  
Auflistung durchgeführte Maßnahmen  möglich 
 
KTR 571100 Wirtschaftsförderung und Standortmarketing  
Aufführung der Aktivitäten  möglich 
 
KTR 661001 Steuern, Zuweisungen, allg. Umlagen  
Aufteilung Gewerbesteuer nach Betriebsgröße/Branche  nicht möglich 
Hundestatistik  
Grundsteuerquote  möglich 
Gewerbesteuerquote  möglich 
Einkommensteuerquote  möglich 
Anzahl Spielapparate  nicht möglich 
Fehlbelegungsabgabe  zu welchem KTR gehört das? Bereits auf Kostenträger 511900 
„Dezemberfieberquote“  möglich (beginnt bereits im August) 
 
KTR 661010 Allgemeine Finanzwirtschaft  
 
Stellenplan 

• Geschlechteraufteilung  im Stellenplan enthalten 
• Übersicht der aktiven Altersteilzeiten  möglich 

 
Allgemein 

• Einwohnerentwicklung inkl. Vergleich zu Nachbarkommunen 
 Über Hessenagentur abrufbar 

• Beschäftigtenentwicklung inkl. Vergleich zu Nachbarkommunen 
 Über Hessenagentur abrufbar 

• Zusammensetzung der Aufwendungen und Erträge („Tortendiagramm“ und 
„Verlaufsdiagramm“) gesamt und im Detail: 

o Steuerentwicklung/-quote inkl. Verlauf und Vergleich zu Nachbarkommunen plus 
Zusammensetzung der Steuern  statistische Daten der Nachbarkommunen nur 
für Realsteuern gegeben 

o Betreuungskostenentwicklung/-quote inkl. Verlauf und Vergleich zu 
Nachbarkommunen  statistische Daten liegen nicht vor 

o Sachkostenentwicklung/-quote inkl. Verlauf und Vergleich zu Nachbarkommunen 
 statistische Daten liegen nicht vor 
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o Personalkostenentwicklung/-quote inkl. Verlauf und Vergleich zu 
Nachbarkommunen  statistische Daten liegen nicht vor 

o Transfer/Zuweisungsentwicklung/-quote inkl. Verlauf und Vergleich zu 
Nachbarkommunen  statistische Daten liegen nicht vor 

o Abschreibungsentwicklung/-quote inkl. Verlauf und Vergleich zu 
Nachbarkommunen  statistische Daten liegen nicht vor 

o Zinsentwicklung/-quote inkl. Verlauf und Vergleich zu Nachbarkommunen 
 statistische Daten liegen nicht vor 

• Investitionsentwicklung/-quote inkl. Verlauf und Vergleich zu Nachbarkommunen 
 statistische Daten liegen nicht vor 

• Eigenkapital-/Fremdkapitalquote und -entwicklung 
 statistische Daten liegen nicht vor 

• Budgetierungsleitlinien  
             Deckungs- und Übertragbarkeitsvermerke werden im Haushaltsplan auf den Seiten 28f 
erläutert  
 
 

Oestrich – Winkel, 03.08.2022 
 
 
Dezernatsleiter  
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